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Es geht um’s Heroin
In dieser Ausgabe unseres Maga-

zines veröffentlichen wir einen 
außergewöhnlich brisanten Arti-
kel des u.a. für die Asia Times ar-
beitenden Korrespondenten Pepe 
Escobar. Es handelt sich um die 
Heroin-Exporte aus Afghanistan, 
welche seit der Invasion des Lan-
des  2001 explosionsartig zuge-
nommen haben.

Der Artikel setzt ein gewisses 
Vorwissen voraus, welches aber 
in den Leitmedien eher selten zu 
finden ist, trotzdem aber vorhan-
den und den Medien wie auch den 
Politikern der ganzen Welt frei zu-
gänglich ist.

Die Geschichte der CIA-Betei-
ligung am Drogenschmuggel ist 
schon seit längerem bekannt und 
reicht bis in die 50er Jahre zurück. 
Mit dem Geld aus derartigen Ope-
rationen gelingt es der CIA vorbei 
am Kongress ihre « eigenen » Ziele 
durchzuführen und zu finanzieren.

Präsident Truman bereute nach-
träglich die Gründung der CIA, und 
auch Präsident Eisenhower warn-
te vor deren Macht, ja sogar Präsi-
dent Kennedy wollte die CIA 1961 
in „tausend Teile zersplittern“ und 
sprach von einer weltweit operie-
renden Verschwörung gegen die 
Demokratie.

In den 80er Jahren schmuggelte 
die CIA über den Flughafen MENA 
massiv Kokain in die USA und 
sorgte auch für dessen Vertrieb. 
Mit dem Erlös aus diesem Geschäft 
wurden die sogenannten Konterre-
volutionäre in Nicaragua finanziert 
(Iran Contra Affäre).

Als im Jahre 2000 die Taliban 
nach ihrem Kampf gegen die Sow-
jetunion an die Macht kamen, zer-
störten sie fast sämtliche Opium-
felder. Gemäß ihres Glaubens ist 
Heroin unmoralisch und der An-
bau wurde landesweit verboten.

Dieser Schritt hatte für den Welt-
markt gravierende Konsequenzen. 
Den Drogenhändlern ging der Stoff 
aus. Seit der US-initierten Invasi-
on im Jahr 2001 erreichte der An-
bau und Export dann wieder seinen 
früheren Stellenwert und hat seit-
dem weiter rasant zugenommen.

Nach konservativen Einschät-
zungen beläuft sich die aktuelle 
jährliche Produktion auf bis zu 
7.000 Tonnen. Somit ist, laut der 

UNO, Afghanistan heute weltweit 
der größte Lieferant von Opium. 
Aus diesem Rohopium werden dann 
nach der Vearbeitung im Labor rund 
700 Tonnen Heroin. Die Opiumfel-
der Afghanistans umfassen heute 
eine Fläche, die fast der Größe des 
Saarlandes entspricht.

Da die aktuelle Regierung den 
enormen Drogenexport nicht in den 
Griff bekommt, sollte man davon 
ausgehen, dies sei Grund genug 
für die Weltgemeinschaft, dort zu 
intervenieren. Nun, eine Invasion 
hatten wir ja schon, und seitdem – 
oder vielleicht sogar deshalb – er-
leben wir einen enormen Zuwachs 
des Drogenanbaus.

Obwohl das Land mit den ver-
schiedensten Mitteln überwacht 
wird, ist die Frage berechtigt, wie-
so wir nicht in der Lage sind, diese 
Drogentransporte zu unterbinden. 
Überall auf der Welt, ja sogar in 
den entlegendsten Gebieten, ist je-
der Mensch mittels Satelliten und 
Drohnen heutzutage auffindbar.

Warum aber gelingt es uns nicht, 
die Labore zu lokalisieren? Sollen 
wir glauben, die Drogentranspor-
te würden auf Eselsrücken statt-
finden? Wieso schaffen wir nicht, 
was die Taliban vor 17 Jahren ge-
schafft haben?

Der Drogenhandel auf dieser 
Ebene ist perfekt organisiert und 
diese Mengen können nur mittels 
einer umfassenden Logistik ver-
trieben werden.

Die kleinste Gruppe von Ter-
roristen können wir ausfindig ma-
chen, sie fotografieren und und mit-
tels Drohnen sogar töten – die Dro-
genhändler in Afghanistan finden 
wir aber nicht. Ebenso wenig kön-
nen wir die Großabnehmer in Eu-
ropa feststellen und noch weniger 
kommen wir an die unterstützen-
den globalen Finanzquellen heran.

Würden die Leitmedien ihre 
von ihnen zu erwartende Arbeit 
leisten, wäre eine Diskussion über 
solche Themen in der Öffentlich-
keit möglich. Solange diese sich 
aber weigern hier mitzuarbeiten, 
gibt es viel zu tun für ein unabhän-
giges Medium.

Power to the Paper!
Tommy Hansen, 
Chefredakteur  
free21.org
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Artikel

In Syrien ist es in Khan Scheik-
hun am 4. April 2017 zu einem 

Giftgas angriff gekommen, der 
mehr als 70 Todesopfer forder-
te. Doch wer dahintersteckt, ist 
bisher völlig unklar. Waren es 
die Gegner von Assad? Akteure 
aus dem Ausland? Oder das syri-
sche Militär? Weil viele Fragen 
offen sind, wäre Zurückhaltung 
und Vorsicht in der Analyse ge-
boten. Doch die Massenmedien 
in Deutschland und der Schweiz 
tun das Gegenteil.

Blick und Bild trommeln 
für den Krieg
Blick und Bild haben den Gift-
gasangriff ohne Beweise sofort 
Präsident Baschar al-Assad ange-
lastet, und damit die Bombardie-
rung von Syrien durch US-Präsi-
dent Donald Trump vermeintlich 
gerechtfertigt. 

In der Schweiz titelte die Gra-
tiszeitung Blick am Abend am 7. 
April: „Trumps Antwort auf die 
toten Kinder ... Er rächt Assads 
Giftgas-Angriff auf unschuldige 
Zivilisten.“ Ganz ähnlich lautete 
die Bild Schlagzeile in Deutsch-
land am 8. April: „Trump rächt 
Syriens vergaste Kinder“. Bild 
druckte auf der Titelseite ame-
rikanische Raketen gemeinsam 
mit einem syrischen Kind mit 
Sauerstoffmaske ab. Kommentar: 
„Nach Assads Giftgas-Angriff 
vom Dienstag: Ein Kleinkind 
wird mit Sauerstoff versorgt“.

Tonkin-Lüge
Die Journalisten von Bild und 
Blick müssten wissen, dass List, 
Lüge und Täuschung immer zum 
Krieg gehören. Wenn sie Lügen 
ungeprüft an die Massen weiter-
reichen, treiben sie die Gewaltspi-
rale an. Historikern wie mir sind 
viele Fälle bekannt, wo Kriegslü-
gen großes Leid erzeugt haben.

Am 4. August 1964 hatte US 
Präsident Lyndon Johnson im 
Fernsehen behauptet, dass das 
amerikanische Kriegsschiff Mad-
dox im Golf von Tonkin mit Tor-
pedos von Vietnam angegriffen 
worden war. Heute wissen wir, 
das war eine Lüge. Die Maddox 
wurde nie von Torpedos getroffen. 

Johnson hatte damals wörtlich 
gesagt, „wiederholte feindliche 
Handlungen gegen amerikanische 
Schiffe im Golf von Tonkin ha-
ben mich heute gezwungen, das 
Militär der USA anzuweisen, zu 
reagieren ... es braucht Härte, um 
den Frieden zu sichern.“ Johnson 
eskalierte damit den Vietnam-
krieg, der erst 1975 endete.

Die Tonkin-Lüge hatte fata-
le Folgen: Rund drei Millionen 
Viet namesen wurden im Viet-
namkrieg getötet, viele davon 
Kinder. Die USA verloren 58.000 
amerikanische Soldaten, mehr als 
in jedem anderen Krieg seit 1945. 
Zudem setzten die USA das che-
mische Entlaubungsmittel Agent 
Orange ein. Dies hat bei ungebo-
renen Kindern im Mutterleib zu 
schweren Missbildungen geführt. 
Gemäß Schätzungen des Roten 
Kreuzes litten 2002 in Vietnam 

rund eine Million Vietnamesen an 
den Spätfolgen von Agent Oran-
ge, darunter etwa 100.000 Kinder 
mit Fehlbildungen. Wenn daher 
nun im Kontext von Syrien mit 
dem Verweis auf Kinder für den 
Krieg geworben wird, ist dies äu-
ßerst zynisch.

Trump und die schönen 
Kinder
Präsident Trump begründete sei-
nen Angriff auf Syrien mit dem 
Verweis auf das Giftgas. Assad 
habe „einen schrecklichen Che-
miewaffenangriff auf unschuldi-
ge Zivilisten verübt ... Sogar wun-
derschöne Babys wurden brutal 
ermordet bei dieser sehr barba-
rischen Attacke. Kein Kind Got-
tes sollte jemals so einen Horror 
erleben ... Wir beten für das Le-
ben der Verwundeten und für die 

Seelen der Verstorbenen. Und wir 
hoffen, dass, solange Amerika für 
Gerechtigkeit steht, sich am Ende 
Frieden und Harmonie durchset-
zen werden.“

Ob jedoch die USA für Ge-
rechtigkeit stehen, wird von im-
mer mehr Menschen hinterfragt. 
Bekannt ist inzwischen, dass die 
USA die Gegner von Assad be-
waffnen und trainieren. Dies ist 
ganz klar illegal. Vorsicht ist ge-
boten. Gerade dann, wenn mit dem 
Verweis auf tote Kinder die Emoti-
onen der Massen geschürt werden. 
Schon im Golfkrieg 1990 wurde 
mit der Brutkastenlüge die Bevöl-
kerung gezielt schockiert.

Die Brutkastenlüge
Am 10. Oktober 1990 erzähl-
te ein 15-jähriges Mädchen, das 
als Nayi rah vorgestellt worden 
war, vor dem Menschenrechtsaus-

Wer hat in Syrien  
Giftgas eingesetzt?
Auch im Krieg gibt es Gesetze und Regeln. Die Verwendung von Giftgas und vergifteten Waffen 
ist in allen Kriegen weltweit streng verboten. Der Einsatz von Giftgas wird vom Internationalen 
Strafgerichtshof in Den Haag zu Recht als schwerer Verstoß gegen das Völkerrecht und als 
Kriegsverbrechen eingestuft.

von Daniele Ganser

Foto: Jens Wernicke
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schuss des US-Kongresses unter 
Tränen, dass sie während der In-
vasion von Kuwait durch Irak in 
einem Spital in Kuwait gearbeitet 
und beobachtet habe, wie iraki-
sche Soldaten Säuglinge aus den 
Brutkästen genommen hätten, um 
sie auf den Boden zu werfen, wo 
sie dann starben. Das war gelo-
gen. Aber Präsident Bush Se nior 
griff diese brutale Geschichte 
auf, wiederholte sie in zahlrei-
chen Reden und behauptete, 312 
Neugeborene seien auf diese Art 
gestorben.

Erst nach dem Krieg stellte 
sich heraus, dass die Brutkasten-
geschichte eine infame Lüge war 
und dass Nayirah nie im Spital in 
Kuwait gearbeitet hatte, sondern 
Nijirah al-Sabah hieß und die 
Tochter des kuwaitischen Bot-
schafters in den USA war. Die 
Bush-Administration und das Kö-
nigshaus von Kuwait hatten die 
Öffentlichkeit getäuscht.

Keine Empathie mit den 
Kindern im Irak
Nach dem Sieg über den Irak im 
Krieg 1991 verhängten die USA 
ein Wirtschaftsembargo über das 
Land, welches viele Iraker das Le-
ben kostete, darunter auch Kin-
dern. „Wir haben gehört, dass 
nun eine halbe Million Kinder 
gestorben sind“, sorgte sich die 
amerikanische Fernsehjournalis-

tin Lesley Stahl 1996 über die fa-
talen Folgen des amerikanischen 
Embargos für die Zivilisten im 
Irak. Die Journalistin befragte 
vor laufender Kamera Madeleine 
Albright, die seit 1993 als ame-
rikanische UNO-Botschafterin 
der Administration Clinton am-
tierte, ob das Embargo noch ge-
rechtfertigt sei: „Ich meine, das 
sind mehr Kinder als die, wel-
che in Hiroshima verstarben, ist 
es [das Embargo] diesen Preis 
wert?“ UNO-Botschafterin Al-
bright überlegte einen Moment 
lang, dann sagte sie kalt: „

Ich glaube, das ist eine 
sehr schwierige Entscheidung, 
aber der Preis – wir glauben, es 

ist diesen Preis wert. 

Daraus geht klar hervor: Das 
US-Imperium hat nie Empathie 
mit toten Kindern im Nahen Os-
ten gehabt. Wenn nun im Kontext 
des Syrienkrieges die Bilder von 
toten Kindern herumgereicht wer-
den, ist das aus historischer Per-
spektive völlig empathielos.

Giftgasangriff in Khan al 
Assal am 19. März 2013
Der syrische Bürgerkrieg ist 
ein dreckiger Krieg. Die USA, 
Frankreich, Großbritannien, Sau-

di-Arabien, Katar und die Türkei 
versuchen, Assad zu stürzen, und 
bewaffnen und trainieren Rebel-
len und Terroristen. Russland, 
Iran und China versuchen das zu 
verhindern, wollen Assad an der 
Macht halten und verstärken die 
Schlagkraft des syrischen Mili-
tärs. Wer in diesem Durcheinan-
der wo und wann Giftgas einge-
setzt hat, wird immer schwieriger 
zu durchschauen.

Der erste Einsatz von Giftgas 
ereignete sich am 19. März 2013 
in Khan al-Assal nahe Aleppo. 
Sofort zirkulierte durch die Me-
dien die Behauptung, die syri-
sche Regierung von Präsident 
Assad sei für den Einsatz ver-
antwortlich gewesen. Doch das 
stimmte nicht:

„Wir haben Zeugenaussagen 
von Ärzten, Flüchtlingen in be-
nachbarten Ländern und Spi-
talmitarbeitern, dass chemische 
Waffen verwendet wurden – nicht 
von der Regierung, aber von der 
Opposition“, erklärte die Schwei-
zerin Carla del Ponte, die frühe-
re Chefanklägerin des Interna-
tionalen Strafgerichtshofes für 
Kriegsverbrechen im ehemali-
gen Jugoslawien. 

Auch der Schweizer Arzt Fran-
co Cavalli bestätigte: „Der einzi-
ge gesicherte Fall von Giftgasein-
satz in Syrien (Aleppo) wurde 
eindeutig den Dschihadisten zu-
geschrieben.“ Die Rebellen hat-

ten scheinbar im Rahmen einer 
False Flag-Operation das Kriegs-
verbrechen der Regierungsarmee 
in die Schuhe geschoben, um As-
sad zu diskreditieren. Doch dies 
schlug fehl. 

„Für den ersten Chemiewaf-
feneinsatz in Khan al-Assal nahe 
Aleppo, bei dem 29 Menschen 
ums Leben kamen, waren die 
Dschihadisten unter den Aufstän-
dischen verantwortlich“, bestätig-
te auch der gut informierte Günter 
Meyer, Leiter des Zentrums für 
Forschung zur Arabischen Welt 
(ZEFAW) an der Johannes Gu-
tenberg-Universität Mainz.

Giftgasangriff in Ghuta 
am 21. August 2013
Der UNO-Sicherheitsrat nahm 
sich der Angelegenheit an und 
entschied, Experten nach Syrien 
zu schicken, um den Giftgasan-
griff von Khan al Assal zu unter-
suchen. Hätte diese Arbeit durch-
geführt werden können, wäre die 
False Flag-Operation vermutlich 
aufgeflogen. Die UN-Chemiewaf-
fen-Inspektoren kamen am 19. Au-
gust 2013 in Damaskus an, doch 
noch bevor sie ihre Arbeit aufneh-
men konnten, kam es am 21. Au-
gust 2013 in Ghuta bei Damas-
kus zu einem zweiten und noch 
viel größeren Giftgasanschlag, 
der zwischen 300 und 1.500 To-
desopfer forderte. 

Artikel

Air Force Boeing B-52 (Spitzname ”Casper The Friendly Ghost“), Abwurf 
von (340 kg) Bomben über Vietnam. (Wikipedia / U.S. Air Force Photo 
/ Public Domain)

US-Präsident Johnson bei der Bekanntgabe der Bombardierung Nord-
vietnams am 4. August 1964 (wikipedia / Foto by Cecil W. Stoughton – 
U.S. National Archives and Records Administration / gemeinfrei)
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Das US-Imperium machte so-
fort Assad für das Verbrechen 
verantwortlich. „Wir sind bereit, 
zuzuschlagen, wann immer wir 
wollen“, erklärte Präsident Ba-
rack Obama am Fernsehen. „Wel-
che Botschaft senden wir, wenn 
ein Diktator Hunderte von Kin-
dern vergasen kann und keine 
Strafe erhält?“

Ob Assad oder die von den 
USA, der Türkei und Saudi-Ara-
bien unterstützen Rebellen für 
den Ghuta-Anschlag verantwort-
lich waren, war damals völlig un-
klar. Der amerikanische Investi-
gativjournalist Seymour Hersh 
stellte klug die Gretchenfrage: 
„Wessen Sarin?“, und zeigte auf, 
dass Dschihadisten hinter dem 
Anschlag standen. 

Schon im Mai 2013 „hatte die 
CIA die Obama-Administration 
darüber informiert, dass al-Nus-
ra mit Sarin arbeitet, und auch 
alarmierende Berichte verfasst, 
dass eine weitere radikale sun-
nitische Gruppe im Syrienkrieg, 
die al-Qaida im Irak (AQI), eben-
so wusste, wie man Sarin produ-
ziert“, enthüllte Hersh. 

Das waren brisante Nachrich-
ten. „Denn al-Nusra ist dafür be-
kannt, dass sie unzählige Selbst-
mordanschläge gegen Christen 
und nichtsunnitische Muslime“ 
in Syrien ausgeführt haben. Al-
Nusra wolle in Syrien Assad stür-
zen und die Scharia einführen. 

David Shedd vom amerika-
nischen Geheimdienst Defence 
Intelligence Agency (DIA) war 
im Juni 2013 darüber informiert 
worden, dass „al-Nusra die Fä-
higkeit hatte, Sarin zu beschaf-
fen und einzusetzen“, der israeli-
sche Geheimdienst konnte sogar 
eine Probe des verwendeten Sa-
rins liefern, fand Hersh heraus. 

Doch Präsident Obama „igno-
rierte die Daten zu al-Nusra und 
deren Fähigkeit, Sarin einzuset-
zen, und behauptete weiterhin, nur 
die Assad-Regierung verfüge über 
Chemiewaffen“, erklärt Hersh. 

Die Rolle der Türkei beim 
Ghuta-Anschlag 2013
Mutige türkische Abgeordnete 
des Nationalparlaments griffen 

die Resultate von Hersh auf, gin-
gen der Giftgasaffäre nach und 
fanden heraus, dass Dokumente 
und Material aus einer staatsan-
waltlichen Untersuchung in Ada-
na gegen einen mit Sarin aufge-
griffenen Händler bestätigten, 
dass nicht Assad sondern seine 
von den NATO-Ländern unter-
stützten Gegner das Giftgas ein-
gesetzt hatten. 

„Wir haben Telefonaufzeich-
nungen, die zeigen: ISIS erhielt 
das notwendige Material, um töd-
liches Saringas zu produzieren aus 
der Türkei“, enthüllte der türki-
sche Parlamentarier Eren Erdem 
von der Partei CHP im Oktober 
2015. „Der Westen ist heuchle-
risch, was die ganze Affäre be-
trifft“, erkannte Erdem. 

Man wolle diesen chemischen 
Terroranschlag nicht klären, weil 
eben nicht Assad, sondern die 
von den USA und der Türkei un-
terstützen Gegner von Assad für 
den Anschlag in Ghuta verant-
wortlich seien.

Der türkische Präsident Erdo-
gan wollte das nicht hören und ließ 
den Abgeordneten Erdem wegen 
Hochverrats anklagen. „Ich erhal-
te Todesdrohungen“, berichtete 
Erdem. „Aber ich bin als Patriot 
gegen diese Sache (mit dem Gift-
gas), weil das den Ruf meines Lan-
des ruiniert.“ Er habe ein Dossier 

„mit all den Details, wie das Sarin 
in der Türkei produziert und an 
die Terroristen geliefert wurde.“

Michael Lüders bei  
Markus Lanz
Nach dem Anschlag in Khan 
Scheikhun wurde der Giftgas-
einsatz von Ghuta in den Medien 
nochmals aktuell. Doch obschon 
die Fakten darauf hindeuten, dass 
damals eben nicht Assad, sondern 
die von der NATO unterstütz-
ten Rebellen verantwortlich wa-
ren, schob die Süddeutsche Zei-
tung die Schuld erneut Assad in 
die Schuhe. 

Unter dem Titel «Das Gift, die 
Lügen und die Schuld» erklärte 
die Zeitung am 5. April 2017 ihren 
verwirrten Lesern: „Einheiten der 
syrischen Armee hatten im August 
2013 bei Angriffen auf Vorstädte 
von Damaskus mit Sarin mehr als 
1400 Menschen getötet.“
Eine präzisere Analyse präsentier-
te der Nahostexperte Michael Lü-
ders im ZDF in der Talkshow von 
Markus Lanz am 5. April 2017. 
Lüders führte aus, dass schon 2013 
beim Giftgasangriff in Ghuta Gas 
verwendet worden sei, das der 
türkische Geheimdienst an die 
Nusra-Front, den Al-Kaida-Ab-
leger in Syrien, geliefert habe. 
Lüders sagte: 

„Mittlerweile wissen wir, dass 
es mit einer sehr großen Wahr-
scheinlichkeit nicht das Regime 
war, das für diesen Giftgasan-
griff verantwortlich war.“

Wem nützt es?
Um List und Kriegslügen zu 
durchleuchten müssen Forscher 
und wache Medienkonsumen-
ten sich stets fragen: Wem nützt 
das? Diese Kernfrage formulierte 
Prof. Günter Meyer am 6. April 
auf WDR5 im Morgenradio, als 
die Journalistin mit ihm über den 
Giftgasanschlag in Khan Scheik-
hun sprach.

Meyer gab gleich selbst die 
Antwort: 

„Eindeutig nicht dem Re-
gime.“ Denn Assad sei „auf allen 
Fronten auf dem Vormarsch. Die 
Rebellen erleiden überall Nieder-
lagen und sind vor der Vernich-
tung. In dieser Situation ist das 
der letzte verzweifelte Versuch 
der Dschihadisten, das Blatt zu 
wenden.“ 
Gut möglich, so Meyer, dass es 
sich um einen Angriff unter Fal-
scher Flagge durch die Rebellen 
gehandelt habe, um die USA zum 
Eingreifen zu bewegen.

Auflage der Zeitungen 
bricht ein
Wir befinden uns heute in der 
Medienrevolution. Immer mehr 
Menschen recherchieren im In-
ternet und machen sich selber ein 
Bild von der Welt. Boulevardzei-
tungen wie Blick und Bild schü-
ren mit Schlagzeilen wie „Trump 
rächt Syriens vergaste Kinder“ 
die Emotionen der Massen. 

Aber die Auflage bricht ein. 
Bild vom Axel-Springer-Verlag 
ist zwar noch immer die aufla-
genstärkste Zeitung in Deutsch-
land, aber sie befindet sich im 
klaren Abwärtstrend. Verständli-
cherweise wollen immer weniger 
Menschen sie lesen. Die verkauf-
te Auflage betrug im Jahr 2000 
noch über vier Millionen Zeitun-
gen. 2010 war die Auflage bereits 
auf unter drei Millionen gesun-
ken. Und derzeit wollen nur noch 
1,6 Millionen Menschen für das 
Produkt etwas bezahlen. 

Artikel

Al Tarab – 9. Irakische Armee-Divisions-Führer in der Nähe von Al Tarab, 
Irak, werden von US-Armee-Capt. Mark G. Zwirgzdas, zur Unterstützung 
der kombinierten gemeinsamen Task Force-Operation Inherent Resolve, 
am 19. März 2017, beraten. (U.S. Army Photo by Staff Sgt. Jason Hull / 
Public Domain)



Auch bei der Schweizer Bou-
levardzeitung Blick vom Ringier-
Verlag zeigt der Trend klar noch 
unten. Zuerst gab es Blick nur ge-
gen Bezahlung und die Auflage 
betrug über 300.000 Exemplare. 
Doch die bezahlte Zeitung ist in-
zwischen auf 150.000 Zeitungen 
eingebrochen. Nur weil das Pro-
dukt Blick am Abend, auch aus 
dem Ringier-Verlag, gratis abge-
geben wird, hat es noch eine Auf-
lage von 280.000 Stück.

Die Hoffnung besteht, dass sich 
immer mehr Menschen von der 
Kriegspropaganda abwenden und 
dafür nicht mehr bezahlen. Wenn 
die freien Mittel zu unabhängi-
gen Stimmen der Friedensbewe-
gung fließen und Medienprodukte 
wie der Rubikon, NachDenkSei-
ten, Infosperber, Hintergrund und 
KenFM gestärkt werden, kann 
sich ein fundamentaler Wandel 
vollziehen.
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Meinung

Mindestens 13 Zivilpersonen 
wurden zum „Kollateral-

schaden“. Natürlich, das Penta-
gon „äußert sich bei Anti-Terror-
Einsätzen nicht zu Einzelheiten“, 
jedoch würden derzeit „alle mit 
dem Angriff zusammenhängen-
den Unterlagen geprüft“.

Es wird wohl nichts dabei he-
rauskommen – nur die Zahl der 
getöteten Zivilisten wird zur pau-
senlos steigenden Zahl der To-
desopfer von Operation Enduring 
Freedom (Forever) hinzuaddiert.

Jemand, der tatsächlich seine 
Freiheit in all ihrer Pracht zu er-
tragen hat [engl. to endure one‘s 
freedom – seine Freiheit ertra-
gen, Anm. d. Red.] ist der ehe-
malige Warlord und „Schlächter 
von Kabul“ Gulbuddin Hekma-
tyar, Anführer der [islamisti-
schen Gruppierung, Anm.d.Red.] 
Hezb-i-Islami.

Die afghanische Zivilbevöl-
kerung zu bombardieren, darauf 
hat das Pentagon kein Monopol. 
Auch Hekmatyar fand daran in 
den 1990er-Jahren Gefallen – 
und betrieb außerdem ein ge-
heimes Foltergefängnis im be-
nachbarten Pakistan.

In Kabul unter dem Taliban-
Regime der späten 1990er-Jah-
re habe ich während des Bürger-
kriegs mit vielen Einwohnern 
gesprochen, die mit dem tad-
schikischen Kommandanten und 
„Löwen des Pandschir“ Ahmed 
Schah Massud verbündet waren 
– zwei Tage vor 9/11 wurde ein 
tödliches Attentat auf ihn ver-
übt – sie schilderten mir, wie 
damals Hekmatyars Truppen er-
barmungslos Wohngegenden be-
schossen.

Seit Hekmatyar 1997 unter-
getaucht ist, sind nun fast zwei 
Jahrzehnte vergangen. Noch ist er 
nicht nach Kabul zurückgekehrt. 
In der afghanischen Provinz Ku-
nar habe ich 2002 versucht, sei-
ne Spur zu verfolgen – sowie die 
von Osama bin Laden – gemein-
sam mit meinem „Fixer“ [syn. 
Stringer, arbeiten z.B. als Fahrer, 
Übersetzer und Ortskundige für 
Auslandsreporter. Anm.d.Red.] 
aus Peshāwar trafen wir immer 
wieder US-Marines, die uns um 
Informationen baten. Nachdem 

Osama verschwand, kam Hek-
matyar schnell auf Platz eins der 

Liste der Personen in Afghanis-
tan, die Bush Junior „tot oder le-

bendig“ haben wollte, er wurde 
von Washington als „internati-
onaler Terrorist“ gebrandmarkt 
und 2003 auf die schwarze Lis-
te der UN gesetzt.

Nach seiner Amnestie durch 
die Regierung von Präsident 
Aschraf Ghani ist er darauf 
aus, mehr und mehr an politi-
scher Macht zu gewinnen. Sei-
ne Truppe, die Hezb-i-Islami ist 
seit Jahren eine erlahmte militä-
rische Kraft. Politisch gesehen 
ist das anders. Der Deal ermög-
licht Hezb-Kämpfern nun, sich 
für bestimmte Ämter zur Wahl 
zu stellen. 

Er war eine harte Nuss. Hek-
matyar hat sich stets geweigert, 
irgendein Abkommen zu unter-
zeichnen, solange US- oder Na-
to-Truppen als de-facto-Besatzer 
in Afghanistan waren. Obwohl 
Hezb und die USA/Nato ver-
schiedener Meinung sind, konn-
ten sie sich auf ein endgültiges 
Abkommen einigen – so lange 
Hekmatyar aufhört, den Terroris-
mus zu unterstützen - und Gha-
nis Leute müssen den Papierkram 
erledigen, damit Hezb-i-Islami 
von der UN Sanktionsliste gegen 
den Terrorismus gestrichen wird.

Ob es die Taliban einschüch-
tern wird, wenn man die Hezb 
an der instabilen Kabuler Regie-
rung beteiligt, bleibt fraglich.

In Wirklichkeit Ratten­
linie der CIA
Afghanistan bleibt praktisch ge-
sehen ein von Fremden besetztes 
Land. In dieser Hinsicht scheint 
Hekmatyars Logik die der Ta-
liban widerzuspiegeln – wenn 
auch Mullah Omars Nachfol-

Amerikanische Truppen bewachen Opiumfelder in den Helmand-Provinz 
(Foto: tumblr.com)

2001 ist Opium offiziell vom Taliban-Regime verboten worden und fast 
sämtliche Opiumsfelder wurden abgebrannt, was deutlich die Opium-
exporte beinflusst hat. Der Westen hat unter der Führung der USA das 
Land 2001 invadiert und seitdem sind die Exporte jedes Jahr gewachsen. 
(Bildquelle: United Nations Afghanistan Opium Survey 2014, Seite 12)

Afghanistan – es geht
ums Heroin, Dummkopf
Nicht schon wieder. Bei einem weiteren „Präzisionsangriff“ des Pentagons wurde ein Wohnge-
bäude in Atschin, einem Distrikt in der Provinz Nangarhar, getroffen – gerade als eine Menschen-
menge einen vom Haddsch zurückkehrenden Stammesführer willkommen hieß. 

von Pepe Escobar
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ger ein Platz an Kabuls Tisch 
der Mächtigen verwehrt wird. 

Ein westlicher Geheimagent 
mit Kenntnis darüber, wie Af-
ghanistan auf höchster Ebene in 
Washington abgewickelt wurde, 
stellt es so dar:

„Osama bin Laden hat als Ak-
tivposten der CIA versagt, er 
war nur Vorwand, um Afgha-
nistan zu erobern, um den He-
roinhandel wiederzubeleben – 
ein Milliardengeschäft. Mullah 
Omar war unser Verbündeter ge-
gen die Sowjets und ein höchst 
ehrenwerter Mensch, der, nach 
der Machtübernahme der Tali-
ban den gesamten Opiumanbau 
in Afghanistan stoppte, da die-
se die über 300.000 Herointoten 
pro Jahr für unmoralisch hielten. 
Wir sind auf ihn losgegangen und 

haben ihn verraten. Osama war 
Mullah Omars Gast und er ver-
langte lediglich einen Beweis für 
Osamas Verwicklung in 9/11. Da 
es keinen gab, da er nicht darin 
verwickelt war, konnte auch kei-
ner erbracht werden. Bush Juni-
or machte sich im Fernsehen da-
rüber lustig, wie man nur daran 
denken könne, er sei dem Bau-
ernsohn Mullah Omar einen Be-
weis schuldig.“

Noch pikanter wird es, als der 
Agent ausführt, was Wenige sich 
bisher getraut haben laut zu sa-
gen; die wahren Absichten der 
CIA in Afghanistan:

„Die CIA verwendete die He-
roin-Erlöse für externe Operati-
onen und diese Einnahmen ver-
siegten, als die Taliban an die 
Macht kamen. Auf diese Weise 

hatten sie immer den US-Kon-
gress umgehen können. Des He-
roins wegen sind wir immer noch 
dort. Der Terrorismus wird mit 
der Operation Gladios einge-
fädelt, da man ihn zur Recht-
fertigung dieser Interventionen 
brauchte. Die meisten westli-
chen Geheimdienste sind in die-
sen Handel verwickelt. 93 % des 
weltweit gehandelten Heroins 
stammt aus Afghanistan. Nach 
dem Einmarsch der US-Armee 
wurde der Opiumanbau sofort 
wiederaufgenommen. Die Mili-
tärkonvois, die von den pakista-
nischen Häfen nach Afghanistan 
rollten, brachten als Rückfracht 
das Heroin für den Weltmarkt. 
Die Taliban und Osama hatten 
rein gar nichts mit 9/11 zu tun.“ 
Hekmatyar war nie in den He-
roinhandel verwickelt.

Kabul, so wie es steht, bleibt 
die Kontrolle über die großen 
Bevölkerungszentren und grob 
70 % des Landes. Der Rest ist 
„Talibanistan“. Kabul wird den 
Krieg nie gewinnen. Nach den 
Angaben von General Joseph 
Dunford, Vorsitzender des Joint 
Chiefs of Staff [ein beratendes 
Gremium des US-Verteidigungs-
ministeriums, Anm.d.Red.], ha-
ben das Pentagon und seine Ver-
bündeten 14.000 Soldaten und 
Soldatinnen in Afghanistan sta-
tioniert. Das US-Kontingent von 
9.800 wird Ende 2016 auf 8.400 
reduziert. Jeder erinnert sich 
daran, als die Nato 2014 „die 

Kontrolle abgab“ – als wäre sie 
schmachvoll von den Taliban 
besiegt worden. Jene verblei-
benden US-Bodentruppen un-
terstützen die afghanische Ar-
mee, wie es beschönigend heißt, 
bei der „Ausbildung“ und „aus 
der Luft“. Dabei werden auch 
sie durch einen ganzen Haufen 
privater Sicherheitsfirmen unter-
stützt. Und parallel hierzu, ganz 
im Verborgenen, bringen Liefe-
ranten weiterhin CIA-Heroin in 
den Westen.

Das Duo USA und Nato hat 
jüngst seine Unterstützung zuge-
sagt, „afghanische Sicherheits-
kräfte für die nächsten drei Jahre 
mit etwa einer Milliarde US-
Dollar jährlich zur finanzieren“. 
Wenigen wird bewusst sein, dass 
dies einen hervorragenden zu-
sätzlichen Anreiz für CIA-ge-
führte Heroin-Händler schafft, 
die ihre Waren in der gesamten 
EU vertreiben.

Meinung

Laut UNO ist Afghanistan heute der ungleich größte Lieferant von Heroin 
weltweit (Bildquelle: United Nations Office on Drugs and Crimes, UNODC)

Heroin wird heute sowohl an den russischen als auch an den europäischen Markt aus Afghanistan geschickt. 
(Bildquelle: United Nations Office on Drugs and Crimes, UNODC)

<http://
www.free21.
org/?p=27705>
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Meinung

Wir merken an den Mails un-
serer Leserinnen und Le-

ser: Verständnis für die Demons-
trationen wird mit dem Hinweis 
auf die Gewalt zurückgewiesen; 
Verständnis für die Polizei wird 
mit dem Hinweis auf deren Ge-
walt und ihr Versagen zurückge-
wiesen. Wenn an den folgenden 
Gedanken etwas dran ist, dann 
müssten sich die auseinanderfal-
lenden Wertungen wieder annä-
hern lassen. – Sehr wahrschein-
lich ist, dass die Bundestagswahl 
im September von den Ereignissen 
in Hamburg massiv geprägt sein 
wird. Es droht der Durchmarsch 
von Angela Merkel.

Die öffentliche Debatte zu den 
Vorgängen in Hamburg verläuft 
ziemlich eindeutig. Schuld an der 
Gewalt sind im weitesten Sinne die 
Linken. Von Mitte bis Rechts steht 
für Recht und Ordnung. Besonders 
breit und massiv ist die Zuweisung 
von Verantwortung an die „Lin-
ken“ vom Innenminister de Mai-
zière auf seiner Pressekonferenz 
zu den Vorgängen in Hamburg be-
trieben worden. Er sprach mehr-
mals von der Verantwortung der 
linken Parteien für die Gewalt. Er 
sprach von „Rechtfertigungsver-
suchen aus dem linken politischen 
Spektrum“ – ohne einen Beleg zu 
nennen. Er sprach davon, zwischen 
linksdemokratischen und links-
autonomen Kräften gäbe es ein 
„Überlappungspotenzial“.

Wenn nun aber ein ausreichend 
großer Kern von „linken“ Gewalt-
tätern von ganz anderen Leuten 
befeuert und gelenkt war, was ist 
dann?

Die Frage danach, ob die Ge-
walt von ganz anderen Kräften 
provoziert sein könnte, wird in der 
öffentlichen Debatte von Politik 
und Medien nicht gestellt, allen-
falls in ganz vagen Andeutungen. 
Es wird von den etablierten Medi-
en vermutlich auch nicht recher-
chiert. Das ist in gewisser Weise 
verständlich, weil man sofort als 
„Verschwörungstheoretiker“ ge-
brandmarkt wird, wenn man die 
Möglichkeit, dass Agents Provoka-
teur am Werke waren, untersucht 
und als wahrscheinlich artikuliert.

Wenn man, wie wir bei den 
NachDenkSeiten, keine Angst 

vor dem Etikett Verschwörungs-
theoretiker hat, dann muss man 
und kann man die Frage stel-
len, wer hinter der Gewalt von 
Hamburg stecken könnte. Dann 
muss man auch fragen, in wes-
sen Interesse die Orgien der Ge-
walt liegen.

Das damit massiv und unwi-
derstehlich aufgeworfene The-
ma nach der inneren Sicherheit 
zahlt sich für jene aus, die auch 
im Innern aufrüsten wollen, und 
zum Beispiel auch die Bundes-
wehr ins Spiel bringen wollen.

Wenn alles Linke, wie zum 
Beispiel von de Maizière betrie-
ben, diskreditiert wird, dann wird 
damit auch die Macht und der 
Einfluss der herrschenden Ideo-
logie des Neoliberalismus und 
der damit verbundenen Kreise in 
Wirtschaft und Politik gestärkt 
und weiter gerechtfertigt.

Wird das Thema Innere Sicher-
heit zum Schwerpunktthema der 
kommenden Monate, dann zahlt 
sich das vor allem für die CDU/
CSU aus. Die absehbare Vorherr-
schaft des Themas und die weitge-
hende politische Zuschreibung der 
Gewalt an die linke Seite bringen 
Angela Merkel und die Union in 
eine sehr gute Ausgangslage für 
die Wahl im September.

Die Nutzung des Themas inne-
re Sicherheit bei Wahlausein-
andersetzungen und anderen 
politischen Auseinanderset-
zungen und der Einsatz von 
Provokateuren hat eine lange 
Geschichte

Die rechtskonservativen Par-
teien in Europa einschließlich der 
CDU/CSU haben Erfahrung mit 
dem Gebrauch bzw. Missbrauch 

des Themas Gewalt und Terroris-
mus für die innenpolitische Aus-
einandersetzung. In den achtziger 
Jahren wurde damit immer wieder 
gearbeitet – damals oft mit dem 
Hinweis auf den gewaltsamen Wi-
derstand gegen die Kernenergie. In 
Niedersachsen zum Beispiel hatte 
die SPD 1986 alle Chancen, den 
CDU-Ministerpräsidenten Alb-
recht abzulösen. Die CDU rettete 
sich dann kurz vor dem Wahlter-
min mit massiver Thematisierung 
der angeblich linken Gewalt; ihre 
Anzeigen waren illustriert mit Stei-
ne werfenden vermummten Chao-
ten. – Bis heute nicht ausreichend 
geklärt ist die Rolle von Gewalt-
tätern im Hintergrund beim Okto-
berfest-Attentat von 1980, wie auch 
die Rolle von Agents Provokateur 
beim G8 Gipfel 2007 in Heiligen-
damm und 2001 in Genua. In Ita-
lien gilt das auch für den mörde-

Vermummte sogenannte Autonome im Schanzenviertel beim G20 Gipfel (Foto: BABANI/ EPA/ REX/ Shutterstock)

Wem nützt die Gewalt
beim Gipfel in Hamburg?
Agents Provocateur ausgeschlossen? Die Ereignisse vom 7. bis 9. Juli werden weitreichende 
Folgen für die öffentliche Debatte und auch für das politische Bewusstsein und die Wertungen 
und Einstellungen vieler Menschen haben. Auch solche, die bis vor kurzem noch ähnlich 
auf Gesellschaft und Politik blickten, sind auseinanderdividiert.

von Albrecht Müller
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rischen Anschlag im Bahnhof von 
Bologna von 1980 mit über 80 To-
ten. Welche Rolle spielte Gladio – 
eine Geheimarmee im Untergrund 
der NATO?

Unter NachDenkSeiten-Lesern 
gibt es Menschen, die ihre eige-
nen Erfahrungen mit gewaltsa-
men Provokationen gemacht ha-
ben. Eine Leserin berichtete am 
vergangenen Samstag von ihren 
Erfahrungen:„

Bei allem, was ich jetzt 
gesehen habe, glaube ich nicht, 
dass es Autonome gewesen sind, 
die – wie Anwohner aus dem 
Schanzenviertel sagten – sich 
noch nie so verhalten hätten, 
wie jetzt. Sie rissen Zäune aus 
den Halterungen und warfen sie 
sogar mit dem Beton, in dem sie 
befestigt waren, auf die Straße 
und andere schwere Sachbe-
schädigungen vornahmen, das 

also sei neu.

Seit Gladio und NSU und um 
das Wissen der Agent provoca-
teurs, glaube ich derartiges po-
litisches und mediales Vorgehen 
nicht mehr.

Ich habe selber mal eine CDU-
Veranstaltung vor Jahren erlebt 
(das war mit dem ZDF Modera-
tor Löwenthal als Redner), die 
massiv von ebenfalls Vermumm-
ten gestört wurde – und als ich 
meine Angst darüber einigen 
guten Bekannten, die zur CDU 
gehörten, erzählte, beruhigten 
sie mich – es seien eigene Leu-
te gewesen – mit dem Ziel, die 
Linken, damals SPD, zu verun-
glimpfen. Reine Taktik.

Aber wo führt dieser ganze 
Mummenschanz, diese absicht-
liche Zerstörung hin? Merkel 
denkt von hinten her gesehen. 
Denken von hinten her heißt: 
Ganz einfach, sich das mögliche 
Ende vorstellen und nach vorne 
hin aufrollen, wenn man die-
ses oder jenes macht oder nicht 
macht.

Denke ich vom Ende her: 
Fürchterliche Krawalle und Ran-
dale, brennende Autos, schwarzer 
Qualm über ganze Straßenzüge. 
Der Ruf nach der harten Hand, 
der eisernen Hand oder einer ei-
sernen Kanzlerin? Im Septem-
ber sind Wahlen und alles passt. 
Es waren nicht die Autonomen. 
Während der Raserei im Schan-
zenviertel war 3 Stunden lang 
keine Polizei zu sehen, die das 
Ganze hätte stoppen können.“

Von hinten her zu denken, ver-
mag die zitierte NachDenkSei-
ten-Leserin, die SPD-Führung 
schafft das nicht. Der Hambur-
ger Bürgermeister Scholz (SPD) 
drischt auf die linksautonome 
Szene und damit in den Ohren der 
meisten Zuhörer auf den linken 
Teil der Politik ein, und merkt 
nicht, dass das Wasser auf die 
Mühlen der CDU/CSU ist. Kei-
ner stellt die Frage nach mögli-
chen Provokateuren, den Hinter-
männern und den Motiven für 
das Anheizen der Gewalt.

Nachbemerkung: Auswirkun-
gen auf die Bundestagswahl? Das 
Umfragebild sieht aktuell so aus: 
22 % für die SPD bei Forsa. Nach 
den Erhebungen der meisten In-
stitute würde es jetzt schon für 
Schwarz-Gelb reichen. Nach mei-
ner Einschätzung wird es nach 
den Vorgängen in Hamburg weite-
re Verschiebungen zugunsten der 
CDU/CSU geben. Es sei denn, es 
wird endlich offen über die mög-

lichen Drahtzieher der Gewalt von 
Hamburg gesprochen.

Meinung

Die Rolle von Gewalttätern im Hintergrund beim Oktoberfest-Attentat von 
1980 ist bis heute nicht ausreichend geklärt (Foto: dpa)

Innenminister de Maizière auf der Pressekonferenz 10.7. 2017 (Schirmbild 
von RT Deutsch)

Quelle http://www.wahlrecht.de/umfragen/

Quellen:
YouTube: Innenminister Thomas de 
Maizière gibt Pressekonferenz nach 
G20-Gipfel <https://www.youtube.
com/watch?v=y4o-h9w7nNg>
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Meinung

Die größte friedliche Demons-
tration seit Jahrzehnten und 

über dreißig Aktionen und Ver-
anstaltungen in Hamburg sollten 
politische Signale an die Vertre-
ter der reichsten Staaten der Welt 
senden. Zigtausende Aktivisten, 
die zum Teil weite Reisen auf sich 
genommen haben, um ihr Recht 
auf demokratische Mitbestim-
mung auf friedliche Weise wahr-
zunehmen, gehen in der hitzigen 
Diskussion um wenige hundert 
Gewalttäter mit unklarem politi-
schen Hintergrund unter. In seiner 
Fotoreprotage hat unser Gastau-
tor Peter Mann sich bemüht, ein 
vollständiges Bild der Proteste 
um den G20-Gipfel zu zeichnen.

Hamburg leckt seine Wunden. 
Tage nach der Ausrichtung des 
G20-Gipfels in der Hansestadt 
wird Bilanz gezogen, eine Bilanz, 
die in erster Linie nach der Ver-
antwortung für die gewaltsame 
Eskalation in Hamburgs Vierteln 
sucht. Eine Bilanz, die völlig ver-
gessen macht, worum es bei die-
sem G20-Treffen eigentlich ge-
hen sollte.

Der G20-Gipfel sollte eine Ver-
anstaltung werden, bei der die 
„führenden“ Industriestaaten der 
Welt Lösungen zu den gravie-

rendsten Problemen diskutieren 
und Maßnahmen für deren Be-
seitigung beschließen sollten. Die 
Konfliktherde im Nahen Osten, 
der Klimawandel, die weltwei-
te Flüchtlings- und Finanzkri-
se und die sozialen Spannungen 
durch Ausbeutung von Regionen 
und Menschen, Probleme, die das 

Leben und die Lebensqualität von 
Menschen weltweit betreffen und 
dringend Lösungen brauchen.

Doch hatte man zur Lösungs-
findung die Hauptverursacher die-
ser Probleme geladen. Sie also 
sollten ihre eigene, verfehlte und 
mörderische Politik analysieren 
und ändern?

Jean Ziegler bestätigte bereits 
Tage zuvor in einem Gespräch die 
Illegitimität des G20-Gipfels. Er 
unterstrich leidenschaftlich und 
argumentativ, dass diese Zusam-
menkunft eine Farce und ein Af-
front gegen die UNO sei, denn 
dort gehörten die Themen, die 
diskutiert werden sollten, hin. Er-
wartungen an positive Ergebnis-
se waren deshalb äußerst gering.

Und so bereiteten zahlreiche 
Aktivisten über einen langen Zeit-
raum Veranstaltungen vor, die auf 
die Problematik dieses Treffens 
hinweisen sollten.

Im Kulturzentrum Kampnagel 
fand am 5. Und 6. Juli ein „Gip-
fel für globale Solidarität“ statt.

Spannende Diskussionsrunden, 
lebendige Podiumsveranstaltun-
gen, zukunftsweisende Gesell-
schaftsideen, alternative Verwal-
tungs- und Produktionsprozesse 

wurden vorgestellt und leiden-
schaftlich diskutiert. Unter dem 
Motto „Eine andere Welt ist mög-
lich“ fanden sich engagierte jun-
ge und junggebliebene Menschen 
zusammen. Konsens war, dass der 
heutige Raubtierkapitalismus ein 
menschenverachtendes Gesell-
schaftssystem ist, zu dessen Über-
windung Alternativen dringend 
notwendig sind. Die Zerstörung 
der Umwelt als direkte Folge der 
hemmungslosen Ausbeutung von 
Mensch und Natur war ein zentra-
les Thema; das Flüchtlingselend, 
das Sterben auf den Meeren, die 

Unmenschlichkeit bei Flucht und 
Vertreibung ein weiterer Schwer-
punkt. Fluchtursachen müssen er-
kannt und möglichst schnell be-
seitigt werden, Waffenexporte in 
Krisenregionen gestoppt, Finan-
zierungen dieser Geschäfte unter-
bunden werden. Bildungsoffensi-
ven in den Entwicklungsländern 
sollten als vordringliche Aufgabe 
akzeptiert werden, um eine gan-
ze Generation vor Perspektivlo-
sigkeit zu retten.

Am „Gipfel für globale Soli-
darität“ beteiligten sich Parteien, 
Gewerkschaften und zahlreiche 

G20: Die andere Realität
Was der Krawalljournalismus über den G20-Gipfel nicht erzählt, hat Peter Mann in einer 
Fotoreportage dokumentiert. von Peter Mann

(alle Fotos: Peter Mann
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unabhängige Gruppen. Podiums-
diskussionen mit VertreterInnen 
aus Spanien, Nordsyrien (Roja-
va) und Südafrika stellten kom-
plex ihre selbstverwalteten, er-
folgreichen Regionen vor. Der 
Kampf um soziale Gerechtigkeit 
und selbstbestimmtes Handeln - 
vor allem für Frauen, nahm einen 
besonderen Teil ein. Doch kaum 
ein Wort darüber in der Bericht-
erstattung über G20 in Hamburg.

Außerhalb von Kampnagel 
planten zahlreiche weitere alter-
native Gruppen Gegenveranstal-
tungen zum G20, auf denen die 
globalen Probleme benannt und 
diskutiert werden sollten. Schon 
am 5. Juli wies die Kunstperfor-

mance „Tausend Gestalten“ auf 
das menschliche Elend auf die-
ser Welt hin.

Als akkreditierter Journalist 
konnte ich an den stattfindenden 
Pressekonferenzen auf Kampnagel 
und den täglichen Pressekonferen-
zen im alternativen Medienzent-
rum MCFC im Millerntorstadi-
on St. Pauli einen Überblick über 
die Geschehnisse vor, während 
und am Tag nach dem G20-Gip-
fel bekommen.

Am Mittwochabend wurde auf 
St. Pauli eine fröhliche Rave- Par-
ty gefeiert, um ein Zeichen für 
den friedlichen Protest gegen den 
G20-Gipfel zu setzten. Als Ein-
stimmung behinderte die Polizei 
bereits hier die angemeldete Ver-

anstaltung und ging völlig unbe-
gründet mit Wasserwerfern ge-
gen das feiernde Partyvolk vor. Es 
sollte ein Vorgeschmack für die 
kommenden Ereignisse werden.

Der Grundsound für die Tage 
danach war definiert. Bereits 
am Sonntag zuvor hatte ich auf 
dem Rathausmarkt in Hamburg 
die Räumung von gewaltfreien, 
friedlichen Demonstranten er-
leben dürfen, die von der Poli-
zei brutal abgeführt worden sind. 
Sie protestierten gegen die Ver-
weigerung und Auflösung eines 
Camps von G 20 Gegnern. Der 
Polizeiführung war es egal, dass 
das Verwaltungsgericht Hamburgs 
dieses Camp ausdrücklich geneh-
migt hatte.

Die Demonstration „Welcome 
to Hell“ am 6. Juli auf dem Fisch-
markt war vom Anwalt der Roten 
Flora Andreas Beuth angemel-
det und von der Stadt genehmigt 
worden. Beuth bekannte sich auf 
der Pressekonferenz des FCMC 
zur Gewaltfreiheit der Veranstal-
tung. Diese Anti-G20-Demo auf 

dem Fischmarkt verlief bei bes-
tem Wetter und zu Beginn aus-
gesprochen entspannt, aber klar 
positioniert. Redner sprachen zu 
den über 10.000 Teilnehmern, 
bekannte Bands der linken Sze-
ne traten auf.

Um zum Veranstaltungsort zu 
gelangen, passierte ich rechts und 
links der Straße bereits zahlreiche, 
einsatzbereite Polizeieinheiten.

Die Veranstaltung formierte 
sich dann zum genehmigten De-
monstrationszug, an deren Spitze 
sich der „Schwarze Block“ mit 
Transparenten aufstellte. Ihre Ver-
mummung wurde nach Verhand-
lungen mit der Polizei abgelegt. 
Die Polizei rückte trotzdem so-
fort mit massivem Aufgebot und 
mit unverhältnismäßiger Gewalt 
u.a. mit Wasserwerfern, Schlag-
stockeinsatz und Räumpanzern 
gegen die - jetzt unvermummten 
- Demoteilnehmer vor.

Am Abend informierte ich 
mich im FCMC über die aktu-
ellen Ereignisse. Ein Fotograf, 
der gerade aus der Schanze zu-

rückkam, berichtete mir von ers-
ten brennenden Barrikaden auf 
dem Schulterblatt. Er warnte mich 
ausdrücklich dorthin zu gehen, 
die Situation wäre hoch explo-
siv. Ich entschloss mich dennoch, 
das Geschehen zu dokumentieren. 
Auf der Kreuzung Neuer Pferde-
markt/Feldstraße waren 3 Was-
serwerfer und 2 Räumpanzer po-
sitioniert, eine Barrikade an der 
Schanzenstraße brannte, grölende 
Menschen mit Bierflaschen war-
fen Material in die Feuer. Überall 
dicke Rauchwolken. Im Schulter-
blatt brannten 4 Barrikaden, Kra-
walltypen bewarfen einen Wasser-
werfer, der aus der Lerchenstraße 
kam, mit Pflastersteinen. Einer 

dieser Typen wollte mir meine 
Kamera wegnehmen, weil ich fo-
tografiert hatte, was ihm nicht 
gelang. Das ganze Schulterblatt 
war in Rauchschwaden gehüllt, 
vor dem „Budnikowsky“ mach-
te sich die Menge daran, den La-
den zu plündern, ebenso den an-
grenzenden Supermarkt „Rewe“. 
Die Kreuzung Schulterblatt/Su-
sannenstraße brannte. Eine Frau 
wurde von zwei Typen bedrängt, 
weil sie angeblich fotografiert hat-
te. Ich konnte verhindern, dass sie 
diese Frau angriffen.

Nach meiner Einschätzung 
hatten diese Gewalttäter absolut 
nichts mit den Demonstranten zu 
tun, die ich vorher auf Demonst-
rationen erlebt hatte.

Meinung
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Die Situation wurde immer ag-
gressiver, die Barrikaden wurden 
aus den geplünderten Geschäf-
ten mit Brennmaterial versorgt, 
es kam zu Explosionen, die unter 
dem Jubel der entfesselten Masse 
beklatscht wurde. In dieser Situa-
tion war es für die Polizei äußerst 
schwierig, eine wirksame Strategie 
zu finden, die nicht zu einer wei-
teren Eskalation der Lage führte.

Die Pressekonferenz am nächs-
ten Vormittag im FCMC stand 
ganz im Zeichen der politischen 
und gesellschaftlichen Konsequen-
zen dieser nächtlichen Gewaltex-
zesse. Einigkeit bei allen Teilneh-
mern herrschte bei der Ablehnung 
von Gewalt zur Durchsetzung po-
litischer Ziele.

Auf der Basis dieses vereinten 
Willens zum friedlichen Protest 
fand schließlich am Samstag die 
geplante Großdemonstration der 
verschiedensten Anti-G20-Partei-
en, Organisationen und Verbände 
in Hamburg statt, gesichert durch 
ein Großaufgebot der Polizei.

50.000 Teilnehmer hatte man 
erwartet, 80.000 waren gekom-
men. Ein riesiger Erfolg für die 
Bewegung des friedlichen Pro-
testes. Mit dieser Teilnehmerzahl 
war die Demonstration in Ham-
burg die größte seit Jahrzehnten.

Diese friedlich verlaufende De-
monstration war kämpferisch und 
konsequent in ihren Positionierung 
gegen den Wahnsinn des weltweit 
agierenden Kapitals. Die Polizei-
ketten aus Hamburg begleiteten 
rechts und links den großen De-
monstrationszug.

In den Gesichtern der Polizisten 
konnte ich Unsicherheit, Müdigkeit 
und auch Frustration lesen. Sie ta-
ten mir leid. Viele von ihnen, da 
bin ich mir sicher, stimmten den 
Forderungen der Demonstranten 
zu. An einem Kontrollpunkt in der 
Schanze vor einem Hotel konnte 
ich ein längeres und sehr diffe-
renziertes Gespräch mit dem dort 
diensttuenden Polizisten aus Nie-
dersachsen über die aktuelle und 
auch weltpolitische Lage führen. 
Das Bild einer enthemmten, sinn-
los prügelnden Polizei, wie ich 
sie in den Tagen zuvor erlebt hat-
te, wurde durch dieses Gespräch 
ein wenig zurechtgerückt.

Im Gegensatz zur Polizei-
führung (Polizeipräsident und 
Einsatzleiter), die sich keinerlei 
Versäumnisse oder Verfassungs-
brüche bewusst sind, sind es sol-
che Menschen, die ihre Aufgabe 
ernsthaft erfüllen und dabei nicht 

vergessen, dass sie Bürger eines 
demokratischen Landes sind.

Die politischen Forderungen 
der Anti-Gipfel-Teilnehmer, die 
Ergebnisse der zahlreichen Dis-
kussionsveranstaltungen am Ran-
de sind nun kein Thema mehr. Im 

Fokus der Medien steht nur der 
Streit um die Schließung der Ro-
ten Flora, obwohl Anwohner der 
Schanze beschreiben, dass keine 
Gewalt von den bekannten linken 
Gruppen ausgegangen ist, im Ge-
genteil. Geschäfte und Personen 
wurden sogar von ihnen geschützt. 
In einem offenen Brief der Schan-
zenbewohner und Geschäftsinha-
ber wird das sehr deutlich. Doch 
auch diese Einwände beeinflussen 
die öffentliche Diskussion wenig.

Der politische Erfolg des G20-
Gipfels in Hamburg ist, wie er-
wartet wurde, redundant. Kei-
nes der gesteckten Ziele wurde 
erreicht, einziger Lichtblick war 
das erste Treffen von Trump und 
Putin zur grundlegenden Verstän-
digung. Und die ist im Zeichen 
realer Konfrontation dringender 
denn je. Denn, wie nun auch die 
mangelnde Berichterstattung über 
zahlreiche friedliche Großver-
anstaltungen rund um den Gip-
fel zeigt:

Ohne Frieden ist alles nichts.

Meinung
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Das hat sich heute nur insofern 
verändert, als dass „Leiden-

schaft, Vorurteil und politisches 
Interesse“ in offenen Rassismus 
umgeschlagen sind.

Seit etwa zwei Jahren gibt es 
in den westlichen Ländern die 
größte rassistische Massenmo-
bilisierung seit dem Faschismus. 
Von Rechten und Linken glei-
chermaßen wird „der Islam“ als 
Bedrohung beschworen. Die Me-
dien sind voll von Berichten und 
Kommentaren, die „den Islam“ als 
Gegenteil zur „westlichen Kultur“ 
und die „westlichen Werte“ kon-
struieren. Das hat Folgen. Mehr 
als 50% aller Europäer/innen ha-
ben eine rassistische Einstellung 
gegenüber Muslimen. [2] Musli-
minnen wird auf offener Straße 
das Kopftuch heruntergerissen, 
syrische Kinder werden in aller 
Öffentlichkeit geschlagen, Mus-
lime durch die Straßen gejagt 
oder gar erschlagen, regelmäßig 
brennen Moscheen und Flücht-
lingsheime.

Der anti-muslimische Rassis-
mus funktioniert auf sehr simple 
Weise. „Der Islam“ wird auf ein 
paar einfache Schlagworte und 
eingängige Stereotype reduziert, 
die wieder und wieder in verschie-
denen Variationen reproduziert 
werden. Vielfach bedient er sich 
derselben Methoden, die im 19. 
und 20. Jahrhundert  zur Dämoni-
sierung der jüdischen Religions-
gemeinschaft angewandt wurden. 
Der anti-muslimische Rassismus 
enthält sowohl Elemente des An-
tisemitismus als auch des koloni-
alen Rassismus.

Zu den wichtigsten demagogi-
schen Tricks gehört das selekti-

ve Zitieren aus heiligen Büchern. 
Es werden besonders abstoßende 
Zitate aus dem Zusammenhang 
gerissen und ohne jeden Kontext 
präsentiert, um zu beweisen wie 
schlimm die jeweils angegriffe-
ne Religion sei.

Hierzulande besonders beliebt 
ist der Verweis auf die Gewalt-
suren im Koran. Es wird damit 
argumentiert, dass sich wahhabi-
tische Terrororganisationen wie 
der „Islamische Staat“ auf die-
se beziehen, und daher beweise 
das, dass das Problem im Islam 
selbst liege. Diese Argumentation 
zeugt von Unkenntnis oder aber 
von böswilliger Absicht, denn Re-
ligionen funktionieren so nicht. 
Die drei abrahamitischen Religi-
onen sind mehr als nur ihre hei-
lige Schriften. Da heilige Bücher 
vielfach widersprüchlich sind und 
kryptische Stellen enthalten, be-
dürfen sie der Interpretation.

Zur Auslegung des Korans hat 
sich im Islam eine ganze Wis-

senschaft herausgebildet. Um 
den Koran zu verstehen, reicht 
es nicht, ihn zu lesen, man muss 
auch den historischen Kontext, 
die Hadithe (die Aussprüche des 
Propheten) und die Debatten ken-
nen, die in der langen Geschichte 
des Islams geführt wurden. Un-
tersuchungen zeigen überdies, 
dass der Koran von den heiligen 
Büchern aller drei abrahamiti-
schen Religionen am wenigsten 
Gewalt enthält.

Die Gewalt in der arabischen 
und weiteren muslimischen Welt 
durch den Koran und „den Islam“ 
erklären zu wollen, lenkt von den 
tatsächlichen Ursachen ab.

Die westlichen Kriege 
und das Feindbild Islam
Das Feindbild Islam wurde nach 
dem Sieg des kapitalistischen La-
gers im Kalten Krieg systema-
tisch aufgebaut. Einerseits, um 
die einsetzenden Kriege in der 

arabischen Welt zu rechtferti-
gen und andererseits, weil die 
westlichen Gesellschaften so be-
schaffen sind, dass sie Feindbil-
der brauchen.

Seit 1991 wurde die arabische 
Welt mit zahlreichen Kriegen und 
ökonomischen Embargos überzo-
gen, die Millionen von Menschen 
das Leben kosteten und das Leben 
unzähliger Menschen zerstörten. 
Allein durch das Embargo gegen 
den Irak, das nach dem 1. Irak-
Krieg 1991 verhängt wurde und 
bis zum 2. Irak-Krieg 2003 in 
Kraft war, starben 500.000 ira-
kische Kinder. Der 2. Irak-Krieg 
und die 8 Jahre andauernde Be-
satzung des Landes durch die 
USA kosteten schätzungsweise 
eine weitere Million Iraker/in-
nen das Leben.

Dass diese Gewalt, die von der 
westlichen Welt ausgeht, einmal 
auf sie zurückschlagen würde, 
war absehbar. Die jungen Mus-
lime, die in den letzten Jahren 

Fotomodel mit Niqab (Foto by Geralt / pixaby / CC0)

Der Islam – seit Jahrhunderten 
der „Lieblingsfeind“ des Westens
„Es war mir nicht möglich, in der europäischen oder amerikanischen Geschichte seit dem Mittelalter eine Periode zu entde-
cken, in der der Islam im Allgemeinen außerhalb eines von Leidenschaft, Vorurteil und politischem Interesse geschaffenen 
Rahmens diskutiert oder über ihn nachgedacht wurde,“ schrieb der amerikanisch-palästinensische Literaturwissenschaftler 
Edward Said 1980. [1]
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Anschläge in westlichen Län-
dern begingen, taten dies mit dem 
Verweis auf die westlichen Ver-
brechen in der arabischen bzw. 
muslimischen Welt. Verschärfend 
kommt hinzu, dass es die west-
lichen Staaten waren, die in Zu-
sammenarbeit mit Saudi-Arabien 
die wahhabitschen Terrorgruppen, 
die heute ihre Ländern heimsu-
chen, erst ins Leben gerufen ha-
ben. Dass  al-Qaeda aus den von 
den USA und Saudi-Arabien auf-
gebauten Mujahedin hervorging, 
die in Afghanistan gegen die sozi-
alistische Regierung und die dort 
stationierten sowjetischen Trup-
pen kämpften, ist kein Geheim-
nis. Doch trotz dieser Erfahrung 
bedienten sich westliche Länder, 
um Muammar al-Gaddafi zu stür-
zen, in Libyen wieder derselben 
wahhabitischen Extremisten. In 
Syrien wurden diese Kräfte eben-
falls unterstützt, vor allem von 
den USA und ihren regionalen 
Verbündeten. [3]

Nicht „der Islam“ ist für die 
Gewalt verantwortlich, sondern 
die fortgesetzte westliche Kriegs- 
und Kolonialpolitik, die auf die 
Unterwerfung der arabischen Welt 
zielt sowie die zynische Instru-
mentalisierung wahhabitischer 
Extremisten zur Durchsetzung 
dieser Politik.

Die lange Geschichte 
des anti-muslimischen 
Rassismus in Europa 

Der anti-muslimische Rassismus 
wäre jedoch nicht so erfolgreich, 
hätte er nicht so eine lange Ge-
schichte und wären nicht die 
entsprechenden Stereotype so 
tief im europäischen Gedächtnis 
verankert. „Der Islam“ ist eines 

der ältesten und wirkungsmäch-
tigsten Feindbilder in Europa. 
Die europäische Auseinander-
setzung mit dem Islam reicht 
bis ins Mittelalter zurück und 
war größtenteils von Feindse-
ligkeit geprägt. Die geographi-
sche Nähe zwischen Europa und 
dem Orient, die gemeinsame 
wechselvolle und konfliktrei-
che Geschichte und auch, dass 
die islamische Welt der christli-
chen über Jahrhunderte überle-
gen war, haben dem Islam eine 
besondere Stellung in der euro-
päischen Imagination verliehen.

Für Europa war der Islam seit 
seiner Entstehung im 7. Jahr-
hundert ein verhasster Rivale. 
Die ersten, die sich über ihn er-
eiferten, waren die Kirchenvä-
ter, die in ihm eine christliche 
Häresie sahen und Muhammad 
als Betrüger bezeichneten. Wäh-
rend der Kreuzzüge wurden die 
meisten der anti-muslimischen 
Klischees geprägt, die bis heute 
im Umlauf sind. Schon damals 
standen die Themen Gewalt und 
Frauen bzw. Sexualität im Vor-
dergrund. Allerdings wurde den 
Muslimen damals nicht die Un-
terdrückung von Frauen vorge-
worfen, sondern eine allzu gro-
ße Libertinage.

Seitdem Europa im Mittel-
alter begann, sich eine eigene 
Identität zu geben, wurde die-
se unter Ausschluss aller ori-
entalischen Einflüsse und als 
Gegenteil zum Islam konstru-
iert. Der Begriff Europäer wur-
de zum ersten Mal im Kampf 
gegen arabische Muslime er-
wähnt. Europäer sein, hieß also 
vor allem kein Muslim sein. In 
der Bezeichnung Europas als 
„christliches Abendland“ oder 
als „christlich-jüdisches Abend-
land“ scheint diese alte Front-
stellung wieder auf.

Der Orient wurde in der eu-
ropäischen Geschichte zwar im-
mer als minderwertig darge-
stellt, aber gleichzeitig auch als 
das territorial größere Gebiet, 
das mit einem größeren Macht-
potential ausgestattet ist, das 
meistens als destruktiv vorge-
stellt wurde. Hinzu kommt, dass 
sich die islamische Welt niemals 

vollständig der westlichen Do-
minanz unterworfen hat, so dass 
sie auch deswegen für die west-
liche Welt etwas Unberechen-
bares und Bedrohliches hat. [4]

Der Orient und der Okzident 
(oder „der Islam“ und „der Wes-
ten“) waren jedoch niemals so 
strikt voneinander abgegrenzt, 
wie es heute dargestellt wird. 
Muslimische Araber regierten 
von 711 bis 1492 große Teile 
des heutigen Spaniens, auch auf 
Sizilien bestand etwa 200 Jah-
re lang ein arabisches Reich. 
Muslime haben durch ihre jahr-
hundertelange Überlegenheit 
in Wissenschaft, Philosophie, 
Landwirtschaft und Kultur maß-
geblich zur Zivilisierung Euro-
pas beigetragen. Der Wissen-
stransfer aus der muslimischen 
Welt schuf erst die Vorausset-
zungen für die Renaissance und 
die Aufklärung. [5] Umgekehrt 
fielen Europäer im 11. Jahrhun-
dert in das heutige Palästina 
ein, eroberten Jerusalem und 
schlachteten die gesamte Be-
völkerung ab, einschließlich 
der Christen und Juden. Sie er-
richteten dort einen frühen eu-
ropäischen Siedlerkolonialis-
mus, der fast 100 Jahre bestand. 
Drei weitere Kreuzzüge folgten. 
Ab dem 16. Jahrhundert begann 
die Kolonisierung muslimischer 
Länder, die große Verwüstun-
gen anrichtete und Millionen 
von Menschen das Leben kos-
tete. Der europäische Kolonia-
lismus brachte neue rassistische 
Zuschreibungen mit sich. Die 
Rückständigkeit des Islams und 
die Unterdrückung der Frauen 
waren beliebte Themen zu die-
ser Zeit. Frankreich behauptete, 
mit seiner „Zivilisierungsmis-
sion“ die arabischen Frauen be-
freien zu wollen. Auch im vik-
torianischen England waren die 
in Korsetts geschnürten Frauen 
entsetzt über die Frauenunter-
drückung, die sie im muslimi-
schen Schleier sahen.

Die koloniale Periode, die 
viel Bitterkeit hinterlassen hat, 
ist bis heute nicht aufgearbeitet. 
Die alten Kolonialmächte haben 
den ehemaligen Kolonien nicht 
nur keine Entschädigung gezahlt 

sondern dominieren diese auch 
nach der Entkolonisierung noch. 
Der rassistische koloniale Blick 
besteht weiter, weil sich die ihm 
zugrunde liegenden Machtver-
hältnisse nicht geändert haben.
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Bei der Einfachheit dieses Sat-
zes verwundert es, wie weit 

wir uns inzwischen von dieser 
simplen Prämisse entfernt haben. 
Denn während wir fast erstarren, 
in völligem Entsetzen über das 
Abschneiden der deutschen Schü-
ler im internationalen Vergleich, 
übersehen wir, dass insbesonde-
re die so oft zitierte PISA-Studie 
sich lediglich auf die Lesekompe-
tenz, mathematische Fertigkeiten 
sowie die naturwissenschaftliche 
Grundausbildung beschränkt. Da 
erscheint es nicht weiter verwun-
derlich, wenn aufgrund der kol-
lektiven Versteifung auf PISA, 
eben jene nicht erfassten Werte, 
etwa die Ausbildung von Herz und 
Verstand, auf der Strecke bleiben.

Schule ist heutzutage vor allem 
eins: Wettbewerb. Dieser beginnt 
– vorausgesetzt die Eltern können 
dem Drang widerstehen den eige-
nen Nachwuchs nicht bereits im 
Vorschulalter bei einem „kinderge-
rechten Englischkurs“ anzumelden 
(die Koreaner schlafen bekanntlich 
nicht) – spätestens mit dem Ein-
tritt in die erste Klasse. Es läuft 
eine Tiefenindoktrination an, bei 
der die Kompasse der Sprösslinge 
auf lebenslanges Konkurrenzden-
ken neu kalibriert werden.

Eine der Ursachen allen Übels 
liegt in der Natur des Wettbewer-
bes: Er produziert Gewinner und 
Verlierer. In der Folge finden sich 
am unteren Ende der Verliererska-
la die knapp 50.000 Jugendlichen 
wieder, die hierzulande jedes Jahr 
die Schule ohne Abschluss verlas-
sen. Die Majorität dieser jungen 
Leute wird ein Leben lang keiner 
anspruchsvollen Arbeit nachge-
hen können und in einem ständi-
gen Wechsel zwischen dem Bezug 

staatlicher Hilfsgelder, Berufsvor-
bereitungen und schlecht bezahl-
ten Jobs verharren. Und während 
sich auf der anderen Seite die ange-
henden Akademiker auf der Son-
nenseite wähnen, ignorieren sie 
schlicht die Tatsache, dass gerade 
sie es sind, die heute mehr denn 
je, aufgrund der demographischen 
Entwicklung, für diese Missstän-
de finanziell aufkommen werden 
müssen. Bei näherer Betrachtung 
verlieren also alle.

Dieser Absurdität zum Trotz 
müssen die „Gewinner“ dennoch 
irgendwie ermittelt werden. Es 
erfolgt eine Unterteilung in sehr 
gut bis ungenügend anhand von 
Noten, wobei derjenige mit dem 

besten Notendurchschnitt als be-
sonders gut gilt. Künstlerisch, mu-
sikalisch, sportlich oder einfach 
kreativ begabte Schüler schauen 
dabei allerdings besonders dumm 
aus der Wäsche, haben ihre Talen-
te doch nur einen marginalen Ein-
fluss auf die Endnote.

Mit Fixierung auf diese Bewer-
tungsmuster zeigen sich viele El-
tern enttäuscht, wenn ihre Kinder 
den eigenen Erwartungen nicht 
gerecht werden, sich also bei ge-
wissen Themen schwerer tun als 
andere und demnach vom System 
als eher „mangelhaft“ abgestem-
pelt werden.

Sie vergessen, dass jeder 
Mensch mit einem individuellen 

Bündel an Kompetenzen und Ta-
lenten zur Welt kommt und glück-
licherweise nicht jeder alles gleich 
gut beherrschen kann.

Das Endprodukt dieser fort-
währenden Klassifikation ist eine 
Armada an Heranwachsenden, 
mit äußerst geringer Selbstach-
tung. Und wie wir wissen hat eine 
Person, die sich selbst nicht liebt, 
nur wenig Liebe für Andere üb-
rig. Diesen Zusammenhang zu er-
kennen, ist in Zeiten zunehmender 
gesellschaftlicher Polarisierung 
(Stichwort: AFD, Pegida, Erdo-
gan) essentiell, wenn derartigen  
Entwicklungen in Zukunft die 
Grundlage entzogen werden soll.

Ein weiterer struktureller Feh-
ler im System liegt in der man-
gelnden Chancengleichheit. Sie 
macht sich bemerkbar, durch den 
Einfluss, den unter anderem das 
verfügbare Familieneinkommen 
oder die Herkunft auf die schuli-
sche Leistung hat. Natürlich be-
kommen alle Kinder denselben 
Unterricht und es ist falsch den 
Lehrkräften per se zu unterstellen, 
sie würden willkürlich bestimmte 
Schüler bevorzugen. Dennoch ist 
es völliger Nonsens nach lediglich 
vier Schuljahren, die Leistung ei-
nes Kindes aus einem Akademi-
kerhaushalt, welches individuelle 
Hilfe durch die Eltern oder einen 
Nachhilfelehrer in Anspruch neh-
men kann, mit der Leistung eines 
Flüchtlingskindes oder eines Kin-
des aus problematischen Verhält-
nissen zu vergleichen. Sicher, ab-
solute Chancengleichheit wird es 
nie geben, schon gar nicht in An-
betracht der aktuellen Vermögens-
verteilung. Es ist jedoch keines-
wegs naiv zu behaupten, dass bei 
der Minimierung der Kluft zwi-

Fack ju Göhte – über die  
Fehler im Bildungssystem
Spätestens seit Pisa ist klar: Über wenige Themen regt sich der Deutsche so gerne auf wie über das Bildungssystem. Dabei 
wäre doch alles ganz einfach, würde man sich nur an der bayerischen Verfassung orientieren. In aller Klarheit steht dort 
geschrieben: „Die Schulen sollen nicht nur Wissen und Können vermitteln, sondern auch Herz und Charakter bilden.“

von Laurent Stein

Schule historisch (pixabay / Foto by Nuffer / CC 0)
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schen ungleichen Startchancen, 
noch reichlich Luft nach oben ist.

Leistungsdruck und Zu-
kunftsangst haben in den letzten 
Jahren massiv zugenommen. Wor-
an liegt das? Eine Antwort hierauf 
liefert das Phänomen der Zeitkom-
pression. Die durchschnittliche 
Lebenserwartung ist in den letz-
ten Dekaden kontinuierlich ange-
stiegen. Alleine zwischen 2000 
und 2010 stieg die Lebenserwar-
tung der Deutschen von 77,9 auf 
80,9 Jahre. Im Kultusministeri-
um reagierte man auf diese Ent-
wicklung mit dem G8, also acht-
jährigem Gymnasium. Während 
uns im Zeitalter von Burn-Out 
und Depression bewusst wird, wie 
wichtig periodische Entschleuni-
gung sein kann, beschleunigen 
wir die ersten Lebensjahre unse-
rer Kinder in einer Art und Wei-
se, die sie mit vollem Karacho in 
Richtung frühzeitiger Burn-Out-
Erfahrungen rasen lässt. Berufs-
vorbereitung eben. Und obschon 
bekannt ist, dass die Erzeugung 
von Druck dem Wecken von In-
teresse diametral gegenüber steht, 
wird den Lehrern mit dem G8 ein 
Großteil ihres individuellen Ge-
staltungsraumes genommen, da 
die Lehrpläne sie dazu zwingen 
die Gehirne der Kinder in mög-
lichst wenig Zeit mit möglichst 
vielen Informationen zu überflu-
ten. Aus „für mich ist es auch die 
sechste Stunde“ wurde so „für 
mich ist es auch die zehnte Stun-
de“, was den Anteil der zwar phy-
sisch anwesenden jedoch geistig 
vollkommen abwesenden Schüler 
nicht gerade verringert hat.

Wo also sollte man ansetzen, 
um den aktuellen Trend umzu-
kehren?

Die zentralen Figuren an den 
Schulen sind und bleiben die Leh-
rer. Wenn wir die Bildung unse-
rer Kinder verbessern möchten, 
müssen im Umkehrschluss auch 
die Ausbilder besser werden. Dies 
kann erreicht werden, indem eine 
Umwelt kreiert wird, in der die 
begabtesten Studenten weniger in 
die Chefetagen von Investment-
banken und Großkonzernen ab-
wandern, sondern vermehrt eine 
Laufbahn als Lehrer einschlagen. 
Es geht also um die gesellschaft-

liche Aufwertung des Lehrerbe-
rufes. Dafür muss das Studium 
einen neuen Fokus setzen, soll 
heißen vor allem praxisorientier-
ter werden. So wie ein naturwis-
senschaftlich Minderbegabter aus 
dem Studium der Elektrotechnik 
rausfliegt, kann auch derjenige, der 
mit Kindern nicht klarkommt, kein 
Lehrer werden. Der natürliche Fil-
terungsprozess, der bei den meis-
ten Studiengängen stattfindet, ist 
bei Lehramtsstudiengängen quasi 
inexistent. Nicht die zumeist aus 
purem Aktionismus entstehenden 
Anpassungen der Lehrpläne, son-
dern eine größere Anzahl an bes-
ser ausgebildeten und für den Be-
ruf geeigneten Lehrkräfte stellen 
das Fundament für positive Ver-
änderungen an unseren Schulen.

Darüber hinaus müssen wir den 
Phänomenen der Neuzeit endlich 
ins Auge blicken.

Der Schlafrhythmus der heuti-
gen Generation ist ein anderer als 
der ihrer Eltern. Bedingt durch das 
Aufkommen neuer Technologien 
geht heute kaum ein Jugendlicher 
vor 23:00 Uhr ins Bett. Dement-
sprechend unausgeruht, missmutig 
und konzentrationsunfähig starten 
die Schüler in den Tag. Sie greifen 
schon in jungen Jahren zu Auf-
putschmitteln wie Energy Drinks 
und Kaffee, um auf der Schul-
bank nicht wegzudösen. Warum 
also nicht den Schulstart um eine 

halbe oder gar eine ganze Stunde 
nach hinten verschieben? Das ge-
fährdet zwar Arbeitsplätze in der 
Energy-Drink-Industrie, wäre aber 
eine Win-Win-Situation für Schü-
ler und Lehrer.

Auch für ein weiteres Novum 
sind die neuen Technologien – 
Smartphones im besonderen – 
hauptverantwortlich: Infolge der 
permanenten Reizüberflutung, 
der unsere Gehirne ausgesetzt 
sind (Facebook Notifications, 
Whatsapp Nachrichten, …) hat 
sich die Konzentrationsfähigkeit 
des Durchschnittsbürgers drama-
tisch verschlechtert. Laut einer 
Studie von Microsoft haben Gold-
fische inzwischen eine längere 
Aufmerksamkeitsspanne als Men-
schen. Dies stellt die Lehrer vor 
eine neue Herausforderung: Wie 
schafft man es, angesichts des-
sen, dass die Schüler nach einer 
gewissen Zeit sowieso abschalten, 
sie nicht für die gesamte Stunde 
zu verlieren, sondern immer wie-
der ins Boot zu holen?  Die von 
jugendlichen massenhaft konsu-
mierten Netflix Serien, bei der 
eine neue Folge mit „was bisher 
geschah“ eingeleitet wird, können 
hierbei als Vorbild dienen.

Alles in allem wird der Unter-
richt sich wandeln müssen. Vor al-
lem in puncto Praxis gibt es Nach-
holbedarf, denn Theorie alleine 
ist ein zweischneidiges Schwert. 

Sie ist zweifelsohne sehr wichtig, 
aber zumeist auch unglaublich öde. 
Vor allem naturwissenschaftlicher 
Unterricht könnte durch zeitweise 
Verlagerung des Unterrichts aus 
einem muffigen Klassenzimmer 
in eben jene Natur aufgelockert 
werden. Schnell würde den Schü-
lern klar werden, dass eine strikte 
Trennung in Physik, Chemie und 
Biologie der Natur komplett zuwi-
der läuft und genau genommen al-
les miteinander zusammenhängt. 
Die Schüler würden aus ihrer Pas-
sivität gerissen und demzufolge 
wäre es für die Lehrer einfacher 
ein lebendiges Unterrichtsklima 
zu generieren.

Der Unterricht muss sich heu-
te schlicht und ergreifend mehr an 
der „echten Welt“ orientieren, die 
Schüler auf das „echte Leben“ vor-
bereiten, damit diese in Zukunft 
„echte Lösungen“ für die Proble-
me unserer Zeit entwickeln.

Volker Pispers hat völlig recht 
wenn er sagt: „Deutschland wird 
nicht am Hindukusch verteidigt, 
sondern in der Grund-, Haupt-, 
Real- und Gesamtschule!“ Das 
Gymnasium hat er in dieser Auf-
zählung vergessen zu nennen.
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Selten habe ich solche Schwie-
rigkeiten gehabt, mich einem 

Thema sprachlich anzunähern, 
wie diesem, obwohl es in meinem 
Herzen tief verankert ist. Für das 
Leid der Tiere fehlen mir die Wor-
te. Natürlich könnte ich von ihren 
unsäglichen Qualen berichten, ich 
könnte mit anklägerischer Attitü-
de auf das hinweisen, was ihnen 
mitten unter uns Tag für Tag mil-
lionenfach angetan wird, aber ich 
habe nicht mehr die Kraft dazu, es 
würde mich innerlich zerreißen. 
Aus diesem Grund meide ich in-
zwischen auch jede Dokumentati-
on, die sich dieses traurigen The-
mas engagiert annimmt. Insofern 
unterscheide ich mich keinen Deut 
von meinen Mitmenschen, ich bin 
wie sie zum Verdränger geworden. 
Mit einem Unterschied: die Ver-
drängung macht mich nicht frei, 
denn ich höre sie unentwegt, die 
Schmerzensschreie unserer ge-
folterten Mitwesen, die den Pla-
neten wie eine akustische Qual-
schicht umgeben. Dieses Hörver-
mögen, das nicht über die Ohren 
funktioniert, scheint unter Men-
schen allerdings kaum ausgeprägt 
zu sein. Wie schrieb der franzö-
sische Nobelpreisträger Romain 
Rolland bereits vor hundert Jah-
ren?: „Die Grausamkeit gegen die 
Tiere und auch schon die Teil-
nahmslosigkeit gegenüber ihren 
Leiden ist meiner Ansicht nach 
eine der schwersten Sünden des 
Menschengeschlechts, sie ist die 
Grundlage der menschlichen Ver-
derbtheit“. Und genau diese Teil-
nahmslosigkeit, von der Rolland 
sprach, ist es, die mich an vielen 
meiner Mitmenschen erschreckt.

Noch vor fünfzig Jahren strit-
ten Wissenschaftler allen Ernstes 
um die Frage, ob Tiere Schmerz 
empfinden. Wir wissen von den 
Verbrechen, die im Namen der 
Wissenschaft in sogenannten Tier-
versuchen jährlich an dreihundert 
Millionen unschuldiger Kreaturen 
verübt werden. Hat man sie ge-
sehen, die Affen, deren Köpfe in 
Schraubstöcken klemmen, wäh-
rend ihre Schädeldecken längst 
im Abfall gelandet sind? Kennt 
man sie, die Hunde, deren Augen 
bei lebendigem Leibe heraus ge-
schnitten werden? Fühlt man die 

Schreie der Katzen, die mit do-
sierten Hammerschlägen auf den 
Kopf zu zerstückelten, zuckenden 
Reflexgebern degradiert sind? Die 
Liste ließe sich ad finitum fort-
schreiben, denn in nichts hat sich 
der Mensch bisher erfindungsrei-
cher gezeigt, als im Ersinnen von 
Foltermethoden, die er entweder 
gegen sich selbst oder gegen sei-
ne Mitwesen anwenden kann. Mir 
ist unerklärlich, mit welcher Ar-
roganz sich diese Spezies, die im 
entkleideten Zustand auf dem äs-
thetischen Niveau von Nacktmul-
len anzusiedeln ist, über alle an-
deren Lebewesen erhebt. Das hat 
ganz sicher mit unserem Unver-
ständnis gegenüber dem filigra-
nen Netzwerk der Natur zu tun. 
Schließlich kann man nur etwas 
beherrschen wollen, von dem man 
sich grundsätzlich getrennt weiß.

„Tiere sind nicht nur eine an-
dere Spezies, sie sind andere Na-
tionen und wir ermorden sie auf 
eigene Gefahr,“ sagt Philip Wol-
len, ehemaliger Vizepräsident der 
Citibank, der sich nach seinem 
Abschied aus der Finanzindustrie 
zum engagierten Tierrechtler ge-
wandelt hat. „Der Friedensplan,“ 
so Wollen weiter, „wird auf der 

Speisekarte entworfen. Frieden 
ist nicht nur die Abwesenheit von 
Krieg, sondern das Vorhanden-
sein von Gerechtigkeit. Gerech-
tigkeit muss blind sein für Rasse, 
Hautfarbe, Religion oder Spezies. 
Wenn sie nicht blind ist, wird sie 
zu einer Waffe des Terrors. Und 
jetzt, in diesem Moment, herrscht 
ein entsetzlicher Terror in den Gu-
antanamos, die wir Massentierhal-
tung und Schlachthöfe nennen“.

Die Lakota sagen: Wer die Ach-
tung vor Tieren verliert, verliert 
auch die Achtung vor den Men-
schen. So ist es ja auch gekommen. 
Sie behaupten, dass der Mensch 
an dem Tag sein Mitgefühl ver-
lor, als er die Tiere als Ressour-
ce ansah und nicht mehr als seine 
Verwandtschaft. In vielen Spra-
chen der amerikanischen Urein-
wohner wird dem möglichen Ver-
lust des Mitgefühls noch heute auf 
ganz einfache Art begegnet. Die 
Yuroks zum Beispiel nennen alle 
Lebewesen Menschen. Es gibt die 
Frosch-Menschen, die Wolf-Men-
schen, die Büffel-Menschen, die 
Menschen-Menschen. All diese 
Menschen haben ihr Mitgefühl, 
um all diese Menschen können sie 
trauern, wenn ihnen etwas Böses 

zustößt. Man kann um die durs-
tigen Hirsch-Menschen trauern, 
um die Molch-Menschen, die im 
Winter nicht genug Regen abbe-
kommen haben, um zu überleben, 
um die Lachs-Menschen, die es an 
den Staumauern vorbei nicht mehr 
flussaufwärts schaffen.

Das sind doch wunderschöne 
Gedanken, oder etwa nicht? Ich 
stelle mir gerade vor, wie die Welt 
wohl aussehen könnte, wenn auch 
wir sie im Herzen bewegen wür-
den. Aber mittlerweile ist es ein 
Ding der Unmöglichkeit gewor-
den, uns aufgeklärten Zivilisati-
onsbürgern den Weg zum Frie-
den schmackhaft zu machen. Uns 
schmeckt die Haxe, Fleisch ist ein 
Stück Lebenskraft. Und Würs-
te, das bringen wir unseren Kin-
dern auch noch bei, hängen an den 
Bäumen rund um Krakau, Wien 
oder Frankfurt. Dabei ist es eine 
unumstößliche Wahrheit, dass al-
les was wir tun, denken und füh-
len mit allen anderen Taten, Ge-
danken und Gefühlen sämtlicher 
Mitwesen auf diesem Planeten in 
ständiger Verbindung steht und ei-
nander bedingt. Aus diesem Kon-
glomerat erwächst der augenblick-
liche Zustand der Welt. Je mutiger 
unser Handeln, je klarer und ge-
rechter unsere Gedanken und je 
tiefer unsere Gefühle, desto mehr 
tragen wir dazu bei, dass sich die 
Gesamtlage zum positiven verän-
dert. Aber bevor wir uns mit die-
sem esoterischen Schnickschnack 
die Laune verderben lassen, drü-
cken wir uns lieber noch einen 
Doppel-Whopper rein …

Der 2005 verstorbene Schrift-
steller und Umweltaktivist Carl 
Amery („Die ökologische Chan-
ce“) brachte es treffend auf den 
Punkt: „Wenn wir zum Abschluss 
unserer schmerzlichen Bilanz eine 
neue ethische Orientierung der 
Menschheit, zumindest ihres ak-
tivsten und aggressivsten Teils, 
fordern, dann haben wir von der 

Von der Würde der Tiere
„Weh dem Menschen, wenn nur ein einziges Tier im Weltgericht sitzt“. – Christian Morgen-
stern (1871–1914) von Dirk C. Fleck

Massentierhaltung von Puten in den USA (Foto: Agricultural Research 
Service, gemeinfrei)
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Meinung

Tatsache auszugehen, dass noch 
nie die moralischen und ethischen 
Werte der Zeitgenossen so weit 
von den objektiven Anforderun-
gen ihrer Epoche entfernt waren 
wie heute.“

Der britische Sozialhistoriker 
und Philosoph Eric Hobsbawm 
(1917 – 2012) stimmte in der Ana-
lyse überein, setzte aber weiterhin 
auf das Prinzip Hoffnung: „Wa-
rum halten wir an einem System 
fest, das regelmäßig die fürch-
terlichsten Katastrophen produ-
ziert? Das die Umwelt ausbeutet 
und zerstört, den Ast also absägt, 
auf dem wir sitzen? Dabei hat der 
Mensch die Anlagen zum Guten 
wie zum Schlechten – und wie er 
sich benimmt, das kann man wohl 
ändern! Dass unsere Welt, immer 
noch oder endlich mal Heimat für 
alle werden kann – das ist doch 
ein schönes Ziel!“ Endlich mal 
Heimat für alle. So war es wohl 
gedacht…

Zum Schluss möchte ich drei 
Szenen wiedergeben, die ich bei 
den Vorbereitungen zu meinem 
Roman „GO! – Die Ökodiktatur“ 
Anfang der 90er Jahre einigen Re-
portagen des Fernsehens entnom-
men habe. Es sind willkürliche 
Belege einer gigantischen Hor-
rorstory, die einfach kein Ende 
nehmen will. Aber Horror ist ja 
angesagt heutzutage, also kann es 
für den einen oder anderen jetzt 
sogar prickelnd werden

Szene 1: Die Kuh liegt mit 
ängstlich geweiteten Augen an 
Deck. Zwei Männer schlingen ein 
Seil um ihr gebrochenes Vorder-
bein und geben dem Kranfüh-
rer ein Zeichen. Mit einem Ruck 
wird der massige Körper vom Bo-
den gerissen und in luftiger Höhe 
über die Bordwand geschwenkt. 
Das Tier baumelt an seinem Bein 
wie an einem seidenen Faden, bis 
es am Pier klatschend zu Boden 
fällt. Es zittert auf dem Asphalt, 
zum Brüllen ist es zu schwach. 
Ein Mann im weißen Kittel nä-
hert sich, stößt mit dem Gummi-
stiefel gegen den zuckenden Leib 
und senkt den Daumen. Ein Schau-
felbagger setzt sich in Bewegung. 
Er rammt seine Stahlzähne unter 
die Kuh und wirft das Tier zurück 
aufs Schiff, wo es verzweifelt mit 

den Hufen zuckt. – Return to Sen-
der. Die Annahme dieser „rauhfut-
terverzehrenden Großvieheinheit“ 
(offizielle Bezeichnung für Rinder 
in der DDR) aus der Tierproduk-
tion Nordfleisch wurde vom ara-
bischen Empfänger wegen ihres 
schlechten Zustands verweigert.

Szene 2: Der gekachelte Kel-
lerraum hallt von dem erbärmli-
chen Gewinsel eines Hundes wi-
der. Das Tier, ein etwa vier Jahre 
alter Rottweiler, kauert mit einge-
zogenem Schwanz, aufgestellten 
Nackenhaaren und angelegten Oh-

ren auf dem Steinfußboden. Aus 
Nase und Ohren sickert Blut. Sein 
Peiniger mit dem Tirolerhut bin-
det sich eine Gummischürze um, 
befestigt eine Schlinge um den 
kräftigen Hals seines Opfers und 
hängt es an einen Fleischerhaken, 
der in der Decke installiert ist. 
Anschließend prügelt er auf den 
zappelnden Körper ein, wobei er 
einmal die Runde macht, damit 
sich die Schläge schön gleichmä-
ßig verteilen. Das sieht nicht nach 
Bestrafung aus, sondern nach ein-
gefleischter Routine, nach Choreo-
graphie. Nachdem die Peitschen-
Partitur abgearbeitet worden ist, 
greift der Mann zu einem Bun-
senbrenner, prüft die Schraub-
verschlüsse und stellt die Flam-
me ein. Der Hund hängt wie ein 
Sandsack von der Decke, nur die 
Hinterfüße treten panisch ins Lee-
re. Als der Feuerstoß in lang gezo-
genen Bahnen sein Fell versengt 
und sich die Haut zu schwarzen 
Blasen aufwirft, reicht die Kraft 

nicht mehr zu hektischen Refle-
xen. Die Augen des Tieres aber 
bewegen sich noch immer ent-
lang der Decke, als suchten sie 
die Pforte zum Himmel. – Nicht 
nur in Korea, auch in Europa und 
besonders in der Schweiz, zahlen 
Gourmets horrende Preise für die 
verbotene Delikatesse. Weltweit 
werden jährlich über zwei Milli-
onen Hunde auf diese Weise zu-
bereitet. Die Feinschmecker sind 
sicher, dass erst das Stresshormon 
Adrenalin dem Fleisch seine be-
sondere Würze verleiht.

Szene 3: Arbeiter in ver-
schmierten Gummischürzen 
schmeißen zappelnde Rinderföten 
in eine Betonwanne, wo ihnen mit 
Kanülen bestückte Plastikschläu-
che in die Leiber gerammt werden. 
Die kleinen Wesen mit den großen 
Köpfen und den geschlossenen, 
kaum ausgeprägten Augen rotie-
ren auf dem Boden, während ihr 
rasendes Herz das eigene Blut aus 
dem Körper durch die Schläuche 
in riesige Plastikbehälter pumpt. 
Dies ist der erste und letzte Ein-
druck, den sich diese Geschöpfe 
von unserer Welt machen dürfen. – 
Zwei Millionen Föten werden auf 
diese Weise allein in Deutschland 
ausgesaugt. Endverbraucher sind 
die Pharmakonzerne, die mt dem 
Blut der Föten ihre Bioreaktoren 
auffüllen. Das Kälberserum dient 
zur Herstellung von Hightech-Me-
dikamenten sowie als Nährlösung 
für Spendenorgane.

Und noch eine kleine Anekdo-
te aus dem Anfang der neunziger 

Jahre, die mir in Erinnerung ge-
blieben ist. Zur selben Zeit, als 
die letzten Wildpferdbestände in 
Australien vom Hubschrauber aus 
mit Maschinengewehren nieder-
gemetzelt wurden, verurteilte ein 
Gericht in Melbourne einen Ab-
origine zu zwei Jahren ohne Be-
währung, weil er in einem Natur-
schutzgebet einen Hasen gejagd 
hatte, um seiner hungernden Fa-
milie etwas zu essen zu geben. 
Auf seine Bemerkung hin, er hät-
te das Tier doch zuvor um Verzei-
hung gebeten, brach der Richter 
in schallendes Gelächter aus und 
ließ den Hammer fallen.

Finito, ich kann nicht mehr. Ei-
gentlich habe ich diesen Artikel 
nur geschrieben, um der folgen-
den Botschaft noch einmal Nach-
druck zu verleihen:

Nicht jeder ist in der Position 
Tieren zu helfen. Aber jeder 
ist in der Position ihnen nicht 
zu schaden.

<http://
www.free21.
org/?p=27367>

Dieser Text wurde zuerst am 22.09.2016 auf 
KenFM unter der URL <https://kenfm.de/
von-der-wuerde-der-tiere/> veröffentlicht. 
(Lizenz: KenFM) 
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Für eine vorläufige Einordnung 
dieses Ereignisses ist ein Blick 

zurück hilfreich. Die Politik in 
Deutschland beabsichtigte in den 
90er Jahren eine Energiewende, die 
Abkehr von fossilen Brennstoffen 
und Kernkraft und deren Ersatz 
durch „saubere“ Energie aus Was-
ser, Wind, Sonne und Bioenergie. 
Die Idee bestand darin, diesen „er-
neuerbaren“ Energien mittels eines 
Gesetzes, eigentlich eines Geset-
zes für eine Stromwende, privile-
gierte Netzeinspeisung sowie fes-
te, hohe Vergütungssätze zu garan-
tieren. Die Hoffnung bestand dar-
in, dass mittels dieser Anschubfi-
nanzierung diese Erzeugungsar-
ten wettbewerbsfähig werden soll-
ten. Und nicht nur das. Sie sollten 
gleichzeitig Motor von Innovatio-
nen und Basis künftiger Exporter-
folge werden. Die Verabschiedung 
des ersten Erneuerbare-Energien-
Gesetzes Im Jahre 2000 sollte ge-
nau das bewirken und der „Start-
schuss“ für das „Solarzeitalter“ [1] 
in Deutschland sein. 

Tatsächlich stieg die installier-
te Kapazität der Solaranlagen in 
Deutschland von nahe Null bei Ver-
abschiedung des ersten EEG auf 
40,86 GW im Jahre 2016 [2]. Das 
entspricht etwa der Hälfte der deut-
schen Spitzenlast. Trotzdem liefer-
te in 2016 die Photovoltaik keine 6 
% der deutschen Bruttostromerzeu-
gung [3], die Erzeuger kassierten 
aber 40,8 % der gesamten EEG-
Umlage [4]. Windkraft dagegen 
war mit fast 12 % an der deutschen 
Stromerzeugung beteiligt, erhielt 
aber nur 31,5 % der EEG-Umlage. 
Über Förderung konnte sich die So-
larbranche also nicht beklagen. Die 
gesamten EEG-Auszahlungen er-
reichten im vergangenen Jahr ins-
gesamt über 25 Mrd. Euro, davon 
flossen gut 10 Mrd. Euro in die So-
larbranche. Hohe Förderung kont-
rastiert offensichtlich mit geringer 
Erzeugung.

Der Grund für das schlechte 
Abschneiden der Solaranlagen bei 
der Stromerzeugung ist schlicht die 
geographische Lage Deutschlands. 
Solaranlagen bringen es hierzulan-
de auf keine 1.000 Volllaststun-
den im Jahr [5]. Ein Jahr hat aber 
8.760 Stunden. Windkraftanlagen 
an Land schaffen dagegen immer-

hin rund 1.500 Volllaststunden [6]. 
Da es immer wieder auch länge-
re Zeiten gibt, in denen weder aus 
Wind noch aus Sonne nennenswer-
te Strommengen generiert werden 
können (von Anfang Dezember 
2016 bis Ende Januar 2017 betraf 
das in Deutschland insgesamt über 
20 Tage), besteht die Notwendigkeit 
von Backupkraftwerken, die wet-
ter- und tageszeitunabhängig Strom 
produzieren können. 

Der Staat ist damit in einer 
Zwickmühle, wenn er sowohl den 
weiteren Ausbau der erneuerba-
ren Energien fördern, aber gleich-
zeitig die Kosten stabilhalten will, 
wie Volker Kauder das gerade auf 
dem 9. energiepolitischen Dialog 
der CDU/CSU-Bundestagsfrak-
tion [7] ankündigte. Die Förde-

rung pro Einheit erzeugter Ener-
gie muss zwangsläufig sinken. Das 
genau passierte in den letzten Jah-
ren für neu hinzu gebaute Anlagen 
und setzte deren Betreiber und da-
mit auch die Hersteller der Anla-
gen unter Druck. Dabei zeigte sich, 
dass deutsche Massenhersteller dem 
Wettbewerbsdruck asiatischer Pro-
duzenten nicht gewachsen waren. 
Zwar konnten auf Initiative von So-
larworld Schutzzölle seitens der EU 
durchgesetzt werden. Aber diese 
Wehr versagte, als Mitte letzten Jah-
res die chinesische Regierung den 
Solarausbau abrupt bremste und da-
mit auch andere asiatische Herstel-
ler unter Preisdruck gerieten. Global 
sanken Nachfrage und Preise [8]. 
Hersteller wie Solarworld, welche 
im Grunde ein durchschnittliches 
Produkt zu überdurchschnittlichen 

Preisen anboten, verschwanden end-
gültig vom Markt. Diese Entwick-
lung war seit Jahren absehbar. 2010 
lag die Beschäftigtenzahl der So-
larbranche noch bei 133.000 [9], im 
Jahre 2015 waren es dann nur noch 
31.600 [10]. Nach der Insolvenz von 
Solarworld werden es noch einmal 
rund 3.000 weniger sein.

Die derzeit noch überlebenden 
deutschen Unternehmen der Bran-
che sind eher kleine Mittelständ-
ler, die Marktnischen ausnutzen 
und zum Beispiel preiswerte hoch-
wertige Speicher mit Solaranlagen 
kombinieren und Komplettlösun-
gen für Einfamilienhäuser anbie-
ten. Das kann sich bei den hohen 
deutschen Strompreisen durchaus 
rechnen. Oder sie orientieren sich 
auf Projekte im Ausland, insbeson-
dere in Gegenden mit intensiverer 

Das Ende des deutschen 
Solarzeitalters?
Frank Asbeck, der Vorstandsvorsitzende von Solarworld, dem letzten Großunternehmen der 
deutschen Solarbranche, hat am 11. Mai 2017 persönlich den Insolvenzantrag für das 1998 
von ihm gegründete Unternehmen beim Amtsgericht Bonn eingereicht. Markiert dieser Tag 
nun eine Zeitenwende oder nur eine Fußnote der Industriegeschichte?

von Reinhard Lange

Erneuerbare Enegie (Foto by Seagul / pixabay / CC0)
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Sonneneinstrahlung, wo die Anla-
gen naturgemäß effizienter arbei-
ten. Da der Gesamtpreis der An-
lagen ein wesentliches Kriterium 
ist, kommen die dafür benötigten 
Solarpaneele aber eher nicht aus 
Deutschland.

Was jedoch für den einzelnen 
Haushalt hierzulande wirtschaft-
lich vernünftig sein kann (klei-
ne, bezahlbare Speicher), hilft im 
volkswirtschaftlichen Rahmen aber 
kaum, wie dieses Protokoll der So-
larstromerzeugung auf einem Haus-
dach [11] beweist. Sieben Tage lang 
wurde praktisch gar kein Strom er-
zeugt. Trotzdem dürfte der Betrei-
ber in dieser Zeit in seiner Wohnung 
die Heizung betrieben haben und 
diverse andere elektrische Geräte. 
Künftig wird er, wenn es nach den 
Plänen der Bundesregierung geht, 
auch noch sein Elektromobil auf-
laden wollen. In solchen Situatio-
nen hilft kein Haushaltsstromspei-
cher. Man braucht Energie aus dem 
Netz. Und da es keine bezahlbaren 
Speicher im volkswirtschaftlichen 
Rahmen gibt, benötigt man wei-
terhin konventionelle Kraftwerke 
für die Stromerzeugung. Dieses 
Problem ließe sich auch mit noch 
mehr Förderung der Solarbranche 
nicht lösen. 

So bitter die Erkenntnis auch 
sein mag, die deutsche Solarindust-
rie hat ihren Zenit lange überschrit-
ten. Innovative Unternehmen wer-
den weiterhin Nischen besetzen. Bei 
sehr hohen Haushaltsstrompreisen 
können sich deren Produkte rech-
nen. Einen Ersatz für konventio-
nelle Kraftwerke kann die Branche 
aber auf absehbare Zeit nicht bieten. 

Und es gibt noch einen uner-
wünschten Nebeneffekt der Ener-
giewende: den Anstieg der Strom-
preise können sozial schwache 
Familien kaum kompensieren. Das 
ist kein allein deutsches Phänomen, 
wo von Energiearmut gesprochen 
wird. Im englischen Sprachraum 
hat sich das geflügelte Wort von 
„Heating or eating“ eingebürgert. 
Berichte über verzweifelte Men-
schen, die sich zwischen Essen und 
Energiekosten entscheiden müs-
sen, findet man inzwischen reich-
lich in englischsprachigen Medi-
en. Im kanadischen Ontario, wo 
man im Gegensatz zu Deutsch-

land die Kohlekraftwerke bereits 
durch Gaskraftwerke ersetzt hat 
und die Strompreise sich seit 2006 
verdoppelt haben, was die Bevöl-
kerung in erhebliche Unruhe ver-
setzte, brachte die Financial Post 

die Ursachen in einem einzigen 
Satz auf den Punkt [12]:

„Expensive wind and solar 
sypply needs to be backed up by 
expensive new gas plants that in 
turn operate at a fraction of opti-

mal capacity.“ (Teure Wind- und 
Solarversorgung muss durch teu-
re neue Gaskraftwerke abgesichert 
werden, die wiederum mit einem 
Bruchteil der optimalen Kapazi-
tät arbeiten.)

Die Finacial Post fasst dann das 
Ergebnis der Energiewende in On-
tario als „monumentales Versagen“ 
zusammen. Der deutsche Sachver-
ständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung [13] nannte die sehr ähnliche 
deutsche Energiewende „spektaku-
lär ineffizient“. Es scheint an der 
Zeit, die Energiewende insgesamt 
zu bilanzieren und neu zu denken.

<http://
www.free21.
org/?p=27531>
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interVieW

Bröckers, der zur Gründergene-
ration der taz gehört, hat gera-

de ein neues Buch veröffentlicht, 
worin er die aktuelle Entwicklung 
in den USA literarisch verfremdet 
als Geschichte erzählt, die an die 
US-amerikanische Fantasyserie 
„Games of Thrones“ anknüpft. Der 
Titel des Buches: „König Donald, 
– Die unsichtbaren Meister und der 
Kampf um den Thron“ lässt erah-
nen, wie Bröckers die politische 
Entwicklung in den Vereinigten 
Staaten wahrnimmt: Als Kampf 
um die Macht unterschiedlicher 
Fraktionen, die wie in der Fantasy-
serie vor nichts zurückschrecken, 
um an jene Stellen zu gelangen, 
die die entscheidenden Weichen-
stellungen in dem Land ermög-
lichen. Da immer dann, wenn es 
um Macht geht, die Medien auch 
eine wichtige Rolle spielen, fällt 
ihr Verhalten auch im Zusammen-
hang mit den „unsichtbaren Meis-
tern“ und dem „Kampf um den 
Thron“ auf. 

Ein Interview über „König Do-
nald“ und die Medien:

KlöcKner: Herr Bröckers, Do-
nald Trump ist seit über drei Mo-
naten Präsident der USA. Wie 
fett sollte der Punkt hinter die-
sem Satz sein?
BröcKers: Ich denke, das ist egal. 
Würde Trump amtsenthoben, 
hätten wir Pence; wäre er nicht 
Präsident geworden, hätten wir 
Clinton. In einem laut Gore Vi-
dal „Einparteiensystem mit zwei 
rechten Flügeln“ [2] ist es eigent-
lich relativ wurscht, wer gerade 
Präsident ist. Grundsätzlich halte 

ich es in Sachen USA mit Frank 
Zappa, der zu den Wahlkämpfen 
dort schon in den 1970er Jahren 
feststellte, „Politik ist die Unter-
haltungsabteilung der Rüstungs-
industrie“ [3].
KlöcKner: Sie haben ein Buch 
geschrieben, das die realen Er-
eignisse in den USA rund um 
Trump und seine Wahl zum US-
Präsidenten ein klein wenig lite-
rarisch verfremdet. Warum die-
ser Blick auf die Entwicklung in 
den USA?
BröcKers: Als ich den Wahl-
kampf beobachtete, fiel mir der 
römische Dichter Juvenal ein, der 
Anfang des 2. Jahrhunderts über 
die Intrigen am Hofe des kaiser-
lichen Imperiums notierte, es sei 
„schwierig, keine Satire zu schrei-
ben“. Mit einer verbissenen Kan-
didatin auf der einen Seite, die ih-
ren weitaus populäreren partei-
internen Konkurrenten mit üblen 

Tricks aus dem Rennen geworfen 
hatte – und auf der anderen Sei-
te mit einem großmäuligen Bau-
löwen und Casinobetreiber, der 
sich zum Spitzenkandidaten auf-
geschwungen hatte. Wenn man ei-
nen Schritt zurücktrat und dieses 
Theater dann tatsächlich als The-
ater betrachtete, war zu sehen: es 
ist der alte Kampf um die Macht, 
es sind die immer gleichen Muster 
von Intrige und Verrat, es ist ein 
Real Game of Thrones. Ton und 
Ambiente dieser Fantasy-Serie [4] 
schienen mir für eine Beschrei-
bung dann angemessen.
KlöcKner: Was ist in den USA 
passiert? Wie lautet Ihre Erklä-
rung dafür, dass Trump zum 45. 
Präsidenten der Vereinigten Staa-
ten gewählt wurde?
BröcKers: Trump ist ein Cha-
rismatiker und hat das Publi-
kum überzeugt. Hillary Clinton 
war so unbeliebt wie kein Präsi-

dentschaftskandidat jemals zuvor. 
Hätte sie Bernie Sanders nicht 
weggemobbt, der ebenfalls cha-
rismatisch und authentisch rüber-
kam und die Stadien füllte, wäre 
Trump heute nicht Präsident.
KlöcKner: Was spielt noch eine 
Rolle?
BröcKers: Clinton stand für das 
„Weiter so“, Trump und Sanders 
für einen Politikwechsel. Sie ver-
traten eine „Anti-Establishment“-
Politik mit rechten bzw. linken 
Einschlägen und die war offen-
bar attraktiver als eine Fortset-
zung des Bestehenden. Dass das 
nun erstmals von einer Frau als 
Präsidentin gemacht werden soll-
te, reichte als Argument nicht 
aus – und viel mehr hatte Hillary 
nicht zu bieten…
KlöcKner: Werfen wir einen 
Blick auf das Verhalten und Agie-
ren der Medien im Hinblick auf 
Trump. Welche Berichterstattung 
haben Sie wahrgenommen?
BröcKers: Ich hatte mir letzten 
Herbst einige Auftritte Trumps 
komplett angeschaut und schon da 
die Prognose gewagt, dass er gro-
ße Chancen hat, weil er anders als 
Hillary das Publikum begeistern 
kann. In den Medien kam von sei-
nen konkreten Punkten aber fast 
nur die irre Mauer nach Mexiko 
zur Sprache , alles andere – Ar-
beitsplätze im Land zu schaffen, 
die Infrastruktur wieder aufzu-
bauen, die „regime change“-Po-
litik zu stoppen, mit Russland 
„klarzukommen“ und als erstes 
das terroristische Kalifat ISIS 
„zu eliminieren“ – wurde kaum 
erwähnt. Aber die Leute jubel-

Ein letztes Aufbäumen in der 
verlorenen Schlacht um das 
Deutungsmonopol
„Sie haben im Rudel gejault, statt ihren Job zu machen, sie haben Obama und Hillary mit Lob und Hudel übergossen und 
Donald in die Tonne getreten.“ Das sagt Bestseller-Autor Mathias Bröckers im NachDenkSeiten-Interview über die Bericht-
erstattung der Medien zu Donald Trump und der Wahl in den USA.   von Marcus Klöckner

Hinweis auf das Verbot, ausländische Sender abzuhören, der jedem Volks-
empfänger beim Kauf beigelegt war (wikipedia / by Erfurth / CC-BY-SA-3.0)
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ten ihm bei seinen Veranstaltun-
gen dafür genauso zu wie für die-
se Mauer. Das fiel in den Medi-
en völlig unter den Tisch. Trump 
wurde so einseitig als durchge-
knallte, peinliche Figur porträ-
tiert, dass sich bei den Umfragen 
vor der Wahl viele gar nicht trau-
ten, sich zu ihm zu bekennen. So 
kam es zu dem Debakel der De-
moskopen und Leitmedien, die 
Clinton 95 % Siegeschancen zu-
sprachen 
KlöcKner: Gibt es einen Unter-
schied zwischen der Berichter-
stattung deutscher und amerika-
nischer Medien zu Trump?
BröcKers: Eine Untersuchung 
der Harvard-Universität hat ja 
gerade gezeigt, dass die Meldun-
gen der ARD-Tagesthemen über 
Trump zu 98 % negativ gefärbt 
waren und damit die Negativ-
Quote von CNN und den ame-
rikanischen Sendern sogar noch 
übertrafen. Auch wenn die Stu-
die kritisiert [5] wurde: Mit jour-
nalistischer Berichterstattung hat 
eine solche Einseitigkeit wenig 
tun, sondern viel mehr mit Propa-
ganda. Grundsätzlich gab es zwi-
schen den deutschen und ameri-
kanischen Medien da keine gro-
ßen Unterschiede, bis auf die Tat-
sache, dass das hiesige Publikum 
für diesen Müll Zwangsgebühren 
zahlen muss.
KlöcKner: Wie erklären Sie sich 
das Verhalten dieser Medien?
BröcKers: Rudeljournalismus, 
Opportunismus, Karrierismus, 
Geistesarmut, Seelenschwäche…
KlöcKner: Nun gab es das, was 
man als einen offenen Schlagab-
tausch zwischen Trump und den 
Medien bezeichnen kann. Trump 
hat immer wieder Medien direkt 
angegriffen und ihnen eine vor-
eingenommene und unfaire Be-
richterstattung vorgeworfen. Wa-
rum agiert Trump so?
BröcKers: Was diese Unfairness 
angeht, hat er doch ausnahmswei-
se vollkommen recht, die Medi-
en ließen und lassen ja kein gu-
tes Haar an seiner prächtigen 
Eichhörnchenfrisur. Ein Fußball-
reporter, der jeden Rempler der 
einen Mannschaft als „grobes 
Foul“ kommentiert und die bru-
talen Blutgrätschen der anderen 

als „faire Härte“ durchgehen lässt, 
hätte in der Champions League 
keine Chance, in den Nachrichten 
über diesen Wahlkampf war es 
aber umgekehrt, Trump-Bashing 
gehörte einfach zum guten Ton. 
Und dass er dann den CNN-Re-
porter mit „You Are Fake News!“ 
[6] abkanzelte, war in meinen Au-
gen völlig berechtigt. Dass den 
Medien darauf nichts anderes 
einfiel, als Trump nun ebenfalls 
und noch mehr Fake News nach-
zuweisen und anzudichten, das 
hatte und hat dann schon was von 
Kindergarten: Fake News machen 
immer nur die anderen.

KlöcKner: Trump, Sie erwähnen 
es auch in Ihrem Buch, macht et-
was, was so bisher noch kein Prä-
sident gemacht hat: Er kommuni-
ziert ziemlich direkt über Twitter 
und übt dabei auch gezielt Medi-
enkritik. Was hat es mit Trumps 
Vorliebe für Twitter auf sich? 
Und: Warum stößt sie so man-
chem sauer auf?
BröcKers: Er kann direkt mit 
seinem Wahlvolk kommunizieren 
und ist weniger auf Hofschreiber 
und Medien angewiesen, was 
den Hofschreibern und Medi-
en natürlich stinkt. Trump redet 
nicht nur, wie ihm der Schnabel 
gewachsen ist, sondern erreicht 
damit auch gleich Millionen 
Follower. Er braucht New York 
Times, Washington Post, NBC 
etc. nicht mehr so dringend wie 

seine Vorgänger, um seine Bot-
schaften rüberzubringen. Die-
ser Bedeutungsverlust schmerzt 
und erklärt ein Stück auch die 
Wut, die Trump aus diesen Blät-
tern entgegenschlägt. So köcheln 
sie nun schon seit fast einem Jahr 
die haltlose Legende, dass Trump 
von Putin auf den Thron gehievt 
wurde – eine vom Clinton-Lager 
erfundene Geschichte, die dann 
durch die „Einschätzung“ von 
17 Geheimdiensten untermau-
ert wurde [7]. Also von densel-
ben „unsichtbaren Meistern“, wie 
ich sie im Buch nenne, die auch 
schon die Massenvernichtungs-

waffen des Irak „einschätzten“, 
ohne irgendeinen Beweis dafür 
vorzulegen.
KlöcKner: Gehen wir auf die 
deutsche Berichterstattung näher 
ein. Was ist Ihnen aufgefallen?
BröcKers: Als nach der Wahl 
zuerst nur von Katastrophe, Me-
teoriteneinschlag usw. die Rede 
war und Trump mit dem blutig 
enthaupteten Kopf von Miss Li-
berty porträtiert wurde, merk-
te man, dass die hiesigen Leitar-
tikler von den transatlantischen 
Think Tanks noch nicht mit neu-
en Textbausteinen ausgestattet 
worden waren [8]. Es war nur 
Stammeln und Staunen und Su-
che nach Schuldigen bei den „so-
cial media“, bei Fake News und 
Hate Mails. Dass die Leitmedien 
auf ihre eigene Filterblase herein-

gefallen waren, dass das von ih-
nen konstruierte Bild des Wahl-
kampfs und der Situation in USA 
selbst ein Fake war und nicht der 
Realität entsprach, das checkten 
sie erstmal gar nicht. Und haben 
es irgendwie bis heute nicht ge-
checkt, denn sie köcheln das Mär-
chen von russischen Hackern und 
Putins Manipulation der Wahlen 
ständig weiter. Dass dazu dann 
fast ausschließlich anonyme Quel-
len, „senior officials“ etc. zitiert 
werden, hindert sie aber nicht da-
ran, diese Kampagne als Journa-
lismus zu bezeichnen
KlöcKner: Warum tritt an die 
Stelle des unaufgeregten, sachli-
chen Journalismus ein Journalis-
mus, der auf Agitation setzt? An-
griffsfläche bietet Trump genü-
gend. Es ist doch ganz leicht, ihn 
zu kritisieren. Hier hätten Medien 
eigentlich ein leichtes Spiel. 
BröcKers: Dann müssten sie aber 
auf Trumps konkrete Wahlkampf-
ansagen eingehen: ISIS zu elimi-
nieren und „mit Russland klarzu-
kommen“, was einer seiner mili-
tärischen Experten, der Gründer 
der berüchtigten „Blackwater“-
Söldnertruppe [9], so ausdrück-
te: „Wir haben mit Stalin den Fa-
schismus besiegt, da werden wir 
doch mit Putin wohl den Islamis-
mus erledigen.“ [10, 11] ISIS ist 
aber ein Konstrukt der CIA, fi-
nanziert und bewaffnet von Sau-
dis und Kataris und vorangetrie-
ben von Obama und Hillary Clin-
ton als Vehikel im Krieg gegen 
Syrien und Iran. Das müsste man 
thematisieren, wenn Trumps For-
derung, das Kalifat „von der Erde 
verschwinden zu lassen“ Reali-
tät werden soll. Aber das ist nicht 
erwünscht – denn damit verlas-
sen wir das Terrain der Politik als 
Entertainment und landen bei den 
Interessen der Rüstungsindustrie. 
Als Trump 59 sinnlose Toma-
hawk-Raketen auf Syrien abfeu-
erte, bekam er denn auch erstmals 
gute Presse als „verantwortungs-
bewusster“ Präsident. [12] 
KlöcKner: Losgelöst von Trump: 
Sie kritisieren seit vielen Jahren 
die Medien. Hat sich etwas zum 
Positiven verändert? Ist der gelie-
ferte Journalismus der Leitmedi-
en schlimmer geworden?

Trump 1987 bei einem Empfang im Weißen Haus (White House Photo / 
gemeinfrei)
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BröcKers: Als ich 2002 mein ers-
tes Buch über 9/11 veröffentlich-
te [13], wurde es von den Leitme-
dien als „unseriös“ abgetan, weil 
es Quellenangaben aus dem In-
ternet enthielt; dass 15 Jahre spä-
ter keine seriöse Recherche ohne 
Internetquellen mehr denkbar ist, 
zeigt den digitalen Wandel. Das 
Netz hat die etablierten Medien 
als Hauptinformationsquelle über 
das Zeitgeschehen abgelöst – und 
es hat gleichzeitig ihr wichtigs-
tes Monopol gebrochen: die Deu-
tungshoheit über die Wirklich-
keit. Daher auch der ganze der-
zeitige Jammer über Fake News, 
die immer nur die machen, die 
die Wirklichkeit anders deuten 
– was dann dazu führt, dass sich 
die „Washington Post“ nicht ent-
blödet, eine Liste 200 alternati-
ver Webseiten zu veröffentlichen, 
im Spektrum von ganz links bis 
ganz rechts, die allesamt „russi-
sche Propaganda“ verbreiten wür-
den. Alles, was nicht durch die 
Filter der Konzernmedien oder 
staatlich kontrollierter Organe 
läuft, als Propaganda oder Fake 
News zu deklarieren, scheint mir 
da wie ein letztes Aufbäumen in 
der verlorenen Schlacht um das 
Deutungsmonopol. Das Debakel 
der Trump-Wahl war ein Desaster 
für alles, was sich „Qualitätsjour-
nalismus“ nennt und ihn schon 

längst nicht mehr liefert. Zum Po-
sitiven hat sich da nichts gewen-
det, im Gegenteil: das angedrohte 
„Ende der Freiheit“ und den Poli-
zei- und Überwachungsstaat führt 
nicht der „Diktator“ Trump ein, 
daran arbeiten vielmehr die soge-
nannten „Wächter der Demokra-
tie“, die mit Gerüchten und Lecks, 
die ihnen von den „unsichtbaren 
Meistern“ zugesteckt werden, an 
der Demontage des Präsidenten 
arbeiten. Das Grundprinzip des 
klassischen Journalismus – dass 
eine Nachricht erst als Nachricht 
gemeldet wird, wenn sie von un-
abhängiger zweiter Quelle bestä-
tigt ist – hat keine Geltung mehr. 
Insofern habe ich mir in diesem 
Buch die Freiheit genommen, 
gleich Märchen zu erzählen, al-
lerdings mit Links und Quellen-
angaben.
KlöcKner: Gerade hat sich der 
Chefredakteur von ARD-aktuell 
zu Wort gemeldet, um im Rah-
men der Aktion „Sag es mir ins 
Gesicht“ das Gespräch mit jenen 
Mediennutzern zu suchen, die ag-
gressive und beleidigende Kom-
mentare veröffentlichen und die 
Medien angreifen. Was halten Sie 
von dieser Aktion?
BröcKers: Ich finde sie eher pein-
lich. Während der Ukraine-Kri-
se hatte ich einmal eine Radio-
debatte mit Herrn Gniffke und 

sprach ihn darauf an, dass die 
„Tagesschau“ einen russischen 
Einmarsch in der Ukraine gemel-
det hatte, mit Bildern von rollen-
den Panzern, die aber dort nie ge-
fahren waren. Er erklärte das da-
mals mit Versehen und dem Eifer 
des Gefechts, in dem Front-Kor-
respondenten ihre Meldungen ab-
setzen, was aber Unsinn ist, denn 
es kam mehrfach und sicher nicht 
zufällig vor. Mittlerweile scheint 
der Tagesschau-Chef in dieser Sa-
che zwar halbwegs einsichtig [14], 
was aber im Nachhinein wenig 
hilft. Denn wie die oben zitierte 
Studie zeigt, hat man auch beim 
nächsten weltpolitischen Gro-
ßereignis – dem Kampf um den 
Thron des exzeptionalistischen 
Königreichs – rein gar nichts da-
zugelernt. Sie haben im Rudel ge-
jault, statt ihren Job zu machen, 
sie haben Obama und Hillary mit 
Lob und Hudel übergossen und 
Donald in die Tonne getreten, so 
wie sie die pro-westlichen Olig-
archen und ihre Nazis in der Uk-
raine hochjubelten und die pro-
östlichen und ihre russischen Hel-
fer in die Tonne treten usw. usf. 
Ein Ende ist nicht abzusehen und 
den Zuschauern und Nutzerinnen 
bleibt nur, sich bei jeder wichti-
gen Nachricht auch in alternativen 
Quellen zu informieren und sich 
selbst ein Bild zu machen.
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Artikel

Barack Obama erzählte die-
sen Herbst [2013] nicht die 

ganze Geschichte, als er versuch-
te, Gründe dafür zu liefern, dass 
Bashar al-Assad für die Chemie-
waffenangriffe vom 21. August 
in der Nähe von Damaskus [2] 
verantwortlich sei [Anmerkung: 
21.08.2013 in Ghuta]. 

In einigen Fällen ließ er wich-
tige Geheimdienstinformationen 
weg, und in anderen präsentier-
te er Vermutungen als Tatsachen. 
Und das Wichtigste: Er gab nicht 
zu, was den US-Geheimdiensten 
bekannt war: dass die syrische 
Armee nicht die einzige Partei im 
syrischen Bürgerkrieg ist, die Zu-
gang zu Sarin hat, dem Nervengas, 
dessen Verwendung beim Rake-
tenangriff eine Uno-Studie fest-
stellte – ohne dabei die Frage der 
Verantwortlichkeit zu beurteilen. 
In den Monaten vor dem Angriff 
produzierten die amerikanischen 
Geheimdienste eine Reihe streng 
geheimer Berichte, die in einem 
formellen Einsatz-Auftrag [opera-
tions order] gipfelten – einem Do-
kument, mit dem die Durchfüh-
rung eines Einsatzes geplant wird 
und das einer Invasion mit Boden-
truppen vorausgeht – und das Be-
lege dafür anführte, dass sich die 
al-Nusra-Front, eine dschihadis-
tische Gruppe, die mit al-Kaida 
verbunden ist, die Herstellungs-
weise von Sarin-Gas zu eigen ge-
macht hatte und in der Lage war, 
es in größeren Mengen herzustel-
len. Als der Angriff stattfand, hät-
te al-Nusra zu den Verdächtigen 
gehören müssen, aber die Admi-
nistration nutzte die Geheimdien-
stinformationen sehr wählerisch, 
um einen Schlag gegen Assad zu 
rechtfertigen.

In seiner landesweit im Fernse-
hen übertragenen Rede zu Syrien 
vom 10. September schob Obama 
die Schuld für den Nervengasan-
schlag auf die von Rebellen gehal-
tene Vorstadt von Ost-Ghuta dezi-
diert auf die Regierung Assad, und 
er machte klar, dass er bereit sei, 
seine früheren öffentlichen War-
nungen zu bestätigen, wonach mit 
jedem Einsatz chemischer Waffen 
eine rote Linie überschritten wür-
de: „Assads Regierung vergaste 
mehr als tausend Menschen“, sag-

te er. „Wir wissen, dass das As-
sad-Regime verantwortlich war … 
Und deshalb habe ich nach reif-
licher Überlegung entschieden, 
dass es im nationalen Sicherheits-
interesse der Vereinigten Staaten 
ist, auf den Einsatz chemischer 
Waffen durch das Assad-Regime 
mit einem gezielten Militärschlag 
zu reagieren.“ Obama zog in den 
Krieg, um eine öffentliche Dro-
hung zu bekräftigen, aber er tat 
dies, ohne sicher zu wissen, wer 
am frühen Morgen des 21. August 
2013 was tat.

Die Regierung Obama 
habe die verfügbare  
Information verändert

Er zitierte eine Liste dessen, was 
scheinbar hart erkämpfte Bewei-
se für Assads Verschulden wa-
ren: „Wir wissen, dass sich das mit 
Chemiewaffen befasste Personal 
Assads in den Tagen vor dem 21. 
August auf einen Angriff nahe ei-
nes Areals, wo sie Sarin-Gas mi-
schen, vorbereitete. Sie verteilten 
ihren Truppen Gasmasken. Dann 

feuerten sie von einem durch das 
Regime kontrollierten Gebiet Ra-
keten in elf benachbarte Stadttei-
le, welche das Regime von Oppo-
sitionskräften zu säubern versucht 
hatte.“ Obamas Gewissheit wurde 
von seinem Stabschef Denis Mc-
Donough wiederholt, welcher der 
„New York Times“ sagte: „Nie-
mand, mit dem ich gesprochen 
habe, zweifelt Geheimdienstin-
formationen an, die Assad und sein 
Regime direkt mit den Sarin-An-
griffen in Verbindung bringen.“

Aber in kürzlich geführten In-
terviews mit Geheimdienst- und 
Militärbeamten sowie ehemaligen 
und derzeitigen Beratern stellte ich 
hochgradige Sorge und gelegent-
lich Ärger darüber fest, was immer 
wieder als bewusste Manipulation 
von Geheimdienstinformationen 
gesehen wurde. In einer E-Mail an 
einen Kollegen nannte ein hoch-
rangiger Geheimdienstoffizier es 
einen „Trick“, wenn die Adminis-
tration versicherte, Assad sei ver-
antwortlich. Der Anschlag „resul-
tierte nicht aus dem gegenwärtigen 
Regime“, schrieb er. Ein ehemali-
ger höherer Beamter des Geheim-
dienstes berichtete mir, dass die 
Regierung Obama die verfügbare 
Information verändert habe – be-
züglich Zeit und Ablauf –, um dem 
Präsidenten und seinen Beratern 
die Möglichkeit zu geben, Geheim-
dienstinformationen, die Tage nach 
dem Anschlag abgerufen wurden, 
so erscheinen zu lassen, also ob sie 
in Echtzeit, währenddem der An-
schlag geschah, aufgefangen und 
analysiert worden seien. Die Ver-
fälschung, sagte er, erinnere ihn 
an den Zwischenfall im Golf von 
Tonkin im Jahre 1964, als die Re-
gierung Johnson abgefangene In-
formationen der National Security 
Agency (NSA) abänderte, um eine 
der frühen Bombardierungen Nord-
Vietnams zu rechtfertigen. Dersel-
be Beamte sagte, es herrsche im-
mense Frustration innerhalb der 
militärischen und geheimdienst-
lichen Bürokratie: „Die Kumpel 
verwerfen die Hände und sagen: 
‹Wie können wir diesem Kerl› – 
Obama – ‹helfen, wenn er und sei-
ne Kumpane im Weißen Haus im 
Zuge ihres Vorangehens die Ge-
heimdienstinformation frisieren?›“

Wessen Sarin?
Im August / September 2013 beschuldigten Barack Obama, 
François Hollande und David Cameron Syrien, 1400 Gegner 
in der Nähe von Damaskus massakriert zu haben. Mit der 
Annonce des Überschreitens der roten Linie kündigten sie 
eine Strafexpedition gegen das verbrecherische Regime an. 
Bald danach zog sich London zurück, dann Washington und 
schließlich auch Paris. Im Rückblick auf diese Ereignisse 
zeigt Seymour Hersh, dass Präsident Obama nichts von dem 
wusste, was tatsächlich passiert war, dass er auf kurze 
Sicht steuerte und dass er gelogen habe, als er behauptete, 
Beweise für die Schuld Syriens zu besitzen. 
Dieser Artikel [von S. Hersh] war vom „New Yorker“ bestellt 
worden, der ihn abgelehnt hat, wurde dann der „Washington 
Post“ präsentiert, die ihn auch abgelehnt hat, um schließ-
lich im Vereinigten Königreich durch die „London Review of 
Books“ [1] veröffentlicht zu werden.
  von Seymour M. Hersh 

Präsident Barack Obama trifft sich am Freitag, 30. August 2013, mit hoch-
rangigen Beratern im Oval Office, um einen neuen Plan für die Situation in 
Syrien zu diskutieren. (Foto: flickr / Obama White House / Official White 
House Photo by Pete Souza)
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Die Regierung wusste 
nicht mehr als die  
Öffentlichkeit

Die Klagen konzentrieren sich auf 
das, was Washington fehlte: ir-
gendeine Vorwarnung von der ver-
muteten Quelle des Anschlags. Seit 
Jahren erstellten die militärischen 
Geheimdienste eine hochgeheime, 
frühmorgendliche geheimdienst-
liche Kurzdarstellung, bekannt als 
„Morgenbericht“ („Morning Re-
port“), für den Verteidigungsmi-
nister und den Vorsitzenden der 
Vereinigten Generalstabschefs; 
eine Kopie geht zum Nationalen 
Sicherheitsberater und an den Di-
rektor des Inlandgeheimdienstes. 
Der „Morning Report“ enthält kei-
ne politische oder wirtschaftliche 
Information, sondern liefert eine 
Zusammenfassung wichtiger mi-
litärischer Ereignisse rund um die 
Welt, mit allen zur Verfügung ste-
henden Geheimdienstinformatio-
nen darüber. Ein ranghoher Bera-
ter des Geheimdienstes sagte mir, 
dass er einige Zeit nach dem An-
schlag die Berichte vom 20. bis 
zum 23. August überprüft hatte. 
An zwei Tagen – am 20. und am 
21. August – wurde Syrien nicht 
erwähnt. Am 22. August befasste 
sich das Hauptthema des „Morning 
Report“ mit Ägypten; ein späte-
rer Punkt erörterte einen internen 
Wechsel in der Kommandostruk-
tur einer der Rebellengruppen in 
Syrien. Über den Einsatz von Ner-
vengas in Damaskus war an die-
sem Tag nichts vermerkt. Erst am 
23. August wurde der Einsatz von 
Sarin zu einem dominierenden 
Thema, obwohl sich innerhalb von 
Stunden Hunderte von Fotografi-
en und Videos des Massakers wie 
ein Lauffeuer auf YouTube, Face-
book und anderen Webseiten sozi-
aler Medien verbreiteten. Zu dem 
Zeitpunkt wusste die Regierung 
nicht mehr als die Öffentlichkeit.

Obama verließ Washington am 
21. August frühzeitig für eine hek-
tische Zweitagestour mit Reden 
in New York und Pennsylvania; 
gemäß Pressebüro des Weißen 
Hauses war er noch am selben 
Tag über den Anschlag und den 
zunehmenden Aufruhr in Öffent-

lichkeit und Medien unterrichtet 
worden. Der Mangel an irgend-
welcher unmittelbarer Geheim-
dienstinformation aus dem Lan-
desinneren wurde am 22. August 
klar, als Jen Psaki, ein Sprecher 
des Außenministeriums, den Re-
portern erklärte: „Wir sind nicht 
in der Lage, den Einsatz (chemi-
scher Waffen) eindeutig festzustel-
len. Aber wir sind jeden Tag und 
jede Minute seit diesen Gescheh-
nissen darauf konzentriert … al-
les, was in unserer Macht steht, zu 
tun, um die Fakten festzunageln.“ 
Der Ton der Administration ver-
härtete sich am 27. August, als Jay 
Carney, Obamas Pressesekretär, 
den Reportern – ohne irgendwel-
che konkreten Informationen zu 
liefern – sagte, jede Vorstellung, 
die syrische Regierung sei nicht 
verantwortlich, sei „so absurd wie 
die Vorstellung, dass der Anschlag 
selber nicht stattfand.“

Vor dem Anschlag  
lagen keine geheim­
dienstlichen Informa­
tionen über syrische 
Absichten vor

Dass es keinen sofor t igen  
Alarm innerhalb der amerikani-
schen Geheimdienste gab, zeigt, 
dass in den Tagen vor dem An-
schlag keine geheimdienstlichen 
Informationen über syrische Ab-
sichten vorlagen. Und es gibt 
mindestens zwei Wege, auf de-
nen die USA davon im Voraus 
hätten Kenntnis erhalten können: 
beide wurden in einem der ge-
heimsten amerikanischen Geheim-
dienstdokumente erwähnt, die in 
den letzten Monaten von Edward 
Snowden, dem ehemaligen Auf-
tragnehmer der NSA, öffentlich 
gemacht worden sind.

Am 29. August publizierte die 
„Washington Post“ aus dem von 
Snowden gelieferten Material Aus-
züge aus dem jährlichen Budget 
für alle staatlichen Geheimdienst-
Programme für jeden einzelnen 
Dienst. In Absprache mit der Re-
gierung Obama veröffentlichte die 
Zeitung nur einen geringen Teil 
des 178-seitigen Dokumentes, des-

sen Klassifikation mehr als streng 
geheim ist; was sie aber zusam-
menfasste und publizierte, war ein 
Ausschnitt, der sich mit Problem-
bereichen befasst. Ein Problembe-
reich betraf die mangelnde Beob-
achtung und Berichterstattung zu 
Assads Büro. Laut Dokument wa-
ren die weltweiten elektronischen 
Abhöranlagen der NSA „imstande 
gewesen, zu Beginn des dortigen 
Bürgerkrieges unverschlüsselte 
Kommunikationen unter höheren 
Militärbeamten zu überwachen“. 
Aber es war „eine Schwachstelle, 
dass die Streitkräfte von Präsident 
Bashar al-Assad das später offen-
sichtlich erkannten“. Mit anderen 
Worten: Die NSA hatte nicht län-
ger Zugang zu den Gesprächen 
der höchsten militärischen Füh-
rung in Syrien, zu denen auch ent-
scheidende Mitteilungen Assads, 
wie Befehle für einen Nervengas-
Angriff, gehört hätten. (In ihren 
öffentlichen Stellungnahmen seit 
dem 21. August hat die Regierung 
Obama nie behauptet, über kon-
krete Informationen zu verfügen, 
die Assad selber in Verbindung mit 
dem Anschlag brachten.)

Die Sensoren der NRO 
bei allen bekannten 
Standorten von chemi­
schen Waffen in Syrien 
implantiert

Der Bericht der „Washington 
Post“ lieferte auch den ersten 
Hinweis auf ein geheimes Sen-
sor-System innerhalb Syriens, das 
darauf angelegt war, bei jeder Zu-
standsveränderung des Chemie-
waffen-Arsenals des Regimes 
Frühwarnungen zu übermitteln. 
Die Sensoren werden vom Nati-
onal Reconnaissance Office NRO 
[Nationaler Aufklärungsdienst] 
überwacht, derjenigen Behörde, 
die alle in Umlauf befindlichen 
US-Geheimdienstsatelliten kont-
rolliert. Laut Kurzdarstellung der 
„Washington Post“ ist der NRO 
auch beauftragt, „Daten von vor 
Ort“, in Syrien, „plazierten Sen-
soren zu gewinnen“. Der ehemali-
ge hochrangige Geheimdienstbe-
amte, der direkte Einsicht in das 

Programm hatte, sagte mir, dass 
die Sensoren der NRO bei allen 
bekannten Standorten von che-
mischen Waffen in Syrien ein-
gesetzt worden seien. Sie sind so 
konstruiert, dass sie die Bewe-
gung chemischer Gefechtsköp-
fe, die das Militär lagert, ständig 
überwachen. In punkto Frühwar-
nung aber sehr viel wichtiger ist 
die Fähigkeit der Sensoren, US- 
und israelische Geheimdienste zu 
warnen, wenn die Gefechtsköpfe 
mit Sarin bestückt werden. (Als 
Nachbarland ist Israel immer in 
Alarmbereitschaft gewesen, was 
Veränderungen im syrischen Che-
miewaffenarsenal betrifft, und es 
arbeitet im Bereich der Frühwar-
nung eng mit den amerikanischen 
Geheimdiensten zusammen.) Ist 
ein chemischer Gefechtskopf ein-
mal mit Sarin geladen, hat er eine 
Lagerfähigkeit von ein paar Tagen 
oder weniger – das Nervengas be-
ginnt die Rakete praktisch sofort 
zu zerfressen: Es ist ein Massen-
killer, der nach dem Prinzip „use-
it-or-lose-it“ [nutz ihn oder verlier 
ihn] funktioniert. „Die syrische 
Armee hat keine drei Tage, um 
einen Angriff mit Chemiewaf-
fen vorzubereiten“, erklärte mir 
der ehemalige ranghohe Geheim-
dienstbeamte. „Wir entwickelten 
das Sensor-System zwecks So-
fort-Reaktion, so wie einen Flie-
geralarm oder einen Feueralarm. 
Eine Warnung, die drei Tage dau-
ert, nützt nichts, weil alle Beteilig-
ten tot wären. Sie erfolgt entweder 
jetzt sofort, oder man ist gewesen. 
Man verbringt nicht drei Tage, um 
sich für das Abfeuern von Ner-
vengas bereitzumachen.“ In den 
Monaten und Tagen vor dem 21. 
August entdeckten die Sensoren 
keine Bewegung, sagte der ehe-
malige Geheimdienstmitarbeiter. 
Es ist natürlich möglich, dass die 
syrische Armee auf andere Wei-
se mit Sarin versorgt worden war, 
aber die fehlende Warnung bedeu-
tete, dass Washington nicht in der 
Lage war, die Ereignisse im östli-
chen Ghuta zu überwachen, wäh-
rend sie sich entwickelten.

Die Sensoren funktionierten 
in der Vergangenheit, dessen war 
sich die syrische Führung nur all-
zu bewusst. Im letzten Dezember 
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[2012] nahm das Sensorsystem 
Zeichen auf, die auf Sarin-Pro-
duktion in einem Chemiewaffen-
lager hinzuweisen schienen. Es 
war nicht sofort klar, ob die syri-
sche Armee die Sarin-Produkti-
on als Teil einer Übung simulierte 
(alle Heere führen ständig solche 
Übungen durch) oder ob sie tat-
sächlich einen Angriff vorberei-
tete. Damals warnte Obama Sy-
rien, ein Einsatz von Sarin-Gas 
wäre „vollkommen inakzeptabel“; 
eine entsprechend lautende Bot-
schaft wurde auch auf diploma-
tischem Weg übermittelt. Später 
stellte man fest, dass das Ereig-
nis Teil einer Reihe von Übungen 
war, so der ehemalige hochrangi-
ge Geheimdienstbeamte. „Wenn 
das, was die Sensoren im letzten 
Dezember registrierten, so wich-
tig war, dass der Präsident anru-
fen musste, um zu sagen: ‹Hör auf 
damit!›, warum hat der Präsident 
nicht drei Tage vor dem Gasan-
griff im August dieselbe Warnung 
ausgesprochen?“

Kritischer Berichterstat­
ter war nicht eingeladen

Die NSA würde Assads Büro na-
türlich rund um die Uhr überwa-
chen, wenn sie könnte, sagte der 
ehemalige Beamte weiter. Ande-
re Kommunikationen – von den 
verschiedenen Armee-Einheiten 
in ganz Syrien – wären viel we-
niger wichtig und werden nicht 
in Echtzeit analysiert. „In Syri-
en werden von den Einheiten im 
Feld buchstäblich Tausende von 
taktischen Funkfrequenzen für 
die alltäglichen Routine-Kom-
munikationen benutzt“, sagte er, 
„und es würde eine enorme Zahl 
von Verschlüsselungs-Technikern 
der NSA brauchen, um das ab-
zuhören – und der Nutzen wäre 
gleich null.“ Aber das „Geplap-
per“ [„chatter“] wird routinemä-
ßig auf Computern aufgezeichnet. 
Nachdem das Ausmaß der Ereig-
nisse vom 21. August einmal er-
fasst war, unternahm die NSA 
umfassende Anstrengungen, um 
nach allen etwaigen Verbindun-
gen zu dem Anschlag zu suchen, 
indem sie das komplette Archiv 

gespeicherter Kommunikationen 
durchsah. Dazu würde man ein 
oder zwei Schlüsselwörter wäh-
len und einen Filter verwenden, 
um einschlägige Unterhaltungen 
zu finden. „Was hier geschah, ist, 
dass die Geheimdienst-Weichei-
er der NSA mit einem Ereignis 
begannen – dem Einsatz von Sa-
rin – und versuchten, Geplapper 
zu finden, das damit zusammen-
hängen könnte“, so der ehemalige 
Beamte. „Das führt nicht zu einer 
sehr zuverlässigen Einschätzung, 
es sei denn, man ging mit großer 
Zuversicht davon aus, dass Bas-
har Assad das befahl, und fing 
dann an, nach allem zu suchen, 
das diesen Glauben unterstützte.“ 
Die Rosinenpickerei glich dem 
Vorgehen, dessen man sich zur 
Rechtfertigung des Irak-Krieges 
bedient hatte.

Das Weiße Haus brauchte neun 
Tage, um seine Argumentation 
gegen die syrische Regierung zu-
sammenzutragen. Am 30. August 
lud es eine ausgewählte Gruppe 
von Journalisten aus Washing-
ton ein (mindestens ein oft kriti-
scher Berichterstatter, Jonathan 
Landay, Korrespondent für natio-
nale Sicherheit für die Zeitungen 
des Medienkonzerns McClatchy 
war nicht eingladen), und über-
reichte ihnen ein Dokument, das 
wohlüberlegt als „Einschätzung 
der Regierung“ und nicht als Ein-
schätzung der Geheimdienste ge-
kennzeichnet war. Die Darlegun-
gen des Dokumentes bildeten im 
wesentlichen eine politische Ar-
gumentation, um die Vorwürfe 
der Administration gegen die Re-
gierung Assad zu bestärken. Es 
war aber dennoch konkreter, als 
Obama es später in seiner Rede 
vom 10. September sein würde: Es 
besagte, dass amerikanische Ge-
heimdienste wussten, dass Syrien 
drei Tage vor dem Anschlag da-
mit begonnen hätte, „chemische 
Waffen bereitzustellen“. In einer 
aggressiven Rede noch am selben 
Tag lieferte John Kerry weitere 
Details. Er sagte, Syriens „Che-
miewaffen-Personal war vor Ort, 
in dem Gebiet, und traf Vorberei-
tungen“ bis zum 18. August. „Wir 
wussten, dass den Einheiten des 
syrischen Regimes gesagt wurde, 

sie sollten sich auf den Anschlag 
vorbreiten, indem sie Gasmasken 
anziehen und Vorsichtsmaßnah-
men in Zusammenhang mit che-
mischen Waffen treffen sollten.“ 
Die Regierungsbegutachtung und 
Kerrys Kommentare erweckten 
den Anschein, als ob die Admi-
nistration den Sarin-Gasangriff so 
nachvollzogen hätte, wie er sich 
ereignet hatte. Es ist diese Versi-
on der Ereignisse – unwahr, aber 
nicht hinterfragt – die zu der Zeit 
weitherum berichtet wurde.

Die Zahl der Toten geht 
weit auseinander

Eine unerwartete Reaktion erfolg-
te in Form von Beschwerden sei-
tens der Führung der Freien Sy-
rischen Armee und anderer, die 
sich über den Mangel an Warnung 
beklagten. „Es ist unfassbar, dass 
sie nichts taten, um die Leute zu 
warnen, oder versuchten, das Re-
gime vor dem Verbrechen zu stop-
pen“, sagte Razan Zaitouneh, ein 
Mitglied der Opposition, der in 
einer der von Sarin betroffenen 
Ortschaften wohnte, gegenüber 
Foreign Policy. Die „Daily Mail“ 
war unverblümter: „Laut Geheim-
dienstberichten wussten US-Be-
amte von dem Nervengasangriff 
in Syrien drei Tage bevor dieser 
1400 Menschen tötete – darunter 
mehr als 400 Kinder.“ (Die Zahlen 
der Toten, die dem Anschlag zuzu-
schreiben sind, gingen sehr ausei-
nander, von mindestens 1429, wie 
die Regierung Obama anfänglich 
behauptete, zu sehr viel weniger. 
Eine syrische Menschenrechts-
gruppe meldete 502 Tote; Ärzte 
ohne Grenzen schätzte 355 und ein 
französischer Bericht verzeichne-
te 281 bekannte Opfer. Später be-
richtete das „Wall Street Journal“, 
die erstaunlich präzise US-Ge-
samtzahl habe nicht auf tatsächli-
chen Opferzahlen beruht, sondern 
stellte eine Extrapolation von CIA-
Analysten dar, die über hundert 
YouTube-Videos aus Ost-Ghuta 
in ein Computersystem scannten 
und nach Bildern der Toten durch-
suchten. Mit anderen Worten: Es 
handelte sich um kaum mehr als 
eine Schätzung.)

Das amerikanische 
Pressecorps … schenkt 
Widerruf wenig Auf­
merksamkeit

Fünf Tage später reagierte ein 
Sprecher des Büros des Direk-
tors der Nationalen Geheimdiens-
te [das heißt des Direktors des 
Zusammenschlusses der US-Ge-
heimdienste] auf die Klagen. Eine 
Stellungnahme gegenüber Asso-
ciated Press besagte, dass die Ge-
heimdienstinformationen, auf die 
sich die früheren Regierungsaus-
sagen stützten, zur Zeit des An-
schlages nicht bekannt waren, son-
dern erst in der Folge gewonnen 
wurden: „Um es deutlich zu sa-
gen: Die Vereinigten Staaten ha-
ben nicht in Echtzeit überwacht, 
als dieser schreckliche Anschlag 
stattfand. Die Geheimdienste wa-
ren in der Lage, nachträglich In-
formationen zu sammeln und zu 
analysieren und zu ermitteln, dass 
Einheiten des Assad-Regimes tat-
sächlich vorbereitende Schritte 
unternommen hatten, die dem 
Einsatz chemischer Waffen vo-
rausgehen.“ Aber da das ameri-
kanische Pressecorps seine Story 
hatte, schenkte man dem Wider-
ruf wenig Aufmerksamkeit. Am 
31. August hatte die „Washington 
Post“, gestützt auf die Einschät-
zung der Regierung, auf ihrer Ti-
telseite anschaulich berichtet, dass 
amerikanische Geheimdienste in 
der Lage waren, „jeden Schritt“ 
des Angriffes der syrischen Ar-
mee in Echtzeit zu registrieren, 
„von den umfangreichen Vorbe-
reitungen, über das Abschießen 
der Raketen bis zur anschließen-
den Einschätzung durch syrische 
Beamte.“ Sie publizierte das Kor-
rektiv der Associated Press nicht, 
und das Weiße Haus behielt die 
Kontrolle über die Darstellung.

Obama zu einem vor­
schnellen Urteil gelangt

Als Obama also am 10. September 
sagte, seine Administration hätte 
gewusst, dass das Chemiewaffen-
Personal Assads den Anschlag im 
Voraus vorbereitet habe, stützte 
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er diese Stellungnahme nicht auf 
Mitschnitte, die zum Zeitpunkt des 
Geschehens aufgenommen wur-
den, sondern auf Kommunikatio-
nen, die Tage nach dem 21. August 
analysiert wurden. Der ehemali-
ge hochrangige Geheimdienstbe-
amte erklärte, dass die Jagd nach 
wesentlichem Gerede bis auf die 
im vorigen Dezember [2012] ent-
deckte Übung zurückging, wäh-
rend der, wie Obama später der 
Öffentlichkeit sagte, die syrische 
Armee ihr Personal für Chemie-
waffen mobilisierte und Gasmas-
ken an ihre Truppen verteilte. Die 
Einschätzung der Regierung des 
Weißen Hauses und Obamas Rede 
gaben keine Beschreibungen der 
konkreten Ereignisse, die zum 
Angriff vom 21. August führten, 
sondern eine Darstellung des Ab-
laufs, den das syrische Militär für 
irgendeinen Chemiewaffenangriff 
befolgt hätte. „Sie bauten eine Hin-
tergrundgeschichte zusammen“, so 
der ehemalige Beamte, „und dazu 
gehören viele verschiedene Stücke 
und Anteile. Die Vorlage, die sie 
verwendeten, war die Vorlage, die 
auf Dezember [2012] zurückgeht.“ 
Es ist natürlich möglich, dass sich 
Obama nicht gewahr war, dass 
diese Darstellung einer Analyse 
der Ablaufregeln der syrischen 
Armee für einen Gasangriff ent-
nommen worden war, und nicht 
unmittelbaren Hinweisen. So oder 
so war er zu einem vorschnellen 
Urteil gelangt.

Beweismaterial ver­
schoben und möglicher­
weise manipuliert

Die Presse würde es ihm gleichtun. 
Der Uno-Bericht vom 16. Septem-
ber 2013 [3], der den Einsatz von 
Sarin-Gas bestätigte, vermerkte 
mit Sorgfalt, dass der Zugang sei-
ner Ermittler zu den Orten der An-
schläge, der fünf Tage nach dem 
Gasangriff erfolgte, von Streit-
kräften der Rebellen kontrolliert 
worden war. „So wie an anderen 
Orten“, warnte der Bericht, „wa-
ren die Örtlichkeiten vor Ankunft 
der Mission von anderen Personen 
gut besucht worden … Während 
der Zeit des Aufenthaltes an die-

sen Örtlichkeiten kamen Personen 
an, die andere verdächtige Waffen 
trugen, ein Hinweis darauf, dass 
derartiges potentielles Beweisma-
terial verschoben und möglicher-
weise manipuliert wird.“ Trotz-
dem griff die „New York Times“ 
den Bericht auf, so wie dies auch 
amerikanische und britische Be-
amte getan hatten, und behaupte-
te, er liefere wesentliche Belege, 
welche die Behauptungen der Re-
gierung stützten. In einem Anhang 
des Uno-Berichtes waren YouTu-
be-Fotos von einigen der geborge-
nen Waffen abgebildet, darunter 
eine Rakete, die „andeutungs-
weise“ den Besonderheiten einer 
330mm Kaliber Artillerie-Rake-
te „entsprechen“. Die „New York 
Times“ schrieb, dass die Existenz 
der Raketen im Grunde beweise, 
dass die syrische Regierung für 
den Anschlag verantwortlich sei, 
„weil von den fraglichen Waffen 
vorher nicht dokumentiert oder 
berichtet worden ist, dass sie im 
Besitz der Aufständischen sind“.

Flugbahnanalysen sind 
„völliger Quatsch“

Theodore Postol, Professor für 
Technologie und Nationale Sicher-
heit am Massachusetts Institute 
of Technology MIT, überprüfte 
die Fotos mit einer Gruppe seiner 
Kollegen und kam zum Schluss, 
dass die großkalibrigen Raketen 
eine improvisierte Waffe darstell-
ten, die sehr wahrscheinlich lokal 
hergestellt worden ist. Er erklärte 
mir, sie sei „etwas, das man in ei-
ner mäßig kompetenten Maschi-
nenwerkstatt herstellen könnte“. 
Die Rakete auf den Fotos, ergänzte 
er, entspricht nicht den Spezifika-
tionen einer ähnlichen, aber klei-
neren Rakete, von der man weiß, 
dass sie zum syrischen Arsenal 
gehört. Wiederum gestützt auf 
Daten aus dem Uno-Bericht hat-
te die „New York Times“ auch die 
Flugbahn von zwei der gebrauch-
ten Raketen analysiert, von denen 
man annahm, dass sie Sarin mit 
sich führten, und gefolgert, dass 
der Gleitwinkel „direkt darauf hin-
weist“, dass sie von einer syrischen 
Armeebasis abgefeuert worden 

seien, die neun Kilometer von der 
Aufschlagstelle entfernt liegt. Pos-
tol, der dem Chef der Marineope-
rationen im Pentagon als wissen-
schaftlicher Berater gedient hatte, 
sagte, die Behauptungen in der 
„New York Times“ und andern-
orts „beruhten nicht auf tatsäch-
lichen Beobachtungen“. Er kam, 
wie er in einer E-Mail schrieb, 
zum Schluss, „dass insbesonde-
re die Flugbahnanalysen völliger 
Quatsch“ waren, denn eine gründ-
liche Untersuchung zeigte, dass es 
„unwahrscheinlich“ ist, dass die 
Reichweite der improvisierten Ra-
keten mehr als zwei Kilometer be-
trägt. Postol und ein Kollege, Ri-
chard M. Lloyd, veröffentlichten 
zwei Wochen nach dem 21. Au-
gust eine Analyse, in der sie kor-
rekt bestimmten, dass die invol-
vierten Raketen eine weit größere 
Ladung von Sarin transportierten, 
als man zuvor geschätzt hatte. Die 
„New York Times“ berichtete aus-
führlich über diese Analyse und 
beschrieb Postol und Lloyd als 
„führende Waffenexperten“. Die 
spätere Studie der beiden zu den 
Flugbahnen und der Reichweite 
der Raketen, die früheren Berich-
ten der „New York Times“ wider-
sprachen, wurde der Zeitung letzte 
Woche [9. bis 15. Dezember 2013] 
zugemailt; bisher ist nicht darüber 
berichtet worden.

Das Weiße Haus hatte 
keine direkten Belege 
für die Beteiligung von 
syrischer Armee oder 
Regierung

Die Fehlinterpretation des Wei-
ßen Hauses dessen, was es über 
den Anschlag und den Zeitpunkt 
wusste, passte zu seiner Bereit-
schaft, Geheimdienstinformatio-
nen zu ignorieren, die seine Dar-
stellung hätten schwächen können. 
Solche Informationen betrafen al-
Nusra, jene islamistische Rebellen-
organisation, die von den USA und 
der Uno als terroristische Organi-
sation bezeichnet wird. Al-Nusra 
ist dafür bekannt, eine Menge von 
Selbstmordattentaten gegen Chris-
ten und andere nicht-sunnitische fre
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Konfessionen innerhalb Syriens 
durchgeführt zu haben und ihren 
formalen Verbündeten im Bürger-
krieg, die säkulare Freie Syrische 
Armee (FSA), angegriffen zu ha-
ben. Ihr erklärtes Ziel ist es, das 
Assad-Regime zu stürzen und die 
Scharia einzuführen. (Am 25. Sep-
tember schloss sich al-Nusra mit 
verschiedenen anderen islamisti-
schen Rebellengruppen zusam-
men, um sich von der FSA und 
einer anderen säkularen Fraktion, 
der Syrischen Nationalen Koaliti-
on, zu distanzieren.)

Die hektische Aktivität in Zu-
sammenhang mit dem amerikani-
schen Interesse an al-Nusra und 
Sarin hatte ihre Ursache in einer 
Reihe von Angriffen mit Chemie-
waffen in kleinem Maßstab im 
März und April; zu dem Zeitpunkt 
bestanden die syrische Regierung 
wie die Rebellen darauf, dass die 
andere Seite dafür verantwort-
lich sei. Die Uno kam letztlich 
zum Schluss, dass vier Chemie-
waffenangriffe durchgeführt wor-
den waren, schrieb aber nieman-
dem die Verantwortung zu. Ein 
Vertreter des Weißen Hauses er-
klärte der Presse Ende April, die 
Geheimdienste seien mit „unter-
schiedlichem Grad an Verlässlich-
keit“ zur Einschätzung gekommen, 
dass die syrische Regierung für 
die Angriffe verantwortlich sei. 
Assad habe Obamas rote Linie 
überschritten. Die Einschätzung 
von April machte Schlagzeilen, 
aber einige wesentliche Vorbe-
halte gingen bei der Übersetzung 
verloren. Der namentlich nicht 
genannte Vertreter, der das Brie-
fing durchführte, räumte ein, dass 
die Einschätzungen der Geheim-
dienste „allein nicht genügen“. 
„Wir wollen“, sagte er, „über die-
se Einschätzungen der Geheim-
dienste hinaus Fakten sammeln, 
so dass wir eine glaubwürdige und 
bestätigte Reihe von Daten nach-
weisen können, die dann als Infor-
mationen unserer Entscheidungs-
findung zugrunde gelegt werden 
können.“ Mit anderen Worten hat-
te das Weiße Haus keine direkten 
Belege für die Beteiligung der sy-
rischen Armee oder der syrischen 
Regierung, eine Tatsache, die in 
der Presseberichterstattung nur 

gelegentlich erwähnt wurde. Ob-
amas harte Rede spielte wacker 
mit der Öffentlichkeit und dem 
Kongress, die Assad als skrupel-
losen Mörder sahen.

Zwei Monate später kündigte 
eine Stellungnahme des Weißen 
Hauses eine Veränderung bei der 
Einschätzung des syrischen Ver-
schuldens an und erklärte, dass 
die Geheimdienste nun mit „ho-
her Zuverlässigkeit“ die Regie-
rung Assad für bis zu 150 Tote 
durch Sarin-Gasangriffe für ver-
antwortlich hielten. Es wurden 
weitere Schlagzeilen erzeugt, und 
die Presse erfuhr, dass Obama als 
Reaktion auf die neuen Geheim-
dienstinformationen eine Auswei-
tung der nicht-tödlichen Unter-
stützung der syrischen Opposition 
angeordnet hatte. 

Aber einmal mehr gab es be-
deutende Vorbehalte. Die neuen 

Geheimdienstinformationen 
enthielten einen Bericht, wonach 
syrische Beamte die Angriffe ge-
plant und durchgeführt hätten. 
Man lieferte keine Einzelheiten, 
und auch diejenigen, welche die 
Berichte lieferten, wurden nicht 
identifiziert. Das Statement des 
Weißen Hauses besagte, dass die 
Laboranalyse den Einsatz von Sa-
rin bestätigt habe, aber auch, dass 
ein positiver Fund von Nerven-
gas „uns nichts darüber sagt, wie 
oder wo die Personen ihm ausge-
setzt waren oder wer für die Ver-
breitung verantwortlich war“. Das 
Weiße Haus erklärte weiter: „Wir 
verfügen über keine zuverlässige, 
bestätigte Berichterstattung, die 
darauf hinweist, dass die Opposi-
tion in Syrien chemische Waffen 
erworben oder eingesetzt hätte.“ 
Die Stellungnahme widersprach 
Hinweisen, die zu der Zeit bei den 
US-Geheimdiensten eingingen.

Al­Nusra und deren  
Beschäftigung mit Sarin

Schon Ende Mai berichtete mir 
der höhere Geheimdienstberater, 
dass die CIA die Administration 
Obama bezüglich al-Nusra und 
deren Beschäftigung mit Sarin in 
Kenntnis gesetzt habe, und alar-
mierende Berichte darüber einge-
sandt habe, dass eine weitere in 
Syrien aktive sunnitisch-funda-
mentalistische Gruppe, al-Kaida 
in Irak (AIQ), die Wissenschaft 
zur Herstellung von Sarin eben-
falls verstehe. Damals operierte 
al-Nusra in Gebieten nahe von Da-
maskus, auch in Ost-Ghuta. Ein 
Geheimdienstdokument, das im 
Hochsommer ausgestellt wurde, 
befasste sich ausführlich mit Zi-
yaad Tariq Ahmed, einem Che-
miewaffenexperten, der früher der 
irakischen Armee angehörte und 
von dem es hieß, er sei nach Syri-
en eingereist und betätige sich in 
Ost-Ghuta. Der Berater sagte mir, 
Tariq sei „als ein al-Nusra-Typ“ 
identifiziert worden, „mit einer Er-
folgs- und Erfahrungsgeschichte 
bezüglich Herstellung von Senf-
Gas im Irak und jemand, der bei 

Herstellung und Einsatz von Sa-
rin-Gas eine Rolle spielt“. Beim 
amerikanischen Militär gilt er als 
prominentes Ziel.

Al­Nusra besitze die Fä­
higkeit, Sarin zu erwer­
ben und einzusetzen

Am 20. Juni wurde David R. 
Shedd, dem stellvertretenden 
Direktor der Defense Intelli-
gence Agency [Dachorganisati-
on der Nachrichtendienste von 
Army, Navy, Air Force und Ma-
rine Corps], eine 4seitige, streng 
geheime Depesche zugeleitet, die 
zusammenfassend wiedergab, was 
man über al-Nusras Fähigkeiten 
bezüglich Nervengas erfahren 
hatte. „Worüber man Shedd in 
Kenntnis setzte, war ausführlich 
und umfassend“, sagte der Bera-
ter. „Es war nicht eine Anhäu-
fung von Formulierungen mit ‹wir 
glauben›“. Er berichtete mir, dass 
die Depesche keine Einschätzung 
dazu enthielt, ob die Rebellen oder 
die syrische Armee die Angriffe 
im März und April initiiert hätten, 
aber sie bestätigte frühere Berich-
te, wonach al-Nusra die Fähigkeit 
besitze, Sarin zu erwerben und 
einzusetzen. Eine Probe des Sa-
rins, das zum Einsatz kam, war 
ebenfalls sichergestellt worden – 
mit Hilfe eines israelischen Agen-
ten – aber gemäß dem Berater ist 
im Telegrammverkehr keine wei-
tere Berichterstattung zur Probe 
aufgetaucht.

Die Rebellentruppen 
wären in der Lage,  
eine amerikanische 
Streitmacht mit Sarin 
anzugreifen

Unabhängig von diesen Einschät-
zungen verlangten die Vereinig-
ten Generalstabchefs auf Grund 
ihrer Annahme, dass US-Trup-
pen nach Syrien beordert werden 
könnten, um die Lagerbestände 
an chemischen Stoffen der Re-
gierung zu beschlagnahmen, eine 
umfassende Analyse aller Quel-
len einer potentiellen Bedrohung. 

Am 2. Jahrestag der Giftgasan-
griffe erinnerte dieses Mädchen in 
Hannover mit einer Maske an die 
Angriffe. (Foto: Bernd Schwabe, 
CC-BY-SA 4.0)
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„Die Op[erations] Order liefert die 
Grundlage für die Durchführung 
eines militärischen Einsatzes, falls 
er befohlen wird“, erklärte der 
ehemalige höhere Geheimdienst-
beamte. „Dazu gehört auch die 
mögliche Notwendigkeit, ameri-
kanische Soldaten an einen syri-
schen Standort von Chemiewaf-
fen zu entsenden, um diesen gegen 
eine Inbesitznahme durch Rebel-
len zu verteidigen. Falls die dschi-
hadistischen Rebellen sich daran-
machen würden, den Standort zu 
überrennen, gilt die Annahme, 
dass Assad uns nicht bekämp-
fen würde, weil wir die Chemie-
stoffe vor den Rebellen schützen. 
Alle Op Orders enthalten Teile 
mit geheimdienstlichen Informa-
tionen zu Bedrohungen. Wir hat-
ten technische Analysten von der 
Central Intelligence Agency [CIA], 
der Defense Intelligence Agency 
[DIA], Leute, die etwas von Waf-
fen verstanden, und Leute von der 
I&W [Indications and Warnings, 
Hinweise und Warnungen], die an 
dem Problem gearbeitet haben… 
Sie kamen zum Schluss, dass die 
Rebellentruppen in der Lage wä-
ren, eine amerikanische Truppe 
mit Sarin anzugreifen, weil sie 
in der Lage wären, das tödliche 
Gas zu produzieren. Die Untersu-
chung stützte sich auf Funksprü-
che und von Personen gesammelte 
Geheimdienstinformationen, aber 
auch auf die formulierten Absich-
ten und die technischen Fähigkei-
ten der Rebellen.

Es gibt Hinweise darauf, dass 
einige Mitglieder der Vereinigten 
Stabschefs während des Sommers 
besorgt waren ob der Aussicht 
auf eine Bodeninvasion in Syri-
en, aber auch ob Obamas erklär-
tem Wunsch, Teilen der Rebel-
len nicht-tödliche Unterstützung 
zu leisten. Im Juli gab der Vorsit-
zende der Vereinigten Generalst-
abschefs, General Martin Demp-
sey, eine düstere Lagebeurteilung, 
als er dem Senatsausschuss für die 
Streitkräfte in einer öffentlichen 
Anhörung sagte, dass nebst „Hun-
derten von Flugzeugen, Schiffen, 
Unterseebooten und anderen Ka-
pazitäten“ auch „Tausende von 
Spezialeinsatzkräften und ande-
ren Bodentruppen“ nötig wären, 

um Syriens weit verstreutes Che-
miewaffenarsenal sicherzustel-
len. Schätzungen des Pentagon 
veranschlagten eine Zahl von 70 
000 Soldaten, dies zum Teil, weil 
die US-Truppen auch die syrische 
Raketenflotte zu bewachen hät-
ten: Für eine Rebellentruppe wäre 
es von geringem Wert, auf große 
Mengen von Chemikalien zugrei-
fen und Sarin erzeugen zu können, 
ohne die Mittel zu haben, es aus-
zubringen. In einem Brief an Se-
nator Carl Levin warnte Dempsey, 
dass ein Entscheid zur Einnahme 
des syrischen Arsenals ungewoll-
te Folgen haben könnte: „Aus den 
letzten zehn Jahren haben wir doch 
gelernt, dass es nicht genügt, ein-
fach die Balance der militärischen 
Gewalt zu verändern, ohne sorg-
fältige Betrachtung, was nötig ist, 
um einen funktionierenden Staat 
zu erhalten … Sollten die Instituti-
onen des Regimes zusammenbre-
chen, ohne dass eine funktionsfä-
hige Opposition da ist, könnten 
wir unabsichtlich Extremisten an 
die Macht bringen oder genau die 
Chemiewaffen freisetzen, die wir 
zu kontrollieren suchen.“

Die CIA lehnte es ab, zu die-
sem Artikel eine Stellungnahme 
abzugeben. Sprecher der DIA und 
des Büros des Direktors der Nati-
onalen Nachrichtendienste ODNI 
[das heißt des Direktors der In-
telligence Community, des Zu-
sammenschlusses der Nationa-
len Nachrichtendienste] sagten, 
sie hätten den Bericht an Shedd 
nicht gegenwärtig, und nachdem 
ihnen spezifischen Erkennungs-

zeichen für Depeschen an dem 
Dokument zur Verfügung gestellt 
worden waren, sagten sie, sie könn-
ten es nicht finden. Shawn Tur-
ner, Direktor für öffentliche An-
gelegenheiten beim ODNI, sagte, 
kein amerikanischer Geheimdienst 
einschließlich der DIA „hat die 
Einschätzung, dass die al-Nusra-
Front es geschafft hat, die Fähig-
keit zur Herstellung von Sarin zu 
entwickeln“.

Die al­Nusra­Front …  
am leistungsfähigsten 
und gewinnt an Stärke

Die Vertreter der Öffentlichkeits-
arbeit der Administration waren 
nicht so besorgt über das militäri-
sche Potential der al-Nusra-Front 
wie Shedd in seinen öffentlichen 
Stellungnahmen. Am jährlichen 
Sicherheitsforum des Aspen-In-
stituts in Colorado Ende Juli gab 
er eine alarmierende Beschrei-
bung von der Stärke al-Nusras. 
„Ich komme auf nicht weniger als 
1200 verschiedene Gruppen in der 
Opposition“, sagte Shedd gemäss 
einer Aufnahme seiner Präsenta-
tion. „Und innerhalb der Opposi-
tion ist die al-Nusra-Front … am 
leistungsfähigsten und gewinnt 
an Stärke.“ Dies, sagte er wei-
ter, „macht uns ernsthafte Sorgen. 
Wenn man sie unkontrolliert lässt, 
fürchte ich sehr, dass die radikals-
ten Elemente“ – er erwähnte auch 
al-Kaida in Irak – „die Macht über-
nehmen werden“. Der Bürgerkrieg, 
fuhr er fort, „wird mit der Zeit nur 

schlimmer werden … Unfassbare 
Gewalt wird erst noch kommen.“ 
Shedd sprach nicht von Chemie-
waffen in seinem Vortrag, aber es 
war ihm auch nicht erlaubt: Die 
Berichte, die sein Büro erhielt, 
waren streng geheim.

Eine Reihe geheimer Kriegs-
berichte aus Syrien im Laufe des 
Sommers meldeten, dass sich Mit-
glieder der Freien Syrischen Ar-
mee bei amerikanischen Geheim-
dienstagenten über wiederholte 
Angriffe auf ihre Truppen durch 
al-Nusra- und al-Kaida-Kämpfer 
beklagt hatten. Laut dem leiten-
den Geheimdienstberater, der sie 
las, lieferten diese Berichte Bele-
ge dafür, dass die Freie Syrische 
Armee FSA „sich größere Sor-
gen wegen der Verrückten macht 
als wegen Assad“. Die FSA setzt 
sich weitgehend aus Abtrünnigen 
der syrischen Armee zusammen. 
Die Administration Obama, die 
auf das Ende des Assad-Regimes 
und die Weiterführung der Unter-
stützung für die Rebellen festge-
legt ist, hat in ihren öffentlichen 
Stellungnahmen seit dem Angriff 
den Einfluss der salafistischen und 
wahhabitischen Fraktionen her-
unterzuspielen versucht. Anfang 
September stieß John Kerry ein 
Kongress-Hearing mit der plötz-
lichen Behauptung vor den Kopf, 
al-Nusra und andere islamistische 
Gruppen seien Minderheiten-Play-
er innerhalb der syrischen Oppo-
sition. Später zog er die Behaup-
tung zurück.

Sowohl in ihren öffentlichen 
wie in ihren privaten Briefings 
nach dem 21. August missachte-
te die Administration die verfüg-
baren Geheimdienstinformationen 
zu al-Nusras möglichem Zugang 
zu Sarin und behauptete weiter-
hin, einzig die Regierung Assad 
sei im Besitz chemischer Waf-
fen. Es war diese Botschaft, die in 
den verschiedenen geheimen In-
formationsgesprächen überbracht 
wurde, welche die Mitglieder des 
Kongresses in den Tagen nach 
dem Angriff erhielten, als Obama 
Unterstützung für seine geplan-
te Raketenoffensive gegen syri-
sche Militäreinrichtungen such-
te. Ein Vertreter der Legislative 
mit mehr als zwei Jahrzehnten 
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Erfahrung in militärischen Ange-
legenheiten sagte mir, er sei von 
einem solchen Briefing mit der 
Überzeugung weggegangen, dass 
„nur die Regierung Assad Sarin 
hatte und die Rebellen nicht“. In 
gleicher Weise erklärte die Uno-
Botschafterin der USA, Saman-
tha Power, nach der Veröffentli-
chung des Uno-Berichtes am 16. 
September, welcher den Einsatz 
von Sarin am 21. August bestä-
tigte, an einer Pressekonferenz: 
„Es ist sehr wichtig zu beachten, 
dass nur das Regime [Assad, S.H.] 
Sarin besitzt und wir keine Hin-
weise darauf haben, dass die Op-
position Sarin besitzt.“

Der geplante Raketen­
angriff auf Syrien  
gewann nie öffentliche 
Unterstützung
Es ist nicht bekannt, ob die streng 
geheime Berichterstattung über al-
Nusra dem Büro von Power zur 
Verfügung stand, aber ihr Kom-
mentar war ein Spiegelbild der 
Haltung, die durch die Adminis-
tration fegte. „Die unmittelbare 
Annahme war, dass Assad das ge-
tan hatte“, sagte mir der ehemalige 
höhere Mitarbeiter des Geheim-
dienstes. „Der neue Direktor der 
CIA, (John) Brennan, zog voreilig 
diesen Schluss … fährt zum Wei-
ßen Haus und sagt: ‹Schaut her, 
was wir bekommen haben!› Es 
war alles mit Worten; sie winkten 
einfach mit dem blutigen Hemd. 
Es gab eine Menge politischen 
Druck, um Obama dazu zu brin-
gen, den Rebellen zu helfen, und 
es herrschte das Wunschdenken, 
dass dies [das In-Verbindung-Brin-
gen Assads mit dem Sarin-Angriff, 
S.H.] Obama in Zugzwang brin-
gen würde: ‹Das ist das Zimmer-
mann-Telegramm der syrischen 
Rebellion, und nun kann Obama 
reagieren.› Wunschdenken des Sa-
mantha-Power-Flügels innerhalb 
der Administration. Unglückli-
cherweise waren einige Mitglie-
der der Vereinigten Stabchefs, die 
darüber alarmiert waren, dass er 
im Begriff war anzugreifen, nicht 
so sicher, dass das eine gute Sa-
che wäre.“

Die Verfälschung der 
Fakten rund um den 
Sarin­Angriff durch die 
Administration

Der geplante Raketenangriff auf 
Syrien gewann nie öffentliche Un-
terstützung, und Obama wandte 
sich schnell der Uno und dem rus-
sischen Vorschlag zur Vernichtung 
der syrischen Chemiewaffenanla-
gen zu. Jede Möglichkeit für eine 
militärische Aktion war definitiv 
abgewendet, als sich die Adminis-
tration Obama am 26. September 
Russland anschloss und einem 
Resolutionsentwurf der Uno zu-
stimmte, der die Regierung Assad 
aufforderte, sich ihres Chemiewaf-
fenarsenals zu entledigen. Oba-
mas Rückzug brachte manchem 
leitenden Militäroffizier Erleich-
terung. (Ein hochrangiger Berater 
für Special Operations sagte mir, 
der schlecht durchdachte ameri-
kanische Raketenangriff auf sy-
rische Militärflugplätze und Ra-
ketenstellungen, so wie er vom 
Weißen Haus ursprünglich vorge-
sehen war, wäre so gewesen „als 
hätte man al-Nusra Luftnahunter-
stützung gegeben“.)

Die Verfälschung der Fakten 
rund um den Sarin-Angriff durch 
die Administration wirft eine un-
vermeidliche Frage auf: Kennen 
wir die ganze Geschichte um Ob-
amas Bereitschaft, von seiner Dro-

hung mit der „roten Linie“ zur 
Bombardierung Syriens Abstand 
zu nehmen? Er hatte behauptet, 
eine unumstößliche Begründung 
zu haben, aber plötzlich willigte 
er ein, die Angelegenheit vor den 
Kongress zu bringen und später 
Assads Angebot anzunehmen, sei-
ne Chemiewaffen abzutreten. Es 
scheint möglich, dass er an einem 
gewissen Punkt direkt mit gegen-
teiligen Informationen konfron-
tiert war: Belege, die stark genug 
waren, um ihn davon zu überzeu-
gen, seinen Angriffsplan zurück-
zuziehen und die Kritik auszuhal-
ten, die von den Republikanern mit 
Sicherheit kommen würde.

Rebellentruppen wie 
al­Nusra zur Entwaff­
nung verpflichtet

Die Uno-Resolution, die der Si-
cherheitsrat am 27. September 
annahm, hatte indirekt mit der 
Vorstellung zu tun, dass auch Re-
bellentruppen wie al-Nusra zur 
Entwaffnung verpflichtet wür-
den: „Keine Partei in Syrien sollte 
[Chemie-, S.H.] Waffen benutzen, 
entwickeln, herstellen, erwerben, 
lagern, behalten oder weiterleiten“. 
Die Resolution verlangt auch die 
sofortige Benachrichtigung des Si-
cherheitsrates für den Fall, dass ir-
gendein „nicht-staatlicher Akteur“ 
chemische Waffen beschafft. Kei-

ne Gruppe wurde namentlich er-
wähnt. Während das syrische Re-
gime den Prozess zur Beseitigung 
seines chemischen Arsenals wei-
terführt, könnten ironischerweise 
al-Nusra und ihre islamistischen 
Verbündeten letztendlich als ein-
zige Fraktion innerhalb Syriens 
bleiben, die nach der Zerstörung 
des Vorrates an Vorgängerstoffen 
Assads noch Zugang zu den Be-
standteilen zur Erzeugung von Sa-
rin hat – einer strategischen Waf-
fe, die anders wäre als alle andern 
im Kriegsgebiet. Es könnte noch 
mehr zu verhandeln geben.

Quellen:
[1] London Review of Books, “Whose Sarin” <https://www.lrb.co.uk/v35/
n24/seymour-m-hersh/whose-sarin>
[2] Wikipedia, Giftgasangriff von Ghuta <https://de.wikipedia.org/wiki/
Giftgasangriffe_von_Ghuta>
[3] Vereinte Nationen, Generalversammlung Sicherheitsrat, Bericht der Mission 
der Vereinten Nationen zur Untersuchung von Vorwürfen über den Einsatz 
chemischer Waffen in der Arabischen Republik Syrien über den mutmaßlichen 
Einsatz chemischer Waffen im Gebiet Ghouta von Damaskus am 21.08.2013 
<http://www.un.org/depts/german/gv-sonst/a67-997-s13-553.pdf>
[4] YouTube, Obama: Rede zur Lage der Nation am 11.09.2013, Phoenix­Sender, 
Militärschlag gegen Syrien wegen Ghuta­Giftgasangriff <https://www.youtube.
com/watch?v=ieo-Y4TN5Tg>
[5] Dalymail, MailOnline, John Kerry: „Assad sei Hitler und Hussein 
beigetreten“<http://www.dailymail.co.uk/news/article-2408405/Assad-
joined-Hitler-Hussein-John-Kerry-says-Syrian-president-used-deadly-
sarin-nerve-gas-Damascus-attack.html>
[6] Zeit Online, Vietnam­Krieg, Die Kriegslüge von Tonkin <http://www.zeit.
de/wissen/geschichte/2014-07/vietnam-krieg-usa-50-jahre>
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Diese Bedeutung kann sich im 
Krisenfall erheblich auf die 

dort ansässige Bevölkerung auswir-
ken. Laut Einschätzung von Wolf-
gang Jung, dem langjährigen Frie-
densaktivisten und Herausgeber der 
Luftpost-KL, stellen US-Anlagen in 
Kaiserslautern / Ramstein mit die 
größte Gefahr für Russland dar – 
und sind damit im Falle einer Kri-
se primäres Ziel eines möglichen 
russischen Angriffs. 

Die wichtigsten US-Militäranla-
gen in der Region Kaiserslautern / 
Ramstein werden im Folgenden kurz 
vorgestellt. Fast alle Informationen 
wurden einem Vortrag von Wolf-
gang Jung, bzw. einigen Luftpost-
KL-Artikeln (1) entnommen, die in 
US-Militärquellen recherchiert und 
in der Luftpost-KL übersetzt zur 
Verfügung gestellt und durch ein-
zelne weitere Quellen ergänzt sind. 

Das US-Militär –  
ein Überblick
Die weltweite Überwachung seitens 
der USA erfolgt durch 6 US-Regi-
onalkommandos. An die 1000 US-
Basen gibt es weltweit (2). In Euro-
pa liegt die regionale Zentrale des 
United States European Command 
(USEUCOM) in Stuttgart, 2015 gab 
es allein in Deutschland 174 Mili-
tärstandorte. 

Das USEUCOM hat den Auftrag, 
militärische Operationen durchzu-
führen, mit internationalen Partnern 
und anderen US-Regionalkomman-
dos die transatlantische Sicherheit 
zu fördern und die USA in vorge-
schobener Lage zu verteidigen (3). 

Diese Aufgaben nimmt das 
USEUCOM mithilfe von Unter-
organisationen wie der U.S. Army 
Europe (Wiesbaden), der U.S. Navy 
Europe (Neapel), der U.S. Marine 
Corps Forces Europe (Böblingen), 
dem Special Operations Command 
Europe (Stuttgart) und eben der U.S. 
Air Force Europe, die in Ramstein 
angesiedelt ist, wahr.

Das US-Militär im Raum 
Ramstein / Kaiserslau-
tern – ein Überblick

In dem Gebiet, das sich grob zwi-
schen Ramstein, Pirmasens und 

Kaiserslautern erstreckt, findet 
man zahlreiche Anlagen der U.S. 
Army und der U.S. Air Force. Da-
mit handelt es sich, laut Angaben 
der 435th Comptroller Squadron 
von 2012, um die größte US-Mili-
tärgemeinde außerhalb der USA. 
Im Raum Kaiserslautern mit einer 

Fläche von 780 km2 leben rund 
210.000 Menschen, zusätzlich 
gibt es über 52.000 US-Staatsbür-
ger, darunter rund 14.500 Militär-
personen aus  Air Force,  Army 
sowie Navy und Reserve. Zum 
Vergleich: Auf Okinawa mit ei-
ner Fläche von 2.276 km2 und 

1,4 Millionen Einwohnern leben 
43.000 US-Amerikaner. 

Zu den Militärpersonen kom-
men noch die US-Zivilbeschäf-
tigten sowie die Einheimischen, 
die ebenfalls auf den verschie-
denen Basen beschäftigt sind, 
deren Anzahl aber zurückgeht. 
Dazu addieren sich Dienstleistun-
gen von deutschen Betrieben, die 
nicht zu beziffern sind, aber mit 
dem Schlagwort „Wirtschafts-
faktor US-Streitkräfte“ häufig 
übertrieben werden.  

Zu den wichtigsten militäri-
schen Einheiten im Raum Ram-
stein / Kaiserslautern gehören 
laut Wolfgang Jung das 21st The-
ater Sustainment Command, das 
Ammunition Center Europe, das 
Landstuhl Regional Medical Cen-
ter / LRMC, das 10. Army Air 
and Missile Defense Command 
sowie die – zumindest teilweise 
bekannte - U.S. Air Base Ram-
stein.

Das  21st Theater Sustainment 
Command TSC, das im Osten 
Kaiserslauterns in verschiedenen 
Kasernen angesiedelt ist, sichert 
die gesamte logistische Versor-
gung der U.S. Army in den Kom-
mandobereichen EUCOM und 
AFRICOM, verteilt und kontrol-
liert den Nachschub für die Ba-
sen und für die Einsatzgruppen 
an der Front. Derzeit organisiert 
es den Transport der gesamten 
Ausrüstung der nach Osteuropa 
„rotierenden“ US-Panzer- und 
US-Heeresfliegerbrigade.

Das Miesau Army Depot steht 
für das Ammunition Center Eu-
rope und ist mit einer Fläche von 
2.400 Hektar eines der größten 
Munitionsdepots der Welt. Bis zu 
200.000 Tonnen Munition jeder 
Art können dort gelagert werden, 
2016 betrug der Lagerbestand 
30.000 Tonnen. Ob in Afgha-
nistan, im Irak oder an anderen 
Kriegsschauplätzen, an denen die 
USA derzeit aktiv sind: Der täg-
liche Bedarf an Geschossen, Gra-
naten, aber auch an Munition für 
Handfeuerwaffen kann flexibel 
zur Verfügung gestellt werden. 
Das heutige Miesau Army De-
pot wurde am 23. Mai 1949 ge-
gründet und ist heute dem TSC 
unterstellt. (4)

Ramstein: Mehr
als nur Drohnen

Hört oder liest man von Ramstein, stehen immer die 
Drohnen – genauer, die dort ansässige SATCOM-Relaisstation 
– im Mittelpunkt des Interesses, ohne die der Drohnen-
krieg der USA im arabischen Raum nicht möglich wäre. So 
schwerwiegend dieser Aspekt, der von deutschen Politi-
kern heruntergespielt und von der deutschen Bevölkerung 
weitestgehend ignoriert wird, für den Weltfrieden ist: Die 
US-Militäranlagen in der Region Ramstein / Kaiserslautern 
haben sehr viel weitreichendere Bedeutung. 

von Andrea Drescher

(Foto: Pixabay, CC0)
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Das Landstuhl Regional Me-
dical Center, mit rund 3.300 Mit-
arbeitern das größte US-Mili-
tärkrankenhaus außerhalb der 
USA (5), hat allein zwischen 
2001 und 2009 über 60.000 Pa-
tienten – US-Staatsbürger eben-
so wie Menschen aus 41 weite-
ren Staaten – behandelt, die über 
die Air Base Ramstein transpor-
tiert wurden. Die meisten Solda-
ten werden wieder an die Front 
zurückgeschickt, in besonderen 
Fällen werden Verwundete auch 
an deutsche Spezialkliniken ver-
legt. Die medizinische Versor-
gung der Kaiserslautern Mili-
tary Community wird ebenfalls 
durch diese Klinik sichergestellt.

Die U.S. Air Base Ram-
stein – ein Überblick
Das US-amerikanische „Gateway 
to Europe“ ist das größte Luft-
drehkreuz der US-Streitkräfte au-
ßerhalb der USA und, wie man 
verschiedenen Luftpostausgaben 
entnehmen kann, laut Aussage ei-
nes früheren Kommandeurs die 
„größte, verkehrsreichste, beste 
und eine der wichtigsten Militär-
basen der Welt“. 

Ramstein ist also nicht nur 
Standort der SATCOM-Relais-
station für den US-Drohnenkrieg, 
es ist Standort des Hauptquartiers 
der U.S. Air Force in Europa und 
damit u. a. zuständig für die Flug-
plätze Ramstein und Spangdahlem 
(DE), Chievres (BE), Croughton, 
Mildenhall und Lakenheath (UK), 
Lajes (PT), Rota (ES), Aviano (IT) 
und Incirlik (TR). Ramstein bie-
tet zwei Start- und Landebahnen 
für die größten Transportflugzeu-
ge der U.S. Air Force, die größte 
Wartungshalle und sorgt mit rund 
30.000 Starts und Landungen für 
ein erhebliches Flugaufkommen 
in der Region. Monatlich nutzen 
rd. 30.000 Menschen das Passa-
gierterminal, über 90% der Luft-
transporte in den Mittleren Osten, 
nach Afrika und retour werden 
über Ramstein abgewickelt.

Das auf der Base eingerichtete 
603rd Air and Space Operations 
Center überwacht alle US-Luft-
operationen über Europa und Af-
rika und kann innerhalb von nur 7 

Stunden Luftangriffe im gesam-
ten Befehlsbereich des EUCOM 
organisieren. Mit der 435th Air 
Ground Operations Wing ist eine 
Spezialeinheit in Ramstein behei-
matet, die jederzeit und fast über-
all voll funktionsfähige Feldflug-
plätze errichten kann. 

Auf dem Gelände der U.S. Air 
Base Ramstein ist die 86th Mu-
nitions-Squadron angesiedelt, 
die die Munition für die U.S. 
Air Forces in Europa und Af-
rika vorrätig hält – von der Mu-
nition für Handfeuerwaffen bis 
zur Bewaffnung von Kampfjets, 
Drohnen und Bombern. 

TRA Lauter steht für Tem-
porary Reserved Airspace – ei-
nen für Militärflüge reservierten 
Luftraum für Militärflüge, der 
als Übungsraum von Montag bis 
Donnerstag zwischen 8:00 und  
23:30 Uhr und freitags von 8:00 
bis 17 Uhr genutzt werden kann. 

Während ihrer Nutzung sind die 
jeweiligen Quadranten der TRA 
Lauter für den zivilen Flugver-
kehr gesperrt. (6). Darüber hinaus 
gehört der Raum Kaiserslautern 
zum POLYGONE Übungsgebiet, 
einer in Deutschland und Frank-
reich gelegenen Übungsanlage 
für den Elektronischen Kampf. 
Auch das Polygone Control Cen-
ter (PCC), das die Einsätze koor-
diniert und überwacht, befindet 
sich in der Region. (7) 

Über die SATCOM-Relais-
station auf der U.S. Air Base 
Ramstein wird der gesamte Da-
tenaustausch zwischen den Droh-
nenpiloten in den USA und den 
Kampf- und Überwachungsdroh-
nen abgewickelt. Laut „Stopp Air 
Base Ramstein“ (8) hat die US-
Regierung in Pakistan, im Je-
men und in Somalia fast 5.000, 
im Afghanistan-Krieg 13.000 
Menschen außergerichtlich durch 

Drohnen getötet. Zahllose weitere 
Opfer gab es durch US-Drohnen 
im Irak, in Syrien und in Liby-
en. Die große Mehrzahl der Op-
fer waren Unbeteiligte, wie Frau-
en, Kinder und alte Menschen, 
sogenannte Kollateralschäden, 
die billigend in Kauf genommen 
werden.

Auch das Allied Air Compo-
nent Command / AIRCOM Ram-
stein, zuständig für den gesam-
ten militärischen Flugverkehr der 
NATO und Befehlszentrale für 
den Raketenabwehrschild, ist dort 
angesiedelt. Dem AIRCOM Ram-
stein unterstehen die Luftwaffen 
aller NATO-Staaten. Dank des 
HQ AIRCOM in Ramstein ist 
der Standort direkt in die NA-
TO-Kommandostruktur eingebet-
tet und spielt eine wichtige Rol-
le im European Missile Defense 
System. Im AIRCOM Ramstein 
werden alle einlaufenden Infor-
mationen ausgewertet, Entschei-
dungen getroffen und Befehle an 
die nachgeordneten Gefechtsstän-
de weitergeleitet. Von hier aus 
wird auch die Luftraumüberwa-
chung über dem Baltikum gesteu-
ert. Auch die operative Führung 
der bei Geilenkirchen stationier-
ten AWACS-Flugzeuge erfolgt 
von Ramstein aus. 

Das 10th Army Air and Mis-
sile Defense Command, das nicht 
in Ramstein sondern ganz in der 
Nähe auf der Vogelweh bei Kai-
serslautern angesiedelt ist, kann 
– völlig unabhängig vom Kom-
mando der NATO – auf der U.S. 
Air Base Ramstein das Komman-
do über den Raktenabwehrschild 
übernehmen. Es wurde als zwei-
te Befehlszentrale eingerichtet, in 
der nur die US-Streitkräfte über 
Befehlsgewalt verfügen. 

Ramstein – viel mehr 
als nur Drohnen
Ohne Ramstein kann die regel-
mäßige „Kill list“ der US-Präsi-
denten durch die Drohnenpiloten 
nicht abgearbeitet werden. Dar-
um sind das Friedenscamp und 
die Demonstrationen gegen die 
U.S. Air Base Ramstein (www.
ramstein-kampagne.eu), die vom 
3. bis zum 10. September 2017 un-

Programm „Stopp Air Base 
Ramstein – kein Drohnenkrieg“
• Friedenscamp vom 3. bis zum 10. September 2017
•  Internationaler Kongress zu Militärbasen am 8. und 

9. September
•  Abendveranstaltung: Nein zu Drohnen und Atom-

waffen – Ja zu Frieden und Gerechtigkeit in der Welt 
am 8. September

•  Menschenkette am 9. September
•  Auftakt- und Schlusskundgebung am 9. September
•  Festival KünstlerInnen für den Frieden am 9. September

Weitere Informationen unter: www.ramstein-kampagne.eu

Ramsteiner Appell
Wir Bürgerinnen und Bürger fordern alle Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages auf, die Nutzung von Mili-
tärbasen auf unserem Territorium und die Einbeziehung 
des Luftraums über der Bundesrepublik zur Vorbereitung 
und Führung von völkerrechts- und grundgesetzwidrigen 
Angriffskriegen sofort durch einen Beschluss unserer 
Volksvertretung zu verbieten, wie es der  Artikel 26 
unseres Grundgesetzes zwingend vorschreibt. 

Weitere Informationen unter: <http://ramsteiner-appell.de
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ter dem Motto „Stopp Air Base 
Ramstein – Keinen Drohnen-
krieg“  geplant sind, ein Signal 
für den Frieden.  

Wie die ausführlichen, jahr-
zehntelangen Recherchen von 
Wolfgang Jung aber deutlich ma-
chen, gehen vom Standort Ram-
stein Bedrohungen aus, die weit 
über die Drohnenaktivitäten der 
USA hinausreichen und die Be-
völkerung in der Region und in 
Deutschland direkt betreffen. 

Die Befehlszentrale für den 
Raktenabwehrschild der USA und 
der NATO ist in das AIRCOM 
integriert. Weil dieser Abwehr-
schild die russischen Interkonti-
nentalraketen, die einen atoma-
ren Erstschlag der USA überlebt 
haben, über Europa abfangen soll, 
muss die Befehlszentrale in Ram-
stein sofort von russischen Rake-
ten ausgeschaltet werden. 

Ein Szenario mit Konsequen-
zen, die sich niemand im Detail 
ausmalen möchte, und das dazu 
beiträgt, dass der Ramsteiner 
Appell von Friedensaktivisten 
seit Jahren vorangetrieben wird. 
Der Ramsteiner Appell fordert 
dazu auf, alle verfassungswidri-
gen Aktivitäten der Streitkräfte 
der USA und der NATO auf und 
über dem Boden der Bundesre-
publik Deutschland zu beenden. 
Der Appell wurde von den Ini-
tiatoren nach Ramstein benannt, 
weil die U.S.Air Base Ramstein 
im Kreis Kaiserslautern das Ner-
venzentrum und die Hauptdreh-
scheibe für die Angriffskriege 
der USA und der NATO ist. Sei-
ne Forderung gilt selbstverständ-
lich für alle Militärbasen in der 
Bundesrepublik. (9)
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Auf 430 Hektar reckt sich in 
diesem Juni eine Pflanze in 

den Himmel der Uckermark, die 
nicht nur größer wird als alle ande-
ren Nutzpflanzen auf den Feldern 
ringsum, sondern im Unterschied 
zu ihnen auch keinerlei Herbizide 
oder Pestizide benötigt. Die Rede 
ist natürlich von Hanf, der zur Ern-
te im September bis zu vier Meter 
in die Höhe gewachsen sein wird, 
um dann geschnitten auf den Fel-
dern zu trocknen. „Dann brauchen 
wir ein paar Tage Regen und ei-
nen goldenen Oktober“, sagt Rai-
ner Nowotny, der Chef der Genos-
senschaft „Hanffaser Uckermark“, 
mit Blick auf die Ernte und den 
Rohstoff, der dann in die Hanffa-
brik am Ortseingang von Prenz-
lau eingefahren wird.

Mit den Landwirten der Region 
haben die Hanfgenossen auch in 
diesem Jahr wieder Verträge ge-
schlossen, wobei sie nicht nur die 
Abnahme der Hanfernte garantie-
ren, sondern die Bauern auch bei 
den immer noch aufwendigen not-
wendigen Formalitäten, beim Be-
zug genehmigten Saatguts und bei 
den technischen Aspek ten der Ern-
te unterstützen.

Letzteres stellte nach der Rele-
galisierung des Nutzhanfanbaus in 
Deutschland 1996 das größte Pro-
blem dar: Um die robusten, ho-
hen Pflanzen zu ernten, reichten 
herkömmliche Mäh- und Schnei-
degeräte nicht aus. Dies war die 
Geburtsstunde der großen Han-
ferntemaschine, die Rainer Nowot-
ny und seine Leute entwickelten 
und die heute auf allen Feldern der 
Genossenschafts,- und Vertrags-
bauern das Mähen übernimmt.

Bis zu 12 Tonnen getrockne-
te Biomasse erbringt ein Hektar 
Hanf, und wie zum Niedermähen 
des grünen Dschungels braucht es 
auch zur Gewinnung der Fasern be-
sondere Kraft. Die in gepressten 
Ballen bei der Hanffabrik angelie-
ferten Stängel müssen gebrochen 
und durch Schwingen und Scha-
ben von Resten des Stängelkerns, 
den Schäben, befreit werden. In 
früheren Zeiten geschah dies per 
Hand mit einfachen hölzernen Ge-
räten – und wenn den Fasern dann 
noch hölzerne Reste anhafteten, 
sahen die daraus gewonnen Tex-

tilien eben „schäbig“ aus. Heute 
erledigt das Brechen und Schwin-
gen des Hanfs ein Koloss von Ma-
schine, 2 Meter breit und fast 100 
Meter lang. In der ersten Etappe 
werden die Stängel gebrochen, da-
nach auf vielen Metern gebürstet 
und geschüttelt, wobei die heraus-
fallenden hölzernen Reste auf der 
ganzen Strecke abgesaugt werden. 
Am Ende der lauten und staubi-
gen Prozedur liegen dann die bei-
den Endprodukte der Hanffabrik 
Uckermark vor: Hanffasern und 
Schäben – Baustoffe par exellence.„

Wer mit Hanf dämmt, 
braucht keine Kunststofffolie 

als Dampfsperre mehr

Dass dem so ist und die Verwen-
dung von Hanffasern wegen deren 

Festigkeit, Dämmeigenschaften 
und ihrer überragenden Wider-
standsfähigkeit gegen Nässe nicht 
nur in Seefahrt und Klempnerei, 
sondern auch im Baugewerbe 
eine jahrtausendealte Tradition 
hat, hinderte deutsche Behörden 
nicht, die Zulassung als Baustoff 
zuerst einmal abzulehnen. Man 
habe zur Dämmung doch Mine-
ralwolle, wurde Rainer Nowotny 
lakonisch zur Ablehnung seines 
Antrags mitgeteilt.

Erst seit er sich mit einem öster-
reichischen Kollegen zusammentat 
und 2002 über die EU in Brüssel 
die Zulassung durchsetzte, darf er 
auch offiziell rohe Hanffasern un-
ter Dachziegel stopfen, ohne damit 
gegen Bau- oder Wärmeschutzver-
ordnungen zu verstoßen. Dass die 
Uckermärker konsequent da rauf 
verzichten, mit Glasfasern oder gif-
tigen Phenolharzen handelsübliche 

Dämmmatten herzustellen, hindert 
den unters Dach gestopften Hanf 
nicht daran, im Schall,- und Wär-
meschutz mindestens so gut wie 
die Konkurrenz abzuschneiden – 
und um Klassen besser, wenn es 
um Feuchtigkeit geht.

„Wer mit Hanf dämmt, braucht 
keine Kunststofffolie als Dampf-
sperre mehr, darauf geben wir Ga-
rantie“, sagt Rainer Nowotny, wäh-
rend er von draußen auf die Dächer 
der Fabrikhallen schaut. Sie sind 
komplett mit Solarpanelen bedeckt 
und liefern den grünen Strom für 
die Höllenmaschine, mit der drin-
nen die grüne Kraft vom Acker in 
ihre nützlichen Einzelteile zerlegt 
wird. Wenn im Winter geheizt wer-
den muss, wird das betriebseige-
ne Blockheizkraftwerk mit Pellets 
aus Hanfschäben befeuert – so geht 
nicht nur Energie-, sondern auch 
Rohstoffwende.

Rohstoffwende 
mit  Hanf gemacht
Die Genossenschaft „Hanffaser Uckermark“ will Hanf wieder als Baustoff etablieren – was 
auch zwanzig Jahre nach der Relegalisierung des Nutzanbaus 1996 noch schwere Pionier-
arbeit ist. Ein Besuch. 

von Mathias Broeckers

Hanf wächst bis zu vier Meter hoch und benötigt keinerlei Pestizide (Foto: Gamma/Rapho/laif)
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Außer zur Energiegewinnung 
hat der bei der Faserproduktion an-
fallende  „Abfall“ auch noch einen 
anderen großen Markt: als Einstreu 
für Tiere. Weil Hanf 80 Prozent 
 seines Gewichts an Feuchtigkeit 
aufnehmen kann, ohne selbst che-
misch zu reagieren, ist er für Pfer-
deställe und Katzenklos die opti-
male geruchsdämmende Unterlage.
Deshalb beliefert HempFlax, die 
größte europäische Hanf fabrik in 
den Niederlanden, seit Jahren ton-
nenweise Hanf schäben an die kö-
niglichen Stallungen nach England, 
und auch in der Hanffabrik Ucker-
mark steht eine kleine Anlage, die 
Katzen-und Kleintierstreu für ei-
nen Tierbedarfshändler abfüllt.

In der Hauptsache aber arbeiten 
die derzeit 16 Angestellten mit der 
Faser und ihrem Einsatz als Bau-
stoff. Zuletzt haben sie zum Bei-
spiel einen „Hanf-Kalkstein“ ent-
wickelt. Die Bauplatte aus Hanf 
schlägt im Labor alle üblichen 
Materialien. Wie „Plattenbau mit 
Hanf“ dann praktisch funktioniert, 
soll mit der Errichtung einer Hal-
le auf dem Gelände demonstriert 
werden. Sowie mit Versuchen als 
Material für den 3-D-Druck.„

Nach der Energiewende 
muss jetzt die Rohstoffwende 

kommen“

Bis zur Einführung der erdölbasier-
ten Kunstfasern Mitte des 20. Jahr-
hunderts war Hanf der wichtigste 
Rohstoff für Seile, Segel und Tex-
tilien aller Art, von groben Säcken 
über robuste Uniformen bis zum 
feinsten  Leinen. Seit der Relegali-
sierung des Nutzhanfanbaus 1996 
ist es in Deutschland aber nicht ge-
lungen, die Fasern in indus tri ellem 
Maßstab so aufzubereiten, dass sie 
für eine textile Weiter verarbeitung 
infrage kommen.

Hier wollen die Pioniere der 
Hanfgenossenschaft mit ihrem 
„Hanfroboter“ Abhilfe schaffen, 
den ein Ingenieurstudent der TU 
Berlin vorführt, der dort sein Prak-
tikum absolviert: einer Schälma-
schine, die grünen Hanfstengeln 
sekundenschnell die Haut abzieht. 
„Es sind erst 20 Zentimeter“, deu-

tet Rainer Nowotny auf die Brei-
te des Prototyps, „davon hätten 
wir gerne 100 Stück.“ Um dann 
einen Feinbast zu gewinnen, des-
sen Fasern höchsten Ansprüchen 
der Textilindustrie genügt. Bis-
her wird der Markt für Hanfbe-
kleidung vor allem mit Stoffen 
aus China gedeckt – keine Frage, 
dass Jeans oder T-Shirts „grown in 
Uckermark“ ein weiteres Mal zei-
gen könnten, wie Rohstoffwende 
und Kreislaufwirtschaft wirklich 
gehen. Anders als bei der Baum-
wollproduktion, die 50 Prozent 
des globalen Pestizidverbrauchs 
verursacht, ist auf den Hanffel-
dern in Brandenburg noch nie ein 
Gramm irgendwelcher Spritzmit-
tel gelandet – gegen Unkraut und 
Schädlinge schützt sich die Hanf-
pflanze selbst.

Als Rainer Nowotny vor 20 Jah-
ren die „Hanffaser Uckermark“ 
gründete, „gab es nichts: keine 
Erntemaschinen, keine Verarbei-
tung, keinen Markt“. Umso be-
eindruckender ist es, was die Pi-
oniere im Norden Brandenburgs 
in zäher Kleinarbeit seitdem ent-
wickelt haben. Mit der Umwand-
lung in eine Genossenschaft vor 
einigen Jahren will der Gründer 
sicherstellen, dass diese Entwick-
lung weitergeht. Dass die Förde-
rung des Nutzhanfs durch die EU 
im Jahr 2000 gestrichen wurde, 
hat das schwungvolle Wiederauf-
leben des Hanfanbaus in Deutsch-
land nachhaltig gestoppt: 1997, ein 
Jahr nach der Legalisierung, wur-
den 2.900 Hektar angebaut, 1999 
waren es über 4.000 Hektar, 2015 
nur noch 700 Hektar.

Subventionen haben sehr gro-
ßen Einfluss darauf, was Landwirte 
anbauen, und so kommt die „Fach-
agentur Nachwachsende Rohstof-
fe“ in einer Analyse 2014 zu dem 
Schluss, dass die „instabile För-
derung“ ein wesentlicher Grund 
dafür sei, dass eine Etablierung 
der Faserpflanze bis heute nicht 
gelungen ist. Konkurrenz macht 
dem Hanf auf den Feldern hier 
vor allem der Mais, der aufgrund 
des Erneuerbare-Energie-Geset-
zes hoch bezuschusst und in Bio-
gasanlagen verheizt wird. Wegen 
des massiven Einsatzes von Her-
biziden beim Maisanbau kann von 

Nachhaltigkeit dieser „Bio“-Ener-
gie aber kaum die Rede sein. „Nach 
der Energiewende muss jetzt die 
Rohstoffwende kommen“, sagt Rai-
ner Nowotny deshalb und deutet in 
die Richtung der Hanffelder in der 
Nähe von Prenzlau, auf denen kein 
Gramm Gift gelandet ist, während 
die Felder nebenan sechsmal pro 
Saison gespritzt werden.

Erst wenn die langfristigen Fol-
gen dieser rabiaten Agrarwirt-
schaft – für Grundwasser, Böden, 
Mikroorganismen, Bienen etc. – 
in die Gesamtrechnung eingehen, 
hat die Hanfpflanze als universell 
nutzbarer ökologischer Rohstoff 
wieder ein echte Chance. Bis da-
hin wird die Hanfgenossenschaft 
Uckermark ihre kleine Marktni-
sche nutzen, um die praktischen 
Wege in eine grüne Zukunft wei-
ter begehbar zu machen.
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Meinung

Mit gewissem Erstaunen konn-
te ich am 1. Juni feststellen, 

dass in der Runde bei Maybrit Ill-
ner auch nachdenkliche Töne zur 
Politik von Donald Trump ange-
schlagen wurden, obwohl die ge-
samte Tendenz negativ geblieben 
ist. Es ging unter anderem um den 
Ausstieg der USA aus dem Pari-
ser Klimaschutzabkommen [3]. 
Unwidersprochen durfte festge-
stellt werden, dass Europa – und 
hier im Speziellen Deutschland 
– dieses Abkommen eher als Fei-
genblatt benutzen und selbst sei-
nen Verpflichtungen nicht nach-
kommt. Verpflichtungen?

Was ist ein Vertrag 
wert, wenn bei  
Nichteinhaltung keine  
Sanktionen drohen?
Damit bin ich bei der ersten Kri-
tik. Es gibt keine Verpflichtungen 
in diesem Abkommen, besten-
falls Selbstverpflichtungen, de-
ren Nichteinhaltung mit keinerlei 
Sanktionen bewehrt sind. Der Aus-
stieg der USA hat somit keinerlei 
Konsequenzen, denn es war ihnen 
sowieso freigestellt, ob sie sich 
daran halten. Der formelle Aus-
stieg ist folglich nur ein Akt der 
Ehrlichkeit, vor dem sich andere 
scheuen, weil sie den Imageverlust 
nicht wünschen, obwohl sie nicht 
einmal die selbstdefinierten Ziele 
erfüllen. Aber das ist noch lange 
nicht alles. Donald Trump hat be-
wirkt, dass jetzt auch mal kritisch 
über dieses Abkommen diskutiert 
wird. Er zwingt das Klimakartell 
zum Nachdenken und so kommen 
Details an die Oberfläche, die uns 

vom Medienkartell und der Polit-
mafia vorenthalten wurden. 

Selbstverständlich ist über die 
Rede Trumps zum Klimaausstieg 
nicht umfassend berichtet worden. 
Er hat darin auf zu viele Missstän-
de hingewiesen. Missstände, die 
wohl dadurch entstanden sind, 
dass man zu viele Kompromisse 
eingegangen ist, um zu erreichen, 
dass möglichst viele Staaten unter-
zeichnen. Der Grundtenor lautet 
auf „Freiwilligkeit“ und Finanz-
transfers an ärmere Länder. Wir 
wissen, was Freiwilligkeit wert ist, 
in einer finanzdominierten Welt. 
Aber es ist noch schlimmer. Die-
ses Abkommen gestattet einzel-
nen Ländern ausdrücklich, ihren 
CO2-Ausstoß [4] noch über lange 
Jahre weiter zu erhöhen. Ich zitie-
re hier Auszüge aus der Rede, die 
Trump zur Begründung des Aus-
stiegs gehalten hat:

Unfaire Sonderrechte für 
China und Indien
China würde mit seinen Emissi-
onen noch 13 Jahre lang machen 
können, was es wolle. 

Indien erhält von entwickelten 
Ländern Milliarden-Unterstützung 
dafür, dass es an dem Abkommen 
teilnimmt und seine Emissionen 
gleichbleibend hält. China könn-
te noch hunderte zusätzliche Koh-
lekraftwerke bauen und trotzdem 
Teil des Agreements sein. Indien 
dürfte seine Kohleproduktion bis 
zum Jahr 2020 noch verdoppeln.

Die USA dürften das nicht. So-
mit beseitige das Abkommen kei-
ne Jobs in der Kohlebranche, son-
dern verschiebe diese lediglich in 
andere Staaten. Er zählt auf, in 
welcher Hinsicht die USA ihre 
Industrie und ihren Energiesektor 
beschränken sollten. Das Abkom-

men bringe die USA nur in eine 
sehr schlechte Lage und stelle eine 
massive Umverteilung von US-
Vermögen in andere Länder dar.

Trump rechnet auch vor, dass, 
falls die USA sich all die schmerz-
haften Einschnitte antun würden, 
zum Beispiel die Emissionen Chi-
nas die von den USA eingespar-
ten Emissionen zunichte machen 
würden.

Das Abkommen würde Län-
dern mit starken Emissionen 
Macht über die US-Wirtschaft 
geben. Das werde nicht passie-
ren, solange er Präsident sei.

Über den „Green Climate 
Fond“ [5] würden 100 Milliar-
den US-Dollar an Entwicklungs-
hilfe an Länder gehen, die wohl 
niemals einen Cent dort einzah-
len werden. Und das obendrauf auf 
die Entwicklungs-Milliarden, die 
Amerika sowieso ausgebe. 

Zeremonie am Tag der Erde, 22. April 2016, U.N.-Generalversammlungshalle in New York.
US-Außenminister John Kerry unterzeichnet im Namen der Vereinigten Staaten das COP21 Klimawandel-
Abkommen (Pariser Vereinbarung). UN-Generalsekretär Ban Ki-Moon schaut zu. Auf dem Schoß sitzt Kerrys 
zweijährige Enkelin Isabelle Dobbs-Higginson (Foto by U.S. State Department / Public Domain)

Erderwärmung: Wie uns die  
Klima-Lobby des-informiert
Es geht in dieser Betrachtung weniger darum, ob der Klimawandel nun menschengemacht ist oder als zyklisch wiederkeh-
rendes Phänomen zu verstehen ist. Es soll beleuchtet werden, was in dem uns allenthalben als so großartig angepriesenen 
„Pariser Abkommen“ tatsächlich vereinbart wurde. Könnte es sein, dass die Kritik und der Ausstieg von Donald Trump 
berechtigt sind? Und könnte es sein, dass der CO2-Ausstoß keineswegs die einzig entscheidende Ursache für die Erderwär-
mung ist, wie uns die Lobbyisten einreden wollen? von Peter Haisenko
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Meinung

Ein zusätzliches Problem sei, 
dass niemand sagen könne, wohin 
das Geld geht. 

Amerika habe selbst enorme 
Staatsschulden. Es gebe arme 
Städte in den USA, die sich nicht 
mal genug Polizisten leisten kön-
nen oder in der Lage sind, ihre le-
bensnotwendige Infrastruktur zu 
reparieren.

Unter all diesen Gesichtspunk-
ten müsse er aus dem Abkommen 
aussteigen, so Trump. 

Handel mit Immissions-
rechten ist ein milliar-
denschwerer Betrug

Nachdem bis jetzt niemand Trump 
ob dieser Rede der Lüge bezich-
tigt hat, sondern ein Mantel des 
Schweigens über den Inhalt gelegt 
worden ist, darf man davon aus-
gehen, dass er reine Fakten auf-
gezählt hat. Das Pariser Klimaab-
kommen ist eine Chimäre, nicht 
zuletzt, weil der Handel mit Im-
missionsrechten ein riesiges Ge-
schäft ist, das zu milliardenschwe-
rem (Steuer-)Betrug missbraucht 
wurde und wird. Nicht nur das. 
Wer vorher eine echte „Klima-
sau“ war, wird mit dem Gewinn 
aus dem Verkauf von Immissions-
rechten belohnt, wenn er unrenta-
bel gewordene, weil veraltete An-
lagen stilllegt. Wer bis jetzt schon 
„umweltbewusst“ gehandelt hat, 
hat auch keine Immissionsrechte 

zu verkaufen und geht leer aus, 
obwohl gerade er eine Belohnung 
verdient hätte. Die Staaten selbst 

begnügen sich mit Freiwilligkeit, 
bürden aber Unternehmen finan-
zielle Belastungen auf, die man-
che, gerade die kleineren, an die 
Grenzen der Rentabilität bringen. 
Großverbrauchern von Energie, 
wie zum Beispiel Aluminiumher-
stellern, werden im EEG großzü-
gige Rabatte gewährt. Die Zeche 
zahlt am Ende der private Ver-
braucher.

Das Pariser Klimaabkommen 
ist eine riesige Show zur Volksver-
dummung und an Unehrlichkeit 
kaum zu überbieten. Wenn also je-
mand aus den freiwilligen Selbst-
verpflichtungen aussteigt, ändert 
sich tatsächlich nichts. Auch wenn 
er nicht aussteigt, muss er kei-
ne Sanktionen befürchten, wenn 
er sich an seine selbstdefinierten 
Klimaziele nicht hält, wie es eben 
Deutschland vormacht. Donald 
Trumps Ausstieg ist folglich als 
ein Akt ehrlicher Politik zu se-
hen, der allen anderen den Spie-
gel der Heuchelei vorhält. Es war 
zu erwarten, dass das einen kol-
lektiven Aufschrei zur Folge ha-
ben wird. Aber Trump geht einen 
Schritt weiter. Er fordert neue Ver-
handlungen und wir wissen noch 
nicht, ob er auf verbindliche und 
sanktionsbewehrte Vorgaben ab-
zielt. Ich gehe allerdings davon 
aus, dass sich keiner der verblie-
benen 194 Staaten an einem Ab-

kommen mit verbindlichen Vor-
gaben beteiligen wird. 

Mit seiner Kritik hat 
Trump ein weiteres 
Schweigekartell  
aufgebrochen
Trump hat Recht, wenn er die un-
regulierte Globalisierung gerade 
im Hinblick auf Klima- und Um-
weltschutz als unfair bezeichnet. 
Ist es nicht so, dass auch deut-
sche und europäische Produzenten 
nicht bestehen können im Wettbe-
werb mit Produzenten in Ländern, 
die sich einen Dreck um dieses 
Thema scheren? Wo der gesund-
heitliche Schutz von Arbeitneh-
mern inexistent ist? Wo Kinder-
arbeit Gang und Gäbe ist? Wo 
Löhne bezahlt werden, die diese 
Bezeichnung nicht verdienen? Ist 
es nicht der Gipfel der Unehrlich-
keit, wenn sich jetzt Kalifornien 
oder New York empören, die kei-
nerlei Industrie beherbergen, die 
von Klimaauflagen betroffen sein 

könnte? Die aber wegen fehlen-
der öffentlicher (Nah-)Verkehrs-
struktur im Autoverkehr ersticken 
und ihre Energie von Atom- oder 
Kohlekraftwerken außerhalb im-
portieren? So, wie auch Deutsch-
land Atomstrom aus der Nach-
barschaft importiert, weil der 
Ökostrom zu unzuverlässig ist.
Mit seiner Absage an das Pari-

ser Abkommen in seiner jetzigen 
Form bleibt Trump seiner Linie 
der klaren Worte treu. Wie schon 
bei anderen großen Themen, die 
viele Menschen bewegen – z.B. 
Außenhandelsüberschuss [6] der 
Deutschen oder Zukunft der Nato 
– bricht er auch in dieser Frage ein 
Kartell des Schweigens auf. Indem 
er auf Missstände hinweist, setzt er 
Diskussionen in Gang und zwingt 
all die Politiklügner und Schön-
redner, endlich Farbe zu beken-
nen und Wahrheiten öffentlich 
zu machen. Seine schonungslose 
Kritik an den Unzulänglichkeiten 
des Pariser Klimaabkommens ver-
anlasst nun auch so manchen zum 
Nachdenken darüber, ob ein Ab-
kommen, das bei Nichteinhaltung 
keinerlei Konsequenzen nach sich 
zieht, überhaupt sinnvoll sein kann. 
Ob es nicht vielmehr negativ in der 
Bilanz ist, wenn Tausende aus der 
ganzen Welt zu den Konferenzen  
reisen, dabei Öl und Steuergelder 
verbrennen und sich in Luxusho-
tels einen gut bezahlten schlauen 
Lenz machen. 

Ja, es ist eine Klima-Lobby, die 
in Wahrheit überhaupt kein Inter-
esse an den Klimazielen hat, son-
dern alles darauf anlegt, aus dem 
Informationskartell zum Klima 
ein gutes Geschäft zu machen und 
Macht auszuüben. Und ja, es ist 
Donald Trump, der aufzeigt, was 
es mit dem Pariser Abkommen 
wirklich auf sich hat, wie uns die 

Vereinbarung des 2-Grad-Zieles von Staats- und Regierungschefs wich-
tiger Volkswirtschaften auf dem G8-Gipfel in L’Aquila 2009 (Foto by Pete 
Souza, White House Photostream / wikimedia / gemeinfrei)

CO2-Ausstoß (Foto by FastFlash / pixabay / CCO Public Domain)
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Meinung

Klima-Lobby des-informiert hat 
und was die tatsächliche Wirk-
samkeit dieses Abkommens der 
Freiwilligkeit ist: Null. Ach ja, 
zum Schluss noch eine Frage: Was 
werden die Konsequenzen für die 
Klima-Lobby sein, wenn sich das 
Klima nicht daran hält, auf eine 
Verringerung des CO2-Ausstoßes 
seine Erwärmung auf 1,5 Grad zu 
begrenzen? 

Der Mensch verändert 
das Klima, aber anders, 
als behauptet wird 

Jeder kennt es: Man stelle sich an 
einem heißen Sommertag barfuß 
auf eine schwarze Teerfläche. Nach 
wenigen Sekunden wird man die 
Flucht in grünes Gras antreten. 
Das ist angenehm kühl. Der Se-
gelflieger weiß es: Thermik, also 
aufsteigende warme Luft, findet 
man über großen Parkplätzen oder 
abgeernteten Feldern. Ein süd-
ausgerichtetes Ziegeldach wird 
regelmäßig wärmer als 60 Grad. 
Ja, dafür ist der Mensch verant-
wortlich und es ist ein alter Hut, 
dass es innerhalb der Städte etwa 
zwei bis drei Grad wärmer ist, als 
in den Vororten oder in den Dör-
fern auf dem Land. Also ja, der 
Mensch trägt u.a. durch Flächen-
versiegelung und Landwirtschaft 
zur Veränderung des Klimas bei. 

Auch groß angelegte Bewässe-
rungen in wüstenähnlichen Gegen-
den können das Klima drastisch 
verändern. In Arizona zum Bei-
spiel war es vor Jahrzehnten so, 
dass aufgrund der niedrigen Luft-
feuchtigkeit Häuser einfach da-
durch gekühlt werden konnten, in-
dem die Zuluft durch ein feuchtes 
Tuch gezogen wurde. Nachdem in 
den 1960-er Jahren massiv Grund-
wasser für die Landwirtschaft ge-
fördert wurde, hat sich die all-
gemeine Luftfeuchtigkeit derart 
erhöht, dass diese einfache Kli-
matisierung nicht mehr möglich 
war. In Dubai hat die großflächi-
ge Anlage von Grünflächen dazu 
geführt, dass dort seit langen Jah-
ren im Winter dichter Nebel auf-
tritt, der die Luftfahrt massiv be-
hindert. Diese Nebel hat es früher 
nicht gegeben, ebenso wenig wie 

Gewitterstürme, die sich aus der 
zusätzlichen Feuchtigkeit bilden. 

Die Gletscher werden kleiner. 
Natürlich, kann ich nur sagen. Die 
allgemeine Zunahme von Staub 
und Schmutz in der Atmosphäre 
lässt die Oberfläche von Gletschern 
dunkler werden, sie erwärmt sich 
so mehr und dann geschieht das, 
was in der Schweiz zur Räumung 
von Straßen von Schnee angewen-
det wird: „Schwarzräumung“ – 
das Aufbringen von Asche oder 
Dreck auf die verschneite Fahr-
bahn, damit die Sonne den Schnee 
abschmelzen kann.

Die Klimadiskussion ist 
unehrlich und interes-
sengesteuert

Als die Standardwetterstationen 
vor 150 Jahren konzipiert und ein-
gerichtet wurden, lagen diese meist 
vor den Städten auf einer grünen 
Wiese. Inzwischen sind die Städ-
te größer geworden und viele die-
ser Wetterstationen befinden sich 
inmitten von Bebauung und ver-
siegelten, dunklen Flächen. Auf-
grund dieser völlig veränderten 
Standortsituation darf es doch nicht 
verwundern, dass dieselben Mess-
stationen jetzt Durchschnittstem-
peraturen liefern, die zwei bis drei 
Grad über dem ursprünglichen 
Mittel liegen. 

Ja, der Mensch verändert das 
Klima, aber eher kleinräumig. Al-
lerdings sollte da die Chaostheorie 

nicht außer Acht gelassen werden: 
Der berühmte Flügelschlag eines 
Schmetterlings, der einen Wirbel-
sturm auslösen könnte. Wir wissen 
nicht, inwieweit die oben angeführ-
ten Veränderungen großräumige 
Auswirkungen haben. Es ist auch 
nicht Inhalt der Klimaforschungen, 
was es bewirkt, wenn das Was-
ser nicht in Flüssen gebündelt di-
rekt ins Meer fließt, sondern auf 
landwirtschaftliche Flächen um-
gelenkt wird, wo es in einem Aus-
maß verdunstet, wie es vorher un-
möglich war. 

Die dogmatische Festlegung 
der Klima-Lobby auf CO2 als Ur-
sache für Erwärmung verhindert, 
dass die oben angeführten Fak-
toren ausreichend berücksichtigt 
werden. Aber was könnte man tun, 
wenn es nicht das CO2 wäre, son-
dern die Versiegelung von Flächen 
und großräumige Bewässerung, 
die das Klima verändern? Keine 
Häuser und Straßen mehr bauen? 
Landwirtschaftliche Bewässerung 
verbieten? Stauseen zurückbauen? 
– Ich denke, die gesamte Klima-
diskussion ist unehrlich und inte-
ressengesteuert in dem Sinn, wie 
man die Menschen in Angst und 
Schrecken versetzen und genau 
dadurch ein gutes Geschäft ma-
chen kann. Man bedenke, dass es 
in Europa schon vor Tausenden von 
Jahren Warmzeiten gegeben hat, 
die für die Menschen sehr positiv 
waren, an deren Zustandekommen 
der Mensch jedoch mit Sicherheit 
keinen Anteil hatte.
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Hier lesen Sie die teilweise 
Übersetzung eines Hintergrund-
artikels von Nafeez Ahmed zur 
treibenden Rolle des Westens bei 
der Entstehung des Islamischen 
Staates in Irak und Syrien.

Der Autor beschreibt darin 
zum einen die Finanzquellen des 
IS, vor allem die Entwicklung des 
Ölschmuggels, der mit Hilfe nicht 
nur der Türkei, sondern auch der 
USA, der EU, Israels und der kur-
dischen Regionalregierung des 
Irak vonstatten geht.

Zum anderen zeichnet er die 
strategischen Planungen nach, 
die hinter der gleichzeitigen För-
derung und „Bekämpfung“ des IS 
insbesondere durch die USA ste-
hen. Im Licht dieser Strategiepla-
nungen, die noch auf Entwürfe 
der Bush-Regierung in Zusam-
menarbeit mit der RAND-Cor-
poration [und letzten Endes auf 
einen israelischen Strategieent-
wurf aus den 1990er Jahren] zu-
rückgehen, dürfte es sich sowohl 
bei der Bewaffnung der kurdi-
schen Peschmerga durch die deut-
sche Bundesregierung als auch 
beim 2015 beschlossenen direk-
ten Kriegseintritt Deutschlands 
wohl weniger um einen „Kampf 
gegen den Terror“ als vielmehr 
um einen Beitrag zur geostrategi-
schen Neuordnung des Nahen und 
Mittleren Ostens handeln – in ei-
nem „langen Krieg“ an der Seite 
der USA, der unter anderem die 
Schaffung eines kurdischen Öl-
staates mit einschließt.

Anmerkungen in eckigen Klam-
mern stammen vom Übersetzer.

Folge dem Geld
Medienberichte nach der Erobe-
rung großer Teile des nördlichen 
und zentralen Irak durch ISIS in 
diesem Sommer (2014) kennzeich-
neten diese Gruppe als der Welt 

super-effizienteste, selbstfinan-
zierte terroristische Organisati-
on, die imstande gewesen sei, sich 
ausschließlich durch ausgiebige 
Plünderung der Banken des Irak 
und durch Gelder aus Schwarz-
markt-Ölverkäufen zu konsoli-
dieren. Viel von dieser Darstel-
lung kam jedoch aus zweifelhaften 
Quellen und übersah störende Ein-
zelheiten.

Eine hochrangige anonyme 
Geheimdienstquelle berichtete 
z.B. dem Guardian-Korresponden-
ten Martin Chulov [1], dass mehr 
als 160 aus einem ISIS-Versteck 
stammende Computer-Flashsticks 
Informationen über die Finan-
zen des ISIS preisgegeben hätten, 
welche für die Geheimdienst-Ge-
meinde völlig neu gewesen seien.

„Vor Mossul (dem angeblichen 
großen Bankraub, s.u.) belief sich 
ihr gesamtes Vermögen auf 875 
Millionen Dollar“, sagte der (Ge-
heimdienst-) Mitarbeiter über die 
Gelder, welche großenteils über 
„massive Geldzuflüsse von den Öl-
feldern des östlichen Syrien, die er 
(=ISIS) Ende 2012 in Beschlag ge-
nommen hatte“ erhalten wurden. 
Danach „konnten sie dem mit dem 
Geld, das sie von Banken raubten, 

und dem Wert des Militärmateri-
als, das sie eroberten, weitere 1,5 
Milliarden hinzufügen“. Der Te-
nor dieser aus Geheimdienstquel-
len stammenden Darstellung war 
einfach: „Sie machten das alles 
selbst. Es gab überhaupt keinen 
staatlichen Akteur hinter ihnen, 
den wir lange gekannt hätten. Sie 
brauchen keinen“.

„Der halbe-Milliarde-Bank-
raub des ISIS macht ihn zur reichs-
ten Terrorgruppe der Welt“, be-
hauptete der Telegraph und fügte 
hinzu, dass diese Zahl noch nicht 
mal zusätzlich gestohlene Gold-
barren und weitere von Banken 
„quer durch die Region“ erbeu-
tete Millionen einschließe.

Diese Geschichte von ISIS‘ fan-
tastischer Bankraub-Tour durch 
den Irak machte weltweit Schlag-
zeilen, stellte sich aber als Desin-
formation heraus [2].

Wie konnte diese Geschich-
te zustande kommen? Eine ihrer 
ersten Quellen war der irakische 
Parlamentsabgeordnete Ahmed 
Chalabi [3] - derselbe Mann, der 
unter dem Fittich seines ‚Iraki-
schen Nationalkongresses‘ (eine 
mit finanzieller Unterstützung der 
US-Regierung gegründete Orga-

nisation mit dem Ziel des Stur-
zes von Saddam Hussein) [4] mit 
der Geheimdienst-Falschinforma-
tion über Saddams Massenver-
nichtungswaffen [5] und Al-Kai-
da-Verbindungen hausieren ging.

Im Juni (2014) traf Chalabi den 
US-Botschafter für Irak, Robert 
Beecroft, und Brett McGurk, den 
stellvertretenden Vize-Außenmi-
nister des Auswärtigen Amts für 
Irak und Iran. Laut Quellen, die im 
Juni von Buzzfeed [6] zitiert wur-
den, hat Beecroft „Chalabi über 
Monate hinweg getroffen und in 
seiner Villa in Bagdad gespeist“.

Folge dem Öl
Während aber ISIS eindeutig Un-
terstützung von Geldgebern in den 
Golfstaaten erhielt, nachdem sich 
viele seiner Kämpfer von den tradi-
tionellen, mit Al Kaida verbunde-
nen Gruppen wie Jabhat al-Nusra 
getrennt hatten, hat er auch seine 
Kontrolle über syrische und ira-
kische Ölfelder erfolgreich aus-
gedehnt.

Im Januar 2014 berichtete die 
New York Times [7], dass „isla-
mistische Rebellen und extremis-
tische Gruppen die Kontrolle über 
die meisten Öl- und Gasquellen 
Syriens an sich gerissen haben“, 
wodurch sie „das Vermögen des 
Islamischen Staats von Irak und 
Syrien und der Nusra-Front, wel-
che beide Abspaltungen von Al 
Kaida darstellen, vergrößert ha-
ben“. Mit Al Kaida verbundene 
Rebellen hatten „die Kontrolle 
der über den Norden und Osten 
des Landes verstreuten Öl- und 
Gasfelder übernommen“, wäh-
rend eher gemäßigte „vom Wes-
ten unterstützte Rebellengruppen 
nicht in den Ölhandel verwickelt 
scheinen, hauptsächlich deshalb, 
weil sie keine Ölfelder übernom-
men haben“.

ISIS Kämpfer (Foto: Alibaba2k16 (Own work) [CC BY-SA 4.0], via Wikimedia 
Commons)

Wie der Westen 
den Islamischen Staat erschuf
Auch die EU und Deutschland haben den sogenannten Islamischen Staat mit erschaffen. von Nafeez Ahmed
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Aber der Westen hat diesen is-
lamistischen Gruppen direkt bei 
ihren Bemühungen geholfen, Sy-
riens Ölfelder in Betrieb zu neh-
men. Im April 2013 schrieb bei-
spielsweise die Times, dass Al 
Kaida-Rebellen die Schlüssel-
regionen Syriens übernommen 
hätten: „Die Hand von Al Nusra 
kann man am stärksten in Alep-
po spüren“, wo dieser Al Kaida-
Verbündete in Abstimmung mit 
anderen Rebellengruppen ein-
schließlich ISIS [8] „eine Scha-
ria-Kommission“ eingerichtet hat-
te, welche „eine Polizei und einen 
islamischen Gerichtshof“ unter-
hielt, der „Strafen verhängt, die 
Auspeitschungen eingeschlos-
sen haben“. Al Kaida-Kämpfer 
„kontrollieren“ auch „das Elekt-
rizitätswerk und verteilen Mehl, 
um die Bäckerei am Laufen zu 
halten“. Zusätzlich „haben sie 
Ölfelder der Regierung“ in der 
Provinz Deir al-Zour und Hasa-
ka „an sich gerissen und machen 
jetzt Gewinn mit dem Rohöl, das 
sie produzieren“:

Im Nebel des Medienrummels 
ging die verwirrende Tatsache 
verloren, dass diese Brot- und 
Ölaktionen Al Kaidas in Alep-
po, Deir al-Zour und Hasaka 
direkt und indirekt von den 
USA und der Europäischen 
Union unterstützt wurden.

Ein Bericht der Washington 
Post [9] nimmt beispielsweise Be-
zug auf eine Geheimmission in 
Aleppo zur „Lieferung von Nah-
rungsmitteln und anderen Hilfen 
an bedürftige Syrer - alles von 
der US-Regierung bezahlt“, ein-
schließlich der Mehllieferung. 
„Die Bäckerei wird vollständig 
mit Mehl versorgt, welches von 
den Vereinigten Staaten bezahlt 
wurde“, fährt die (Washington) 
Post fort und schreibt, dass jedoch 
die Verbraucher vor Ort „glaub-
ten, dass Jabhat al-Nusra - eine Re-
bellengruppe, die die Vereinigten 
Staaten wegen ihrer Verbindungen 
zu Al Kaida als terroristische Or-
ganisation eingestuft hatten - die 
Region mit Mehl versorgte, ob-
wohl diese zugab, dass sie nicht 
sicher sei woher es stamme“.

Genau zwei Monate später ließ 
ein früherer leitender Mitarbeiter 
der Syrien-Unterstützungsgruppe 
(SSG) in (Washington) DC, Da-
vid Falt, interne E-Mails [10] der 
SSG durchsickern, die bestätig-
ten, dass diese Gruppe „beses-
sen“ war, „Spitzen“ölgeschäfte 
zugunsten der FSA („Freie Sy-
rische Armee“, eine bewaffnete 
Oppositionsgruppe, s. z.B. diesen 
Wikipedia-Artikel [11]) für Syri-
ens von Rebellen kontrollierte Öl-
regionen zu vermitteln. „Die Idee, 
dass sie hunderte Millionen Dollar 
aus dem Ölverkauf erheben könn-
te, begann die Arbeit der SSG bis 
zu dem Punkt zu beherrschen, dass 
keine wirkliche Aufmerksamkeit 
mehr der Natur des Konflikts ge-
widmet wurde“, sagte Falt, wobei 
er sich besonders auf den Direktor 
der SSG, Brian Neill Sayers, be-
zog, der vor seiner Funktion beim 
SSG mit der Abteilung für Ope-
rationen der NATO zusammen-
arbeitete. Ihr Ziel war es, Geld 
für die Rebellen durch den Ver-
kauf der Rechte am syrischen Öl 
zu beschaffen.

Stillschweigende Kom-
plizenschaft mit dem 
IS-Ölschmuggel

Sogar noch als Al Kaida-Kämp-
fer zunehmend dazu übergingen, 
sich dem IS anzuschließen, funk-
tionierte allem Anschein nach die 
von den islamistischen Gruppen 
in Syrien aus dem Stegreif er-
richtete Schwarzmarkt-Ölproduk-
tions- und -Ölexport-Infrastruktur 
weiterhin mit der stillschweigen-
den Unterstützung regionaler und 
westlicher Mächte.

Laut Ali Ediboglu [12], einem 
türkischen Parlamentsabgeord-
neten für die Grenzprovinz Ha-
tay, verkauft der IS den Großteil 
seines Öls aus Gebieten in Syrien 
und aus Mossul im Irak über die 
Türkei, mit dem stillschweigen-
dem Einverständnis türkischer 
Behörden: „Sie verlegten Pipe-
lines von Dörfern nahe der türki-
schen Grenze nach Hatay. Ähnli-
che Pipelines gibt es auch in [den 
türkischen Grenzgebieten von] Ki-
lis, Urfa und Gaziantep. Sie trans-

ferieren das Öl in die Türkei und 
setzen es in Bargeld um. Sie neh-
men das Öl von den Raffinerien 
zum Nulltarif. Unter Verwendung 
primitiver Mittel raffinieren sie 
das Öl in Gebieten nahe der tür-
kischen Grenze und verkaufen es 
dann über die Türkei. Das hat ei-
nen Wert von 800 Millionen Dol-
lar“. Er merkte auch an, dass das 
Ausmaß dieser Vorgänge sowie 
dazugehörender Operationen auf 
die offizielle türkische Kompli-
zenschaft hinweisen.„

Kämpfer aus Europa, 
Russland, asiatischen Ländern 
und Tschetschenien gehen in 
großer Zahl sowohl nach Syri-
en als auch in den Irak, wobei 
sie türkisches Territorium durch-
queren. Es gibt Informationen, 
dass mindestens 1000 türkische 
Staatsangehörige diesen auslän-
dischen Kämpfern dabei helfen, 
heimlich nach Syrien und in den 
Irak einzureisen, um sich ISIS an-
zuschließen. Der nationale (tür-
kische) Geheimdienst (MIT) soll 
angeblich darin verwickelt sein. 
Nichts davon kann sich ohne die 
Kenntnis des MIT abspielen.“

Ebenso deutet vieles darauf hin, 
dass Behörden im kurdischen Ge-
biet des Irak ebenfalls ein Auge 
beim IS-Ölschmuggel zudrücken. 
Im Juli (2014) sagten irakische Be-

amte, der IS habe den Verkauf von 
Öl begonnen, welches in der nörd-
lichen Provinz Salahuddin gewon-
nen wurde. Ein Beamter betonte, 

dass „die kurdischen Peschmer-
ga-Kräfte den Ölverkauf zunächst 
stoppten, später aber Tankfahr-
zeugen den Transport und Ver-
kauf von Öl erlaubten“.

Die Parlamentsabgeordnete 
Alia Nasseef, Mitglied der Rechts-
staat-Koalition (des früheren ira-
kischen Ministerpräsidenten al 
Maliki) beschuldigte auch die Kur-
dische Regionalregierung (KRG) 
(des Irak), heimlich Ölhandel mit 
dem IS zu betreiben: „Was sich 
hier abspielt, zeigt das Ausmaß 
der massiven Verschwörung ge-
gen den Irak durch kurdische Po-
litiker“... Der [illegale] Verkauf 
irakischen Öls an ISIS ist etwas, 
was uns nicht überraschen würde“. 
Obwohl kurdische Beamte die-
se Anschuldigungen entschieden 
zurückgewiesen haben, berichte-
ten informierte Quellen [13] der 
arabischen Tageszeitung Asharq 
Al-Awsat, dass von ISIS erbeu-
tetes irakisches Rohöl „an kur-
dische Händler auf beiden Sei-
ten der Grenzregionen des Irak, 
Irans und Syriens verkauft und 
nach Pakistan verschifft“ wurde, 
„wo es für weniger als die Hälf-
te seines ursprünglichen Preises‘ 
verkauft wurde“.

Eine offizielle Stellungnahme 
seitens des irakischen Ölminis-
teriums im August (2014) warn-
te davor, dass sämtliches nicht 
von Bagdad lizenziertes Öl ille-
gal vom IS geschmuggeltes Roh-
öl enthalten könne: „Internatio-

nale Abnehmer [von Rohöl] und 
andere Marktteilnehmer sollten 
sich darüber im Klaren sein, dass 
jedwede Ölexporte, die ohne die 

Sturmgewehr AK-47 (Lizenz: CC0)
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Genehmigung des Ölministeri-
ums durchgeführt werden, Roh-
öl enthalten können, welches von 
Ölfeldern unter der Kontrolle von 
ISIS stammt“.„

Länder wie die Türkei ha-
ben weggeschaut bei der Praxis“ 
des IS-Ölschmuggels, sagte Luay 
al-Khateeb [14], ein Mitglied des 
Brookings Doha Center, „und es 
sollte internationaler Druck auf-
gebaut werden, um Schwarz-
märkte in ihrer südlichen Regi-

on zu schließen“.

Bisher gab es noch keinen der-
artigen Druck. Währenddessen 
geht der Ölschmuggel des IS wei-
ter, wobei Beobachter innerhalb 
und außerhalb der Türkei [15] ver-
merken, dass die türkische Regie-
rung dem IS stillschweigend das 
Aufblühen erlaubt, weil es ihn als 
Rebellen gegen das Assad-Regime 
bevorzugt.

Nach Aussage des früheren ira-
kischen Ölministers Islam al-Jalbi 
„ist die Türkei der größte Gewin-
ner beim Handel mit geschmug-
geltem IS-Öl“. Sowohl Händler 
als auch Ölfirmen sind darin ver-
wickelt, sagte er, wobei der nied-
rige Preis den Ländern, die den 
Schmuggel unterstützen,“massive“ 
Gewinne ermöglicht.

Öl von ISIS kaufen?

Früh im letzten Monat (= August 
2014) kam ein Tanker mit über ei-
ner Million Barrel Rohöl im texa-
nischen Teil des Golfs von Mexi-
ko an. Das Öl war im kurdischen 
Gebiet des Irak raffiniert worden, 
bevor es durch eine neue Pipeline 
der KRG (kurdische Regionalre-
gierung) gepumpt wurde, die in 
Ceyhan in der Türkei endet, wo es 
dann in den Tanker zur Verschif-
fung in die USA umgeladen wur-
de. Bagdads Bemühung, den Öl-
verkauf auf der Grundlage seines 
vorhandenen nationalen Rechts-
systems zu stoppen, wurden von 
amerikanischen Gerichten [16] 
zurückgewiesen.

Früh im September (2014) be-
richtete die Botschafterin der Eu-

ropäischen Union im Irak, Jana 
Hybásková, dem EU-Komitee für 
auswärtige Angelegenheiten [17], 
dass „mehrere EU-Mitgliedstaa-
ten Öl von der Terrororganisati-
on Islamischer Staat gekauft ha-
ben, welche große Teile des Irak 
und Syriens brutal erobert hat“, 
so Israel National News. Aber sie 
„weigerte sich, die Namen dieser 
Länder preiszugeben, obwohl sie 
mehrfach danach gefragt wurde“.

Ein dritter Endpunkt für das 
Rohöl der KRG, welches erneut 
über den türkischen Hafen von 
Ceyhan verschifft wurde, war Is-
raels südwestlicher Hafen Ash-
kelon [18]. Das ist jedoch kaum 
etwas Neues. Im Mai (2014) ent-
hüllte Reuters, dass israelische und 
US-Ölraffinerien regelmäßig das 
umstrittene Öl der KRG gekauft 
und importiert hatten.

Mittlerweile, wo dieses Drei-
eck heimlicher Ölverschiffun-
gen, in welche ISIS-Rohöl hoff-
nungslos verstrickt zu sein scheint, 
schon stärker etabliert wird, hat 
die Türkei zunehmend gefordert, 
dass die USA formale Maßnah-
men ergreift, um Hindernisse für 
kurdische Ölverkäufe an globa-
le Märkte aufzuheben [19]. Die 
KRG plant, täglich 1 Million Bar-
rel Öl im nächsten Jahr durch ihre 
Pipeline [20] in die Türkei zu ex-
portieren.

Unter den vielen in der Haupt-
stadt der KRG, Erbil, aktiven 
Öl- und Gasfirmen befinden sich 

ExxonMobil und Chevron. Sie 
bohren in der Region unter KRG-
Verträgen nach Öl, auch wenn die 
Operationen infolge der Krise ge-
stoppt wurden. Es verwundert 
nicht, wenn Steve Coll im New 
Yorker [21] schreibt, dass Obamas 
Luftschläge und Waffenlieferun-
gen an die Kurden - und bemer-
kenswerterweise nicht an Bagdad 
- tatsächlich auf „die Verteidigung 
eines unerklärten kurdischen Öl-

staats“ hinauslaufen, „über dessen 
Grundlagen von geopolitischer 
Bedeutung - z.B. als einem lang-
fristigen, nicht-russischen Liefe-
ranten von Öl und Gas nach Eu-
ropa - in vornehmer oder naiver 
Gesellschaft am besten nicht ge-
sprochen wird“. Die Kurden sind 
jetzt damit beschäftigt, ihre Ex-
portkapazität [22] zu „vervierfa-
chen“, während die US-Politik 
zunehmend dazu übergegangen 
ist, kurdische Exporte zu erlau-
ben [23]- eine Entwicklung, wel-
che größere Auswirkungen auf 
Iraks nationale territoriale Inte-
grität haben dürfte.

Da die Offensive gegen den IS 
anläuft, gehen die Kurden jetzt 
zwar teilweise härter gegen die IS-
Schmuggelaktivitäten vor - aber 
die Maßnahmen sind zu gering-
fügig und kommen zu spät.

Eine neue Landkarte
Der Dritte Irakkrieg hat begonnen. 
Mit ihm sind seit langem bestehen-

de Träume der Neocons wiederau-
ferstanden, den Irak entlang ethni-
scher und religiöser Linien in drei 
Teile zu teilen.

Vertreter des Weißen Hau-
ses erwarten jetzt, dass der 
Kampf gegen den ‚Islamischen 
Staat‘ in der Region Jahre [24] 
dauern wird, und dass er die 
Obama-Regierung überleben 
dürfte. Aber diese Vorstellung 
eines ‚langen Kriegs‘ geht auf 
nebulöse Ideen zurück, die frü-
her vom verstorbenen Analys-
ten der RAND Corporation, 
Laurent Muraweic, auf Ein-
ladung des damaligen Vorsit-
zenden Richard Perle vor dem 
Defense Policy Board des Pen-
tagon [25] dargelegt wurden. 
Diese Ausführungen beschrie-
ben den Irak als „taktischen 
Dreh- und Angelpunkt“, über 
den der Nahe und Mittlere Os-
ten umzugestalten sei.

Brian Whitaker, früherer Re-
dakteur des Guardian für den Na-
hen Osten [26], merkte zurecht an, 
dass die Perle-RAND-Strategie 
von einem 1996 vom israelischen 
Institute for Advanced Strategic 
and Political Studies (Institut für 
zukunftsweisende strategische und 
politische Studien) veröffentlichten 
Strategiepapier inspiriert und von 
Perle und anderen Neocons mitver-
fasst wurde, welche Spitzenpositi-
onen in der Bush-Regierung nach 
dem 11.9.2001 innehatten.

Das Strategiepapier plädierte 
für eine Vorgehensweise, die eine 
erschreckende Ähnlichkeit zu dem 
Chaos aufweist, welches sich in-
folge der Ausbreitung des ‚Islami-
schen Staats‘ entwickelte - Israel 
solle „sein strategisches Umfeld 
gestalten“, indem es zunächst die 
Beseitigung Saddam Husseins si-
cherstellen solle. „Jordanien und 
die Türkei würden zusammen mit 
Israel eine Achse bilden, um Syrien 
zu schwächen und zurückzuwer-
fen“. Diese Achse würde versuchen, 
den Einfluss Libanons, Syriens 
und Irans durch „Entwöhnung“ 
ihrer schiitischen Bevölkerungs-
bestände zu schwächen. Um Er-
folg zu haben, würde Israel Unter-
stützung durch die USA erzeugen 

Zwei M1A1 Abrams-Kampfpanzer vor dem Triumphbogen „Schwerter von 
Kadesia“ im November 2003 (Foto: Technical Sergeant John L. Houghton, 
Jr., United States Air Force, 13.11.2003, Lizenz: Public Domain)
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müssen, die von Benjamin Netan-
jahu durch Formulierung der Stra-
tegie „in einer den Amerikanern 
vertrauten Sprache unter Verwen-
dung von Themen amerikanischer 
Regierungen während des Kalten 
Kriegs“ erreicht werden würde.

Der Perle-RAND-Plan von 
2002 war im strategischen Den-
ken der Bush-Regierung bezüg-
lich des Iraks kurz vor dem Irak-
Krieg von 2003 wirksam. Laut 
dem privaten US-Informations-
dienst Stratfor [27] hatten gegen 
Ende 2002 der damalige Vizeprä-
sident Dick Cheney und Vizever-
teidigungsminister Paul Wolfowitz 
einen Plan mitverfasst, wonach der 
mehrheitlich sunnitische Zentrali-
rak sich mit Jordanien verbinden 
sollte; die nördlichen kurdischen 
Regionen des Irak sollten ein au-
tonomer Staat werden; beide soll-
ten von der südlichen schiitischen 
Region abgetrennt werden.

Die strategischen Vorteile ei-
ner Teilung des Irak, argumen-
tierte Stratfor, stellten die Kon-
trolle des Öls durch die USA in 
den Mittelpunkt:„

Nach Auslöschen des 
Iraks als eines souveränen Staa-
tes bräuchte man keine Angst 
mehr zu haben, dass eines Ta-
ges eine antiamerikanische Re-
gierung in Bagdad an die Macht 
käme, denn die Hauptstadt wäre 
dann Amman [Jordanien]. Derzei-
tige und potentielle Gegner der 
USA, Iran, Saudi Arabien und Syri-
en, würden voneinander isoliert, 
mit großen, unter Kontrolle von 
Pro-US-Kräften stehenden Land-
stücken zwischen ihnen“.  
„Gleichermaßen wichtig wäre 
es, dass Washington in der Lage 
wäre, seine langfristige und mas-
sive Militärpräsenz in der Regi-
on als notwendig für die Ver-
teidigung eines jungen Staates 
zu rechtfertigen, der um Schutz 
durch die USA bittet - und um 
die Stabilität der Ölmärkte und 
-lieferungen zu sichern. Das 
wiederum würde den Verei-
nigten Staaten helfen, direkte 
Kontrolle über das irakische Öl 

zu gewinnen und saudisches 
Öl im Fall eines Konflikts mit 
Riad zu ersetzen“.  
Die Ausbreitung des ‚Islamischen 
Staats‘ hat einen Vorwand für 
die Entfaltung der grundsätzli-
chen Umrisse dieses Szenarios 
geschaffen, wobei die USA und 
Großbritannien danach trachten, 
eine langfristige militärische Prä-
senz im Irak wiederherzustellen.

2006 gab auch Cheneys Nach-
folger, Joe Biden, seine Unterstüt-
zung für die ‚sanfte Teilung‘ [28] 
des Iraks entlang ethnisch-religi-
öser Grenzen zu erkennen - eine 
Position, die der Mitverfasser des 
Irak-Biden-Plans, Leslie Gelb vom 
Rat für Auswärtige Angelegenhei-
ten, jetzt als „die einzige Lösung“ 
für die gegenwärtige Krise ausgibt.

2008 tauchte diese Strategie - 
wieder mal über die RAND Cor-
poration [29]- durch ein Gutach-
ten wieder auf, das vom US Army 
Training and Doctrine Command 
bezahlt und der Frage gewidmet 
wurde, wie der ‚lange Krieg‘ wei-
terzuführen sei. Unter seinen Stra-
tegien war „Teile und Herrsche“ 
ein vom Gutachten befürwortetes 
Szenario, welches „das Ausnutzen 
von Bruchlinien zwischen den ver-
schiedenen salafistisch-dschiha-
distischen Gruppen“ beinhalten 
würde, um sie „gegeneinander auf-
zubringen und ihre Energie gegen-
einander zu vergeuden“.

Gleichzeitig regte das Gutach-
ten an, dass die USA den Konflikt 
zwischen salafistischen Dschiha-
disten und militanten Schiiten för-
dern könnte, indem sie „die tra-
ditionellen sunnitischen Regime 
stärken - als ein Weg, Macht und 
Einfluss des Iran im Nahen Os-
ten und am Persischen Golf zu 
begrenzen“.

In der einen oder anderen Wei-
se befindet sich dieser Plan in Um-
setzung. Letzte Woche erklärte der 
israelische Außenminister Avigdor 
Lieberman [30] gegenüber US-Au-
ßenminister John Kerry: „Der Irak 
bricht vor unseren Augen ausein-
ander und es dürfte sich heraus-
stellen, dass die Schaffung eines 
unabhängigen kurdischen Staates 
das absehbare Ergebnis sein wird“.

Der Aufstieg des ‚Islamischen 
Staats‘ ist nicht nur eine direk-
te Folge dieser Vision der Neo-
cons, die mit einer gefährlichen 
Strategie geheimer Operatio-
nen verknüpft ist, welche mit 
Al Kaida verbundene Terro-
risten als Werkzeug zur Beein-
flussung lokaler Bevölkerungs-
teile ansah. Er hat seinerseits 
auch den Vorwand für den Be-
ginn einer neuen Ära endlosen 
Krieges unter Zuhilfenahme 
des ganzen Spektrums einer 
länger andauernden US-ge-
führten Militärpräsenz in der 
energiequellenreichen Regi-
on des Persischen Golfs ge-
schaffen und zur Rückkehr 
zur gefährlichen imperialen 
Versuchung geführt, die Ord-
nung der Großregion umzu-
gestalten.
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Seit dem 4. April haben An-
gehörige der Opposition ge-

zielte Akte der Gewalt, des Van-
dalismus und der Brandstiftung 
durchgeführt, außerdem absicht-
lich Zusammenstöße mit Sicher-
heitskräften in der Absicht provo-
ziert, das Land in totales Chaos 
zu stürzen und die gewählte so-
zialistische Regierung zu beseiti-
gen. Es ist die Fortsetzung einer 
seit 18 Jahren andauernden Be-
mühung, die Bolivarische Revo-
lution mit allen Mittel zu Fall zu 
bringen – auch wenn Sie dies in 
den Mainstreammedien auf wun-
dersamer Weise in einen „Einsatz 
für die Rückkehr zur Demokra-
tie“ umgestaltet gesehen haben.

Die Bilanz der Gewalt in 
den vergangenen 18 Tagen ist 
schockierend: Schulen wur-

den geplündert, ein Gebäude 
des Obersten Gerichtshofes in 
Brand gesetzt, ein Luftwaffen-
stützpunkt angegriffen, während 

zugleich der öffentliche Nahver-
kehr sowie Gesundheits- und tier-
ärztliche Einrichtungen zerstört 
wurden. Mindestens 23 Men-

schen starben, viele mehr wurden 
verletzt. In einem der erschüt-
terndsten Fälle rechter Gewalt 
musste die Regierung am 20. 
April um zirka 22 Uhr Kinder, 
Frauen und mehr als 50 neuge-
borene Babys aus einer staatli-
chen Geburtsklinik evakuieren, 
die Ziel einer Attacke oppositi-
oneller Banden geworden war.

Wäre all dies an einem belie-
bigen anderen Ort auf der Welt 
passiert, hätte es entsetzte in-
ternationale und nationale Auf-
rufe zu einem Ende der Gewalt 
und zur raschen Bestrafung der 
Verantwortlichen hervorgeru-
fen – was es nur umso skan-
dalöser macht, dass diese Vor-
fälle bestenfalls ignoriert und 
schlimmstenfalls von der inter-
nationalen Presse völlig falsch 

Lassen Sie sich nicht täuschen: 
Es gibt eine Medien-Blockade 
gegen Venezuela
Die Mainstreammedien verzerren die venezolanische Realität grundlegend und informieren das internationale Publikum 
falsch. von Rachael Boothroyd Rojas

(Foto: Pixabay, CC0)
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dargestellt worden sind. Statt-
dessen haben sich diejenigen, 
die mit der Bereitstellung ei-
ner unvoreingenommenen Be-
richterstattung über internati-
onale Angelegenheiten für die 
Öffentlichkeit beauftragt sind, 
entschieden, die Behauptungen 
der venezolanischen Opposition 
unkritisch nachzuplappern, dass 
die gewählte Regierung friedli-
che Proteste gewaltsam unter-
drückt und sie für alle Toten im 
Zusammenhang der bisherigen 
Demonstrationen verantwort-
lich gemacht.

Diese Darstellung kann nicht 
im entferntesten als genaue In-
terpretation der Tatsachen be-
schrieben werden, und daher ist 
es wichtig, den Sachverhalt rich-
tigzustellen.

-  Bis heute sind drei Menschen 
(zwei Protestteilnehmer, ein 
Unbeteiligter) von Angehöri-
gen der staatlichen Sicherheits-
kräfte getötet worden, die sofort 
verhaftet und in zwei Fällen be-
reits angeklagt wurden.

-  Fünf weitere Personen wurden 
unmittelbar von oppositionel-
len Protestteilnehmern getötet; 
ein Mensch starb infolge von 
Straßenbarrikaden in Caracas 
(Ricardo González, 89 Jahre 
alt, erlitt einen Schlaganfall 
und wurde daran gehindert, 
ins Krankenhaus zu gelangen)

-  Fünf Personen wurden in der 
Nähe von Protesten unter bis-
lang ungeklärten Umständen 
getötet. Eines der Opfer wur-
de mutmaßlich von einem Op-
positionsanhänger aus einem 
Hochhaus heraus erschossen, 
seine politische Zugehörig-
keit wurde jedoch noch nicht 
bestätigt.

-  Neun Protestierende starben 
offenbar infolge ihrer eige-
nen Aktionen, sie wurden bei 
der Plünderung einer Bäcke-
rei durch Stromschlag getötet

Ein flüchtiger Blick auf die Rea-
lität enthüllt, dass die Regierung 
ganz klar nicht für die Mehrzahl 
dieser Todesfälle verantwortlich 

ist. Wie auch immer, um eine 
kürzliche Bemerkung des vene-
zolanischen Autors Jose Rober-
to Duque zu zitieren, „

Die Wahrheit ist plötzlich 
nutzlos geworden.

Die Medien haben es versäumt, all-
zu sehr in die Details um die ge-
nauen Umstände dieser Todesfälle 
zu gehen; eben weil die Wahrheit 
ein ernsthaftes Hindernis darstellt 
für ihre Erzählweise, dass all die-
se Leute bei friedlichen Protes-
ten für die Demokratie von den 
repressiven Händen des autoritä-
ren Regimes getötet wurden. Diese 
Darstellung ist nicht nur allzu ver-
einfacht; sie verzerrt die Realität 
grundlegend und informiert das 
internationale Publikum falsch.

Nehmen Sie zum Beispiel 
diesen absichtlich irreführenden 
Absatz [1] aus einem Artikel von 
Nicholas Casey, dem neuesten Pro-
paganda-Schreiber für die Oppo-
sition bei der New York Times: 
„Protestierende, die Wahlen und 
eine Rückkehr zur Demokratie 
fordern, füllten am Mittwoch die 
Straßen von Caracas und anderen 
venezolanischen Städten. Trup-
pen der Nationalgarde und re-
gierungsnahe Milizen schlugen 
Menschenmassen mit Tränengas, 
Gummigeschossen und anderen 
Waffen zurück und mindestens 
drei Menschen wurden laut Men-
schenrechtsgruppen und Medien-
berichten getötet.“

Casey entschied sich, die Tatsa-
che außer Acht zu lassen, dass kei-

ner dieser drei Toten bislang den 
Sicherheitskräften zugeschrieben 
wurde und dass eines der Opfer ein 
Nationalgardist ist, der von Protes-
tierenden umgebracht wurde. Da-
rüber hinaus sind diejenigen, die 
von „Tränengas und Gummige-
schossen“ getroffen wurden, nicht 
ganz die „friedlichen Protestieren-
den“, wie er so unaufrichtig andeu-
tet. Jeder konnte am 19. April, als 
sowohl die Opposition wie auch 
Regierungsanhänger demonstrier-
ten, im Osten [2] der Stadt sehen, 
wie Oppositionelle sich völlig frei 
auf der Plaza Francia in Altamira 
versammelten, Anti-Regierungs-
T-Shirts und Kappen sowie Eis-
creme kauften und auf der Stadt-
autobahn demonstrieren konnten, 
die den Osten mit dem Westen der 
Stadt verbindet.
Polizeiliche „Repression“ geschah 
in zwei speziellen Situationen. Ers-
tens, als oppositionelle Banden 
brennende Barrikaden aufgebaut 
hatten und gewaltsame Aktionen 
des Vandalismus auf den Straßen 
begingen, einschließlich Angrif-
fe auf öffentliche Einrichtungen 
– Aktionen, die bewusst darauf 
abzielten, Zusammenstöße mit Si-
cherheitskräften zu provozieren, 
die als Foto-Trophäen geeignet 
sind. Zweitens, als die oppositi-
onellen Demonstranten versuch-
ten, die Polizeilinie zu durchbre-
chen, die sie davon abhielt, in das 
Arbeiterviertel El Libertador im 
Westen der Stadt zu gelangen – 
wo die Unterstützung für die Re-
gierung traditionell konzentriert 
ist. Auch diese Aktion war ein 
absichtlicher Versuch seitens der 
Opposition, Zusammenstöße mit 

Sicherheitskräften zu provozieren. 
Sie wissen genau, dass sie seitdem 
kurzlebigen, von der Opposition 
angeführten Putsch im Jahr 2002 
keine Genehmigung mehr bekom-
men, in El Libertador zu demons-
trieren. Dieser Putsch war durch 
eine Anti-Regierungsdemonstra-
tion ausgelöst worden, die zum 
Präsidentenpalast Miraflores im 
Westen der Stadt führen sollte 
und 19 Tote durch oppositionelle 
Scharfschützen hinterließ.

Es ist schwer vorstellbar, dass 
die Polizei im Rest der Welt auf 
solche Gewaltaktionen nicht ähn-
lich geantwortet hätte, oder sogar 
noch gewaltsamer. Ich kann mir 
nur vorstellen, was passieren wür-
de, wenn bewaffnete und gewalt-
tätige Protestierende ständig ver-
suchen würden, zum Weißen Haus 
in Washington oder zur Downing 
Street Nr. 10 in London zu mar-
schieren. Was, wenn sie Polizei-
ketten vor dem Weißen Haus at-
tackierten oder Krankenhäuser 
angreifen und Geschäfte in Lon-
don plündern würden? Sie hätten 
nicht nur keine Erlaubnis weiter-
zumachen, sondern würden sehr 
wahrscheinlich erschossen oder 
landeten unter der Anti-Terror-
Gesetzgebung für sehr lange Zeit 
im Gefängnis. Aber in Venezuela 
kann sich die Opposition auf ih-
ren Blankoscheck von der Main-
streampresse ebenso verlassen wie 
darauf, dass sie aus dem Gefäng-
nis kommt.

Unnötig zu erwähnen, dass De-
tails der undemokratischen Akti-
onen von Oppositionsführern und 
ihren Anhängern – angefangen 
bei den jüngsten Angriffen bis 
zur Unterstützung eines gewalt-
samen Putsches im Jahr 2002 – 
in fast allen Berichterstattungen 
ganz offensichtlich fehlen. Und 
dies trotz der Tatsache, dass die 
aktuellen Führer der Opposition 
– Julio Borges, Henrique Capri-
les Radonski, Henry Ramos Allup 
und Leopoldo López – aktiv am 
Staatsstreich 2002 beteiligt waren.

Oben erwähnter Artikel von 
Casey ist beispielhaft für den Ver-
such, die Öffentlichkeit über die 
grundlegende Dynamik in Ve-
nezuela irrezuführen. Leider ist 
dies kein Einzelfall. Der britische 

(Bild: Pixabay, CC0)
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Meinung

Guardian versorgte seine Leser 
zum Beispiel mit einer Bilderga-
lerie vom Oppositionsmarsch und 
„daraus folgender Gewalt“ am 
19. April, versäumte es aber zur 
Kenntnis zu geben, dass an dem 
Tag auch eine Pro-Regierungsde-
monstration von ähnlicher Größe, 
wenn nicht noch größer stattfand. 
Sie wischten einfach die Aktionen 
von hunderttausenden, wenn nicht 
Millionen Menschen weg. Egal 
ob man BBC, Washington Post, 
CNN oder irgendein anderes Me-
dienunternehmen überprüft, man 
wird den gleichen, einheitlichen 
Konsens in ihrer Venezuela-Be-
richterstattung finden. Es gibt kei-
ne anderen Worte, um diesen Zu-
stand zu beschreiben als: totale 
Medienblockade.

Das letzte Mal erlebte das Land 
derartige Spannungen im Jahr 
2014, als Angehörige der Oppo-
sition wieder ohne Erfolg ver-
suchten, den „Abgang“ von Präsi-
dent Nicolás Maduro unter Einsatz 
ähnlicher Taktiken zu erzwingen, 
was zum Tod von 43 Menschen 
führte. Die Mehrheit dieser Opfer 
waren unschuldige Passanten, die 
von der Gewalt getroffen wurden, 
oder von staatlichen Sicherheits-
kräften, denen die irgendwie un-
mögliche Aufgabe auferlegt war 
(genau wie heute), irgendwie dar-
auf zu verzichten, mit Gewalt auf 
Menschen zu antworten, die be-
wusst versuchen, sie zu provozie-
ren, zu verstümmeln oder töten.

Während die Proteste im Jahr 
2014 gewaltsamen Unruhen un-
ter Führung der rechtsgerichte-
ten Studentenbewegung des Lan-
des folgten, begannen sie dieses 
Jahr Anfang April, nachdem der 
Oberste Gerichtshof entschieden 
hatte, temporär Kompetenzen des 
Parlaments an sich zu ziehen. Das 
Urteil war die Antwort auf die seit 
sechs Monaten andauernde „Miss-
achtung des Gerichts“, nachdem 
die Opposition sich entgegen ei-
ner Anweisung des Gerichtshofes 
geweigert hatte, drei ihrer Abge-
ordneten zurückzuziehen, gegen 
die wegen Wahlbetruges ermittelt 
wird. Das ist der aktuellen Rechts-
sache ganz ähnlich, die gegen 30 
konservative Parlamentsmitglie-
der in Großbritannien anhängig 

ist. Der einzige Unterschied in 
Venezuela ist, dass diese Abge-
ordneten von ihrer Vereidigung 
im Parlament bis zum Abschluss 
der Untersuchungen ausgeschlos-
sen wurden.

Die Opposition schlug sofort 
auf das Urteil ein und erklärte 
es zu einem versuchten „Putsch“ 
durch die Regierung, der aus dem 
Nichts kam. Die Medien ver-
schlangen diese Version gerade-
zu. Obwohl die Entscheidung fast 
sofort zurückgenommen wurde, 
ging die Opposition auf die Stra-
ße und prangerte einen „Bruch der 
verfassungsmäßigen Ordnung“ an.

Dies verwandelte sich bald in 
ein Mischmasch aus Ultimaten, 
welche die Agenda der Opposi-
tion bestimmten, seit sie im De-
zember 2015 die Kontrolle über 
die Nationalversammlung gewon-
nen hat (einen der fünf Zweige des 
venezolanischen Regierungssys-
tems) und versprach, die Regie-
rung „innerhalb von sechs Mo-
naten“ aus dem Amt zu bringen 
– etwas, das nicht in der Macht 
der Legislative Venezuelas liegt. 
Diese Forderungen beinhalten die 
Freilassung von Gefangenen, die 
sie als „politische“ bezeichnen, 
die Öffnung eines „humanitären 
Kanals“ um internationale Hil-
fe zu empfangen und, am wich-
tigsten, sofortige regionale und 
allgemeine Wahlen. Die Stra-
ßenproteste boten eine einmali-
ge Gelegenheit für die Oppositi-
on, die unter stetig nachlassender 
Popularität litt, nachdem sie ein 
ganzes Jahr lang ihre gesetzge-
bende Mehrheit im Parlament 
vergeudet hatte.

Offensichtlich ist die langfris-
tige Strategie nicht die Stärke der 

Opposition. Die Geschichte be-
zeugt, dass sie dazu neigen, den 
größtmöglichen Schaden in der 
kürzest möglichen Zeit anzurich-
ten, egal zu welchem Preis. Dies 
bringt uns zur Antwort auf die 
Frage, warum diese Gewalt, die in 
den vergangenen 18 Jahren mehr-
mals von der venezolanischen Op-
position eingesetzt wurde, in die-
sem Moment erneut geschieht. 
Wenn die Regierung so unpopulär 
ist, wie die Opposition behauptet, 
warum dann nicht einfach auf die 
Präsidentschaftswahlen 2018 und 
ihre Glanzzeit warten?

An diesem Punkt sollte klar 
sein, dass das einzige Ziel der 
Opposition, weit davon entfernt, 
eine „Rückkehr“ zur Demokratie 
zu befördern, darin besteht, über 
sie weg zu gehen. Sie wollen die 
gewählte Regierung ein Jahr vor 
den regulären Wahlen absetzen. 
Aber dabei wollen sie nicht stehen 
bleiben. Wie ein oppositioneller 
Demonstrant am Mittwoch zu mir 
sagte: „Pack deine Sachen zusam-
men, Maduro, denn du gehst ins 
Gefängnis!“ Das Ziel der Oppo-
sition ist die völlige Vernichtung 
des Chavismus.

Trotz der vielen Mängel und 
Fehler der Regierung unter Ni-
colás Maduro in den vergange-
nen vier Jahren haben progressi-
ve Menschen rund um den Globus 
die Pflicht, sie gegen den Angriff 
der Opposition und die internati-
onale Medienblockade zu vertei-
digen. Die Alternative ist derselbe 
brutale Neoliberalismus – der-
zeit gnadenlos entfesselt von der 
nicht gewählten Regierung Bra-
siliens – der zuvor in den 1980er 
und 1990er den Kontinent aus-
gepresst hat.

Die Losung „No Volverán“ (Sie 
werden nicht zurückkommen) war 
nie dringender.
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Artikel

Seit der Jahrhundertwende ver-
schlechtern sich die Beziehun-

gen des Westens zu Russland im 
Fünfjahresrhythmus. Den jewei-
ligen Zäsuren 1999 (NATO-Krieg 
gegen Jugoslawien), 2003 (Irak-
Krieg & Festnahme von Michail 
Chodorkowski), 2008 (Georgien-
Krieg) und 2013/14 (Ukraine-Kri-
se) folgte eine politisch und me-
dial immer aufgeladenere Stim-
mung, die Schritt für Schritt in 
Hetze umschlug. Je nach Qualität 
des Russland-Bashings galt seinen 
Betreibern das Land als Ganzes, 
die Russen als Ethnie oder ihr 
Führer, Wladimir Putin, als ver-
achtenswerter Gegner, den man in 
die Schranken weisen müsse. So 
wurde der Begriff „Putin-Verste-
her“ zum Schimpfwort.

Bevor das unsägliche Wort vom 
Putin-Versteher im Westen – und 
nur dort wurde es verwendet und 
machte seinen (Un)Sinn – in Ge-
brauch kam, gab es schon einen 
sehr prominenten Vertreter dieser 
Spezies. Gerard Depardieu war 
Putin-Versteher der ersten Stunde. 
Lange vor der Ukrainekrise ou-
tete sich der französische Schau-
spieler und Winzer als Freund des 
russischen Präsidenten. Die bei-
den Männer mögen einander. Am 
3. Januar 2013 erhielt Depardieu 
die russische Staatsbürgerschaft 
aus der Hand des Kreml-Chefs. 
Seither ist sein offizieller Wohn-
sitz Saransk, wo der Schauspie-
ler auch ein Restaurant betreibt.

Nun ist klar, dass der Terminus 
Putin-Versteher nicht für Charak-
terdarsteller wie Depardieu erfun-
den worden ist. Dessen positiver 
Bezug zu Putin wurzelt neben der 
persönlichen Beziehung in einem 
französischen Steuergesetz, das ei-
nen Sondersteuersatz von 75% für 
einen gewissen Betrag bei höchs-
ten Einkommen eingeführt hat, 
wenn diese über 1,2 Mio. Euro 
liegen. So symbolisch dieser Spit-
zensteuersatz ist, weil er nie zur 
Gesamtbesteuerung in der Höhe 
von 75% führt, so symbolisch war 
auch die Emigration Gerard De-
pardieus. Und doch stellt sie einen 
Wendepunkt in der Beziehung des 
Westens mit Russland dar. 

Dem Steuerflüchtling Depar-
dieu folgte der prominente politi-

sche Flüchtling Edward Snowden. 
Der US-amerikanische Aufdecker 
weltweiter Schnüffel- und Ab-
höraktionen des Geheimdiens-
tes „National Security Agency“ 
(NSA), für den er gearbeitet hat-
te, floh vor drohender politischer 
Repression in seiner Heimat nach 
Russland. Dort erhielt er zeitlich 
beschränktes Asyl. Washington 
will Snowden wegen Spionage 
anklagen; seine Tat hat jedoch 
nichts mit Spionieren für auslän-
dische Mächte wie China, Russ-
land oder andere Staaten zu tun. 
Er deckte vielmehr illegale und 
unmoralische Praktiken des ei-
genen Geheimdienstes gegen 
das eigene Volk (und nicht nur 
dieses) auf. Deshalb stellt er den 
klassischen Fall eines politischen 
Flüchtlings dar.

Depardieu und Snowden ste-
hen für ein Bild von Russland, 
das die Herrschenden im Westen 
nicht nur nicht wahrhaben wol-
len, sondern dessen Existenz sie 
schlichtweg leugnen. Russland ist 
ihrer Meinung nach ein Land, mit 
dem man (eingeschränkt durch 
fallweise Embargos) Geschäfte 
machen oder dorthin auf Urlaub 
fahren kann. Eine Flucht dorthin 
kam seit der kommunistischen 
Emigration der 1930er Jahre nicht 

mehr vor. Wenn dann der eine 
aus steuerlichen Gründen und je-
mand anderer aus politischen Mo-
tiven in dieses Land fliehen, wird 
das schon fast als feindlicher Akt 
wahrgenommen.

Der Begriff Putin-Versteher, 
der von Anfang an diffamierend 
gemeint war, obwohl doch das 
Verstehen jedem Urteil und jeder 
Analyse vorausgehen sollte, kam 
parallel mit Wortmeldungen auf, 
in denen sich Personen des öffent-
lichen Interesses nicht vorbehalt-
los feindselig zur Politik Moskaus 
gegenüber den Ereignissen in der 
Ukraine äußerten. Paradigmatisch 
für die Hetze, die gegen jene be-
trieben wurde, die die Vorbehalte 
des Kreml im Angesicht des put-
schartigen Machtwechsels von 
Kiew im Februar 2014 verstan-
den, liest sich z.B. ein Artikel im 
Schweizer Tages-Anzeiger vom 
20. März 2014. 

Dessen Deutschland-Korre-
spondent beschreibt unter der 
Überschrift „Die Putin-Verste-
her“ selbige mit höchster Verach-
tung. Diese sind „eine seltsame 
Allianz aus Putin-Fans, EU-Kri-
tikern und antiamerikanischen 
Wutbürgern“, die „seit Wochen 
ihr Unwesen treibt“ und „sogar 
im Bundestag ihre Grundthese“ 

verbreite, wonach „Russland in 
der Ukraine nur seine Interessen 
verteidige.“ Die „Linke“-Abgeord-
nete und damalige stellvertretende 
Parteichefin Sarah Wagenknecht 
bezeichnet der Korrespondent des 
Tages-Anzeigers gar als „Speer-
spitze von Putins fünfter Kolon-
ne“ und brandmarkt sie mithin als 
Verräterin. 

Auch der Publizist Jakob Aug-
stein bekommt sein Fett vom kor-
respondierenden Russenhasser Da-
vid Nauer ab, weil er es wagte, auf 
Spiegel Online zu kommentieren: 
„Die Kalten Krieger sitzen nicht 
im Kreml, sondern in Washing-
ton, in Brüssel und in Berlin.“ Und 
sogar die ehemalige Schweizer 
Außenministerin erhält die Pun-
ze „Putin-Versteher“. Sie merk-
te in der Aargauer Zeitung lei-
se an, „dass die EU eine gewisse 
Mitschuld an der Krise trägt“. Im 
Frühling 2014 herrschte Kriegs-
stimmung. In der Ukraine gingen 
Militärs und rechtsradikale Para-
militärs gegen russischstämmi-
ge Landsleute im Osten vor; in 
Deutschland, Österreich und der 
Schweiz assistierten meinungsbil-
dende Medien diesem Vorgehen 
Legitimität und attackierten all 
jene, die sich dem herrschenden 
Bellizismus widersetzten.

Die Putin-Versteher
Wie das „Feindbild Russland“ installiert worden ist.  von Hannes Hofbauer

Foto: Pixabay (CC0)
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Als eine weitere prominente 
Stimme der Putin-Versteher oute-
te sich die ehemalige ARD-Mode-
ratorin Gabriele Krone-Schmalz. 
Ihr Buch mit dem Titel „Russ-
land verstehen“, 2015 erschienen, 
versuchte den negativ konnotier-
ten Begriff ins notwendig Ver-
nünftige zu drehen. „Wie ist es 
um eine politische Kultur eines 
Landes bestellt“, kritisiert sie im 
Vorwort die im Land herrschen-
de, dumpfe Russophobie, „in der 
ein Begriff wie ‚Russlandverste-
her’ zur Stigmatisierung und Aus-
grenzung taugt? Muss man nicht 
erst einmal etwas verstehen, be-
vor man es beurteilen kann.“ So 
selbstverständlich ihr Einwand 
klingt, die diffamierende Punze 
blieb an ihr haften.

Am 3. Dezember 2014 erschien 
dann ein offener Brief von knapp 
70 ehemals hochrangigen deut-
schen Politikern und Künstlern, 
die davor warnten, sich über die 
Ukrainekrise in einen Krieg hin-
einziehen zu lassen. Obwohl da-
rin mit keinem Wort Verständnis 
für Putins Vorgehen auf der Krim 
oder im Donbass geäußert wird, 
haftete den Unterzeichnern so-
gleich das Stigma des Putin-Ver-
stehers an.

„Wieder Krieg in Europa? Nicht 
in unserem Namen!“, titelte der 
von Horst Teltschik (CDU), Wal-
ther Stützle (SPD) und Antje Voll-
mer (Grüne) initiierte Appell. „Wir 
dürfen Russland nicht aus Europa 
hinausdrängen“, stand da geschrie-
ben. „Das wäre unvernünftig und 
gefährlich für den Frieden.“ Unter-
schrieben wurde der Brief u.a. von 
Roman Herzog, Gerhard Schrö-
der, Manfred Stolpe, Otto Schily, 
Christoph Hein und Wim Wenders. 
Das Selbstverständliche erforder-
te in jenen Tagen schon Mut, auch 
wenn die Initiatoren penibel dar-
auf achteten, nur ja niemanden aus 
dem Lager der „Linken“, die als 
einzige klar gegen westliche Ein-
mischung und NATO-Eskalation 
in der Ukraine auftraten, mit ins 
Boot des Appells zu holen.

Selbst dieser sich jeder Aussa-
ge zum Kreml enthaltende offene 
Brief rief sofort eine Gegenreakti-
on russophober Kräfte hervor. Zir-
ka 150 OsteuropaexpertInnen for-

derten nur wenige Tage später eine 
„realitätsbasierte statt illusionsge-
leitete Russlandpolitik“ , wie sie 
ihren Appell nannten. Sie grenzten 
sich damit bewusst von der Frie-
densforderung ab, die den Aufruf 
der Ex-Politiker kennzeichnete. 
Stattdessen setzten die Osteuro-
paexpertInnen auf „die territoriale 
Integrität der Ukraine, Georgiens 
und Moldawiens“, was angesichts 
der ein halbes Jahr zuvor erfolgten 
Abspaltung der Krim sowie der 
umstrittenen Grenzen Georgiens 
und Moldawiens gerade jene Ge-
fahr heraufbeschwor, die Roman 
Herzog & Co. eindämmen wollten. 
Die ukrainische, georgische und 
moldawische Territorialität dürfe, 
wurden die Feinde Moskaus noch 
deutlicher und aggressiver, „nicht 
der ‚Besonnenheit’ deutscher (und 
österreichischer) Russlandpolitik 
geopfert werden.“ Und: „Dem Ex-
port der illiberalen Gesellschafts-
vorstellungen des Kremls in die 
EU sollte in unserem eigenen In-
teresse entgegengewirkt werden“.

Die klaren Worte der Unbe-
sonnenen reden den Krieg her-
bei. Und sie unterscheiden scharf 
zwischen einem „illiberalen“, mit-
hin illegitimen Regime in Moskau 
und ihrer Meinung nach liberal-
demokratischen Zuständen in der 
Ukraine Poroschenkos und Jazen-
juks, in Georgien oder Moldawi-
en. Ihre Feindschaft zu Russland 
ist manifest, sie speist sich aus je-
nen Vorurteilen, die die Zunft der 
Osteuropa-Historiker seit Jahr-
zehnten aufgebaut hat und bei der 
es nun darum geht, sie von anti-
kommunistisch auf anti-russisch 
zu trimmen. Den Namen der 150 
Unterzeichnern mangelt zwar die 
Prominenz auf dem Feld der Po-
litik; in den Hörsälen und Zei-
tungsspalten sind sie aber füh-
rend präsent.

Die Liste reicht von Martin 
Aust (Universität München) und 
Klaus Bednarz (ARD-Büro Mos-
kau) über Ulf Brunnbauer (Uni-
versität Regensburg) und Rebecca 
Harms (Europäisches Parlament) 
zu Andreas Kappeler (Universi-
tät Wien) und Markus Merkel bis 
Karl Schlögel (Universität Frank-
furt/Oder), Jens Siegert (Heinrich 
Böll Stiftung Moskau) und Stefan 

Troebst (Universität Leipzig). Der 
russophobe Appell versammelt, 
ähnlich wie damalige kriegstrei-
berische Stellungnahmen vor dem 
NATO-Angriff auf Jugoslawien 
– will man es parteipolitisch fas-
sen, was freilich vielen einzelnen 
Unterzeichner nicht gerecht wird 
– eher CDU- und Grünen-affine 
Menschen. Das Bild von der soge-
nannten „nationalen Selbstbestim-
mung“, das Südosteuropa schon 
1991 bis 1999 in einen schreck-
lichen Krieg geführt hat, wieder-
holt sich hier in – wie die Unter-
zeichner indirekt selbst zugeben 
– unbesonnener Weise.
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Meinung

Diese permanente Schuldzu-
weisung ist nicht neu: Gleich 

nachdem sie das nationalsozialis-
tische Deutschland im Zweiten 
Weltkrieg gemeinsam mit der So-
wjetunion besiegt hatten, änderten 
die USA den Kurs gegenüber dem 
Verbündeten und eröffneten die 
jahrzehntelange Phase des „Kal-
ten Krieges“. Wer immer in den 
USA auch nur ein positives Wort 
über die Sowjetunion fallen ließ, 
wurde in der „McCarthy-Ära“ der 
Fünfziger Jahre als „Kommunis-
tenfreund“ verfolgt. Wer sich dem 
staatlichen Diktat nicht beugte, 
verlor – wie u.a. Charlie Chaplin 
– die US-Staatsbürgerschaft oder 
wanderte ins Gefängnis.

Warum? Wieso wurde aus dem 
Verbündeten im Zweiten Weltkrieg 
plötzlich der Staatsfeind Nr. 1? Und 
wieso wird heute wieder solche 
Hetze gegen Russland betrieben?

Das neue Finanz - 
system: Die Diktatur 
des US-Dollars

Die USA gingen aus dem Zwei-
ten Weltkrieg als wirtschaftlich 
und militärisch stärkste Macht der 
Welt hervor. In Bretton Woods 
legten sie 1944 ein neues Welt-
währungssystem fest, das den US-
Dollar zur ersten globalen Leit-
währung machte. Es gab nur eine 
wirtschaftlich bedeutende Nati-
on, die sich dem Diktat des US-
Dollars nicht unterwarf: die So-
wjetunion. Sie ging sogar noch 
einen Schritt weiter und sorgte 
dafür, dass ihre Satellitenstaaten 
(die Länder des „Ostblocks“) dem 
Abkommen ebenfalls fernblieben.

Damit wurde mehr als ein 
Sechstel der Erde dem Einfluss 
des US-Dollars und dem unge-
hemmten Export von US-Waren 
entzogen. Für die neue Supermacht 
USA Grund genug, den ehemali-
gen Verbündeten umgehend zum 
Feind zu erklären und mit Hilfe 
der Medien nach allen Regeln der 
Kunst zu verteufeln.

Auch die amerikanische Rüs-
tungsindustrie trug zum Kurs-
wechsel bei: Da sie im Zweiten 
Weltkrieg gegeneinander kämp-
fende Kriegsparteien mit Waffen 
versorgt hatten, war sie zu einer 
Wirtschaftsmacht erster Ordnung 
angewachsen. Nach Kriegsende 
geriet sie schnell in die roten 
Zahlen und lechzte daher nach 

Absatzmöglichkeiten und weite-
ren Kriegen. Da gegenüber der 
eigenen Bevölkerung ein passen-
des Feindbild benötigt wurde, 
kam die Ablehnung des Bretton-
Woods-Abkommens durch die 
Sowjetunion für die Rüstungs-
industrie wie gerufen.

Gegenwärtiges Ziel  
der USA: Das Ende der 
Dollar-Ära abwenden

Nach der Auflösung der Sowjet-
union 1991 und dem Zerfall der 
Ostblockregime änderte sich das 
Bild. Amerikanisches Kapital 
konnte den europäischen Osten 
fast ungehemmt überschwemmen. 
Damit entfiel die Notwendigkeit, 
das Feindbild aufrechtzuerhalten. 
Doch mit der Zeit begannen Russ-
lands neue Machthaber, ihre eige-
nen Interessen zu verfolgen und 
nicht mehr nach der Pfeife des 
US-Kapitals zu tanzen. Gleichzei-
tig zeigte sich der fortschreitende 
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Was steckt hinter der ­
Russland-­Hetze­der­USA?
Wenn es um Russland geht, werden amerikanische Politiker hysterisch. Egal, was auf der Welt geschieht – es gibt kaum eine 
negative Meldung, deren Ursache nicht umgehend Russland oder dem russischen Präsidenten zugeschrieben wird. Ob es sich um 
einen Flugzeugabsturz in der Ukraine, die Manipulation der Präsidentenwahl in den USA oder Massendoping bei internationalen 
Sportereignissen handelt – US-Politiker und US-Medien deuten sofort mit dem Finger auf Russland. 

von Ernst Wolff
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Niedergang der US-Wirtschaft, 
deren Arbeitsplätze im Rahmen 
der Globalisierung ins Ausland 
verlegt worden waren und die im-
mer stärker dem Spekulationska-
russell des Finanzsektors unter-
worfen wurde.

Als erste Länder versuchten, 
sich der globalen Dominanz des 
US-Dollars zu entziehen, reagier-
ten die USA mit eiserner Härte: 
Saddam Husseins Plan, Erdöl für 
Euro zu verkaufen, wurde mit ei-
ner Kriegserklärung an sein Land 
beantwortet, er selbst landete am 
Galgen. Gaddafis Vorhaben, ei-
nen goldgedeckten nordafrikani-
schen Dinar einzuführen, führte 
zur Verwüstung Libyens durch 
eine US-geführte Koalition und 
zu Gaddafis Ermordung.

Hintergrund der extremen Re-
aktion ist die Tatsache, dass der 
Dollar bis heute der wichtigs-
te Eckpfeiler der globalen US-
Vorherrschaft ist. Sobald er fällt, 
ist es mit der weltweiten Wirt-
schafts- und Finanzdominanz der 

USA vorbei. Deshalb stemmt sich 
Washington mit aller Macht ge-
gen jeden Versuch, den Einfluss 
seiner Währung zu beschränken. 
Genau hier liegt auch der Grund 
für die seit drei Jahren an Schär-
fe zunehmende Russland-Hetze: 
Russland hat sich nämlich 2014 
erdreistet, mit China nicht nur 
einen Mega-Deal im Energiebe-
reich abzuschließen, sondern auch 
anzukündigen, künftig sämtliche 
Geschäfte im chinesisch-russi-
schen Handel direkt in Rubel und 
Yuan abzuwickeln.

Beide Länder haben damit 
nichts anderes getan, als ihr in-
ternational geltendes Recht als 
souveräne Staaten wahrzunehmen. 
Doch die USA haben eine lange 
Tradition, internationales Recht 
zu missachten, wenn es um eige-
ne Machtansprüche geht. Russland 
und das mittlerweile wirtschaft-
lich übermächtige China haben 
in den Augen Washingtons einen 
Präzedenzfall geschaffen, der die 
Weltherrschaft des Dollars infra-

ge stellt und weitere Länder ermu-
tigen könnte nachzuziehen – und 
der damit das Ende der US-Dollar-
Diktatur einläuten könnte.

Da das US-Finanzsystem auf 
Grund riesiger Spekulationsblasen 
derzeit in allergrößten Schwierig-
keiten steckt, ist nicht mit einem 
Nachlassen der Russland-Hetze zu 
rechnen. Im Gegenteil: Washington 
wird auch für die absehbaren weite-
ren Einbrüche im Wirtschafts- und 
Finanzsektor, zur Rechtfertigung 
seiner militärischen Aufrüstung 
und zur Begründung umfassen-
der Sozialkürzungen dringend ei-
nen Sündenbock brauchen. Es ist 
also nicht ausgeschlossen, dass wir 
demnächst erfahren, dass die Ursa-
che für einen Kurssturz des Dow 
Jones, das Platzen neuer US-Im-
mobilienblasen oder Kürzungen 
von Essensmarken für bedürftige 
US-Bürger nicht im US-Finanz-
sektor oder in Washington zu su-
chen sind, sondern – in den weiten 
Gefilden des 8000 Kilometer ent-
fernten Moskauer Kremls.
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Der freie Journalist Paul Schreyer, der u.a. für „Telepolis“ und die 
„NachDenkSeiten“ tätig ist sowie als Autor mehrerer politischer 
Sachbücher bekannt ist, stellt an diesem Abend Inhalte seines 
gleichlautenden, aktuellen Buches vor und diskutiert diese im 
Anschluss mit den Besuchern.
Die Inhalte im Überblick: Geld regiert die Welt – aber wer 
regiert das Geld? Woher kommt es und was gibt ihm seinen Wert? 
Warum sind Banken so mächtig geworden? Wie sind sie überhaupt 
entstanden? Und wie kann die „marktkonforme“ Demokratie zu 
einem System werden, das seinen Bürgern dient? Denn mittlerweile 
scheint es egal zu sein, welche Regierung ein Volk wählt, wenn 
doch in letzter Instanz die Gläubiger entscheiden.
Von alters her hat derjenige die Macht im Staate, der das Geld 
schöpft und in Umlauf bringt. Was früher allein römische Herrscher 
und Könige durften, findet heute weitgehend unter der Kontrolle 
privater Großbanken statt, die eng mit Zentralbanken wie der EZB 
verknüpft sind. Heute erschaffen Banken das Geld und lenken die 
Finanzströme nach ihren Bedürfnissen. Doch es geht auch anders. 
Geld kann von der Gemeinschaft geschöpft werden, einfach und 
direkt mittels öffentlicher Ausgaben – für Zwecke, welche die 
Mehrheit wünscht und über die sie demokratisch entscheidet. Wie 
können wir einen solchen Weg einschlagen?

12.9.2017­–­Vortrag­von­Paul­Schreyer­
zum­Thema­„Wer­regiert­das­Geld?“

Wann: 12.9.2017, 19–21.30 Uhr
Wo: Universität Mannheim
Lautenschläger-Hörsaal (SN 163, Ostflügel des Schlosses), 
Schloss, 68131 Mannheim

Eintritt: frei, Spenden erbeten
Anmeldung: hardy.groeneveld@free21.org
Aus organisatorischen Gründen bitte per Email oder auf 
Facebook unter <http://tinyurl.com/yc266fvn>

Die Idee zu dieser Veranstaltung entstand im Rahmen des 
Stammtisches Free21 live in Karlsruhe. Für die Zukunft ist eine 
Veranstaltungsreihe zum Thema Geldsystem geplant. Weitere 
Infos über <http://tinyurl.com/yao2ju82>.

Pressestimmen zum Buch:
„Gut erklärt und mit viel anschaulicher Historie unseres 
Geldsystems“  – Norbert Häring, Handelsblatt
„Wie Geldschöpfung funktioniert und wer welchen Nutzen daraus 
zieht, das macht Paul Schreyer in seinem Buch deutlich – keine 
geringe Leistung.“ – Christian Brüser, ORF Kontext
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Wir suchen noch ehrenamtliche

Verstärkung für das 
Free21-Team:

Layouter/innen
mit Adobe Indesign ab Vers. CS 4

Free21 publiziert in verschiede-
nen Sprachen. Für alle Sprach-
versionen werden druckfähige 
PDF-Artikel layoutet. Dabei  
brauchen wir Eure Unterstützung. 

Wir freuen uns über engagierte

Wir wollen auch nicht deutsch-
sprachige Menschen bei ihrer 
Meinungsbildung unterstützen 
und einen Teil unserer Artikel in 
anderen Sprachen publizieren. 
Um das zu schaffen, benötigen 
wir Eure Unterstützung. 

Dafür suchen wir ehrenamtliche

sprachlich versiert sowie mit 
guten stilistischen und 
orthografischen Fähigkeiten.

Wenn Ihr uns ehrenamtlich  
unterstützen könnt, schreibt  
bitte an: team@free21.org

Unsere Vision ist ein weltweites  
ehrenamtliches Netzwerk von 
Menschen, die den Mainstream-
Medien Beine machen wollen. 

Wenn jeder Mitstreiter auch nur 
einen Artikel pro Woche gestal-
tet, können wir einiges bewegen!

Übersetzer/innen
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